
Das Reichsgesetz
betreffend die

Erwerbs- und WichschastsgeuifftnHusttu.
Vom 1. Mai 1889.

Kommentar

zum praktischen Gebrauch für Juristen und Genossenschaften

herausgegeben

von

Ludolf Parisms und Dr. jur. Hans Crüger.

Zweite wesentlich vermehrte und umgearbeitete Auflage.

Berlin SWM.
Wilhelmstrabe 119/120.

I. Guttentag, Verlagsbuchhandlung.
1895.





Vorwort zur ersten Anflöge.
Nachdem ich 1868 und 1876 im Verlage von I. Guttentag zu Berlin 

Kommentare zum preußischen Genossenschaftsgesetze vom 27. März 1867 und 
zum norddeutschen Genossenschaftsgesetze vom 4. Juli 1868 herausgegeben 
hatte, erklärte ich mich auf Ersuchen der Verlagshandlung im Voraus gern 
bereit, auch das neue Gesetz zu kommentiren. Aber die genaue Kenntniß 
des Entwurfs und seiner Abweichungen vom bisherigen Gesetze ließ es 
mir von vornherein mehr als zweifelhaft erscheinen, ob ich einen ausführ­
lichen, gründlichen Kommentar werde so zeitig Herstellen können, daß er 
beim Inkrafttreten des Gesetzes fertig vorliege. Ich war deshalb erfreut, 
in der Person des Herrn Gerichtsassessors Dr. jur. Hans Crüger, welcher 
seit drei Jahren die Stelle des ersten Sekretärs der Anwaltschaft des all­
gemeinen Verbandes der deutschen Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften 
verwaltet, einen Mitarbeiter zu gewinnen, der reiche Gelegenheit hatte, die 
Rechtsverhältnisse und wirthschaftlichen Bedürfnisse zahlreicher und verschieden­
artiger Genossenschaften kennen zu lernen.

Unsere gemeinsame Arbeit wurde durch die erheblichen Veränderungen, 
die der Gesetzentwurf im Reichstage erfuhr, wider Erwarten erschwert. 
Dennoch konnte die Verlagshandlung den eigentlichen Kommentar bereits 
im September 1889, also vor dem Inkrafttreten des Gesetzes versenden. 
Im Einverständniß mit uns versprach sie dabei, Einleitung, Sachregister 
und die von uns zur Vollständigkeit des Kommentars für unentbehrlich 
erachteten, im § 171 Abs. 2 des Gesetzes angekündigten Bekanntmachungen 
der Zentralbehörden der Einzelstaaten in vier bis fünf Wochen nachzuliefern. 
Es war vorausgesetzt, daß diese Bekanntmachungen, die nach dem Reichs­
gesetz vor dem 1. Oktober 1889 zu erwarten waren, spätestens Mitte Oktober 
allesammt vorliegen würden. Diese Voraussetzung traf nicht zu. Ins­
besondere blieb Preußen mit seiner Bekanntmachung, auf deren Abdruck wir 
Werth zu legen hatten, im Rückstände. Inzwischen war die erste Ausgabe 
des im September versendeten Kommentars bereits so weit vergriffen, daß 
Anfang Dezember 1889 ein zweiter unveränderter Neudruck bewirkt werden 
mußte. —

Die preußische Bekanntmachung ist im Reichsanzeiger erst am Weihnachts­
abend erlassen. Die Verzögerung gestattete, im Nachtrage einige wichtige 
praktische Erfahrungen aus dem ersten Vierteljahre der Gültigkeitsdauer des 
neuen Gesetzes mitzutheilen.

Charlottenburg, 12. Januar 1890.

Ludolf Parisius.



Zur zweiten Auflage.

Bei der ersten Auflage konnten, da der eigentliche Kommentar bereits im 
September 1889 erschien, andere Kommentare, wie der kurz vorher erschienene 
von Pröbst und die später erschienenen von Maurer und Joel nicht ver­
glichen werden. In dieser zweiten, bedeutend vermehrten Auflage sind ab­
weichende juristische Meinungen jener Werke besprochen und die sonst in der 
juristischen und genossenschaftlichen Literatur seit dem Inkrafttreten des 
Genossenschaftsgesetzes vom 1. Mai 1889 behandelten Fragen erörtert. Berück­
sichtigt sind alle in den fünf Jahren seit Erlaß des Gesetzes in Genossenschafts- 
sachen ergangenen Entscheidungen der Gerichte und Behörden, und nicht blos 
die in Sammlungen und Zeitschriften mitgetheilten, sondern auch alle, die 
uns durch das Bureau des Allgemeinen Verbandes deutscher Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften zugänglich wurden. Das gesammte reiche 
Material der Anfragen von Genossenschaften und Behörden über Auslegung 
und Anwendung des Gesetzes bei dem Allgemeinen Verbände deutscher Er­
werbs- und Wirthschaftsgenossenschaften stand uns zur Verfügung, so daß 
wohl fast jede in Theorie und Praxis seit Erlaß des Genossenschaftsgesetzes 
entstandene und ausgeworfene wichtige Frage in dem Kommentar hat be­
rücksichtigt werden können.

Charlottenburg, 15. Dezember 1894.

Kudolf Parisms. Dr. gmts Crüger.
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Einleitung.
I. Zur Geschichte der deutschen Genosseuschaftsbewegnng.^)

Die ersten „aus dem Prinzip der Selbsthülfe der Betheiligten beruhenden 
deutschen Genossenschaften der deutschen Handwerker und Arbeiter" sind von 
dem Kreisrichter Hermann Schulze-Delitzsch — geboren am 29. August 1808, 
gestorben am 29. April 1883 — in den Jahren 1849 und 1850 in seiner 
Heimathsstadt Delitzsch ins Leben gerufen. Er behandelte diese „ersten 
rohen Anfänge" in einer 1850 veröffentlichten Schrift „Mittheilungen über 
gewerbliche und Arbeiterassoziationen". Diese Assoziationen sollten die 
Handwerker und Arbeiter von den Wegen der nach Staatsunterstützung 
lüsternen Zünftler und der von oben herab zentralisirenden Sozialisten ab­
lenken. Schon drei Jahre darauf im März 1853 beschrieb er in seinem 
„Assoziationsbuch für deutsche Handwerker und Arbeiter" die 12 in Delitzsch 
und den Nachbarstädten Eilenburg und Bitterfeld errichteten Assoziationen, 
zwei Krankenkassen, zwei Vorschußvereine, zwei Konsumvereine und sechs 
Rohstoffassoziationen von Tischlern, Schuhmachern, Schneidern, und fügte 
Statuten, Formulare, Anweisungen zur Buchführung bei. In diesem Buche 
trat er den Handwerkern und Arbeitern mit einem vollständigen Affoziations- 
system gegenüber, zugleich aber mit der Erklärung, daß diese Arten 
Assoziationen nur Vorstufen des Gewerbebetriebs für gemeinschaftliche 
Rechnung, der Produktivgenossenschaft seien. Anfangs 1854 gab Schulze 
bereits em besonderes Blatt für seine Assoziationen heraus, die zunächst 
achtmal jährlich erscheinende Abtheilung der deutschen Gewerbezeitung 
„Innung der Zukunft", aus welcher in allmählicher langsamer Vergrößerung 
die „Blätter für Genossenschaftswesen" geworden sind. Von seinen Asso­
ziationen traten in den nächsten Jahren schnell die Vorschußvereine in den 
Vordergrund. Im März 1855 widmete Schulze ihnen sein Buch „Vorschuß- 
und Kreditvereine als Volksbanken". Damals, als erst acht Vorschuß­
vereine bestanden, wagte Schulze zu prophezeien, „daß es in nicht ferner 
Zeit keine Stadt in Deutschland geben werde, welche nicht ein solches Institut 
nachzuweisen haben würde."

Aus diesen ersten Anfängen entwickelte sich die deutsche genossenschaft­
liche Bewegung. Der vorsorglichen, unermüdlichen Thätigkeit „des Vaters 
des deutschen Genossenschaftswesens" ist das bis 1. Oktober 1889 gültige 
deutsche Genossenschaftsgesetz, das „Gesetz betreffend die privatrechtliche 
Stellung der Erwerbs- und Wirthschastsgenossenschaften vom 4. Juli 1868", 
zu verdanken. Auch auf Entstehung und Inhalt des neuen Gesetzes hat 
Schulze-Delitzsch, sowie der von ihm begründete allgemeine Verband der

*) Vgl. Die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften in den einzelnen Ländern 
von Dr. jur. Hans Crüger (Jena 1892).



X Genossenschaftsgesetz.

Erwerbs- und WirLhschaftsgenossenschaften einen hervorragenden Einfluß 
geübt. Es liegt nicht in unserer Absicht, etwa in Fortsetzung der von 
Parisius in der Einleitung seines 1876 erschienenen Werkes: „Die Genossen­
schaftsgesetze im deutschen Reiche" für die Zeit bis 1875 gegebenen Dar­
stellung, jenen Einfluß nachzuweisen. Mit dem 1. Oktober, mit dem In­
krafttreten des Gesetzes vom 1. Mai 1889, begann ebenso wie nach Erlaß 
des Gesetzes vom 5. Juli 1868, ein neuer Aufschwung des deutschen Ge­
nossenschaftswesens. Zum Verständniß des neuen Gesetzes aber ist die an 
sich sehr lehrreiche Bewegung in den Jahren von 1875 bis 1889 kaum von 
Wichtigkeit. Erst nach mehrjähriger Erfahrung der Genossenschaften wird 
sich beurtheilen lassen, welche Folgen gewisse, die praktische Entwickelung 
beeinflussende Neuerungen dieses Gesetzes hervorgerufen haben.

Wir werden uns daher mit einem flüchtigen Blick auf den Stand der 
Genossenschaftssache in Deutschland begnügen können. Nur in einer Be­
ziehung ist durch das Gesetz selbst eine Ausnahme geboten. Dasselbe verlieh 
den bestehenden und künftig entstehenden genossenschaftlichen Verbänden, 
von denen, als der rechtlichen Persönlichkeit entbehrend, die bisherige Gesetz­
gebung nichts kannte, durch den vierten Abschnitt eine dauernde Bedeutung. 
Thatsächliche Mittheilungen über Entstehung und bisherige Wirksamkeit des 
aenosienschaftlichen Verbandswesens sind nicht zu entbehren, da Einrichtungen 
des von Schulze begründeten allgemeinen Verbandes und seiner Unter­
verbände die Vorschläge zu jenem Gesetzesabschnitt veranlaßt haben, die in 
der Hauptsache von den gesetzgebenden Faktoren genehmigt und in das 
Gesetz aufgenommen sind.

Auf eine von Schulze und acht Leitern genossenschaftlicher Kreditvereine 
erlassene Einladung versammelte sich um Pfingsten 1859 zu Weimar „der 
erste Vereinstag deutscher Vorschuß- und Kreditvereine, welche auf der Selbst­
hülfe der Kredrtbedürftigen aus dem kleinen und mittleren Gewerbestande 
beruhen" und beschloß, „ein Central-Korrespondenzbureau der deutschen Vor­
schuß- und Kreditvereine" zu begründen, um dessen Leitung Schulze ersucht 
wurde. Bis Dezember 1859 hatten sich 32 Vereine betheiligt. Langsam 
ging es damit weiter. Im Aufträge des „dritten Dereinstages der auf 
Selbsthülfe gegründeten deutschen Vorschuß-, Kredit- und Rohstoffvereine" 
Halle a. S. Pfingsten 1861 erließ der dort gewählte „engere Ausschuß der 
deutschen Genossenschaften" einen öffentlichen Aufruf zum Beitritt. Die 
Centralstelle wurde 1861 zur „Anwaltschaft der deutschen Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenoffenschaften". Auf dem Vereinstage zu Potsdam Pfingsten 
1862, als sich ohne Zuthun des Anwaltes besondere Verbände für das 
Königreich Sachsen und für den Mittelrhein gebildet hatten, ward auf 
Schutzes Antrag die Bildung von Landes- und Provinzial-Unterverbänden 
angerathen und für dieselben ein Statutentwurf genehmigt. Schon die 
folgenden Vereinstage zu Görlitz und Mainz vollendeten die Organisation. 
In Mainz 1864 nahm der sechste allgemeine Vereinstag „das Organische 
Statut des Allgemeinen Verbandes der auf Selbsthülfe be­
ruhenden deutschen Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften" 
an, welches mit geringen Aenderungen bis 1891 galt.

Die Grundzüge dieser Organisation geben wir im Anschluß an eine 
Darstellung der „Jahresberichte" der Anwaltschaft folgendermaßen an: Die 
Geschäfte des allgemeinen Verbandes führt der gewählte Anwalt — seit 
Schutzes Tode der Rechtsanwalt a. D. Friedrich Schenck, geb. 19. De­
zember 1827 — mit förmlich eingerichtetem Bureau. Die dem Verbände 
beigetretenen Vereine beschicken durch Abgeordnete einen jährlich stattfindenden 
allgemeinen Vereinstag, welcher als oberste Instanz die gemeinsamen



Einleitung. XI

Interessen überwacht, deren Wahrnehmung bei der Gesetzgebung, ebenso wie 
die Ertheilung von Rathschlägen und Gutachten an die einzelnen Vereine 
bei ihrer Organisation und bei allen einschlagenden geschäftlichen Vor­
kommnissen dem Anwalt übertragen ist. „Als Zwischenglieder zwischen den 
Centralorganen und den einzelnen Vereinen sind Unter- oder Provinzial­
oder engere Landesverbände gebildet, welche die Vereine einzelner deutscher 
Länder, Provinzen oder gewisser Klassen der Genossenschaften umfassen und 
die Wahrnehmung von deren Sonderinteressen, sowie die Vermittelung mit 
den Centralstellen zu ihrer Anfgabe haben. Indem sie einestheils dem all­
gemeinen Vereinstage durch besondere Versammlungen vorarbeiten, andern- 
theils dessen Beschlüsse in ihrem Bereiche zur Geltung bringen, greifen sie 
lebendig in das Getriebe ein. Die von ihnen gewählten Vorstände bilden 
als engeren Ausschuß eine Körperschaft, welche dem Anwalt in der Zwischen­
zeit zwischen den Vereinstagen und insbesondere bei Ordnung der Finanzen 
des Verbandes zur Seite steht".*)

Der gegenwärtige Bestand der zum allgemeinen Verbände gehörigen 
Vereine ist m den Mittheilungen des Anwaltes vom Genossenschafts tage 
1894 auf 1447 angegeben, von denen 1387 Unterverbänden angeschlossen 
sind. Im nachfolgenden Verzeichniß der Unterverbände ist das Stiftungs- 
jahr, der Ort, von welchem die Leitung erfolgt, und der Bestand vom
1. Oktober 1894 angeführt.

1. 1861. Verband Sächsischer Kre d il genossenschenschaften. — Chemnitz. 
88 Vorsch.-V.

2. 1862. B. Erwerbs- u. Wirthschaftsgenossenschasten am Mittelrhein. — 
Wiesbaden. 73 Gen. (69 Vorsch.-B., 2 Rohstoff- und je eine Magazin- u. Produktiv-G.).

3. 1862. B. der Kredit-G. von Rheinland, Westfalen, nebst Lippe und 
Wal deck. — Ruhrort. 31 Vereine (29 Vorsch.-V., 2 Bau-G.).

4. 1862. V. der Erwerbs- u. Wirthschasts-Genossensch. Schlesiens. — Breslau. 
101 Vereine (96 Vorsch.-V., 4 Produküv-G., 1 Werk.-G.).

5. 1863. B. Norddeutscher G. (von Mecklenburg, Vorpommern und 
Rügen.) — Nibnitz. 48 Vereine (47 Vorsch.-V., 1 Werk-G.).

6. 1863. V. der Thüringischen Vorsch.-V. — Ilmenau. 93 Vereine (92 Vor- 
schuß-V., 1 Werk.-G.).

7. 1864. V. der Vorsch.-V. zu Berlin. — Berlin. 25 Borsch.-V.
8. 1864. V. der Kredit-G. im Regierungsbezirk Magdeburg, Herzogthum 

Braunschweig u. Provinz Hannover. — Halberstadt. 37 Vorsch.-V.
9. 1864. V. der Erwerbs- u. Wirthschasts-G. für die südliche Hälfte der Prov. 

Sachsen u. das Herzogth. Anhalt. — Merseburg. 36 Vorsch.-B.
10. 1864. B. der Erwerbs- u. Wirthschafts-G. in Ost- u. Westpreußen. — 

Insterburg. 78 Vereine (77 Vorsch.-B., 1 Ackerbau-G.).
11. V. der deutschen Erwerbs- u. Wirthschafts-G. der Provinz Posen. — 

Posen. 33 Vorsch.-V.
12. 1864. V. Hessischer Vorsch.-V. — Cassel. 24 Vorsch.-B.
13. 1864. V. der Vorschuß- u. Kredit-V. von Pommern und den Grenz­

bezirken der Mark Brandenburg. — Stettin. 40 Vorsch.-V.
14. 1864. V. der Kredit-G. der preußischen Lausitz und der benachbarten 

Landestheile. — Guben. 24 Vereine (23 Vorsch.-V., 1 Rohstoff-G.).
15. 1864. V. der Kredit-G. von Westbrandenburg und angrenzender 

Landestheile. — Havelberg. 28 Vorsch.-V.
16. 1865. V. der Konsumvereine der Prov. Brandenburg und der an­

grenzenden Provinzen u. Staaten. — Berlin. 26 Konsum-Vereine.

*) In dem auf dem Genossenschaftstage in Gera 1891 angenommenen (revidirten) 
Statut ist neben dem aus den Direktoren sämmtlicher Unterverbände bestehenden Ge- 
sammtausschusse noch ein vom Genossenschaftstage aus den Verbandsdirektoren imb 
deren Stellvertretern auf drei Jahre zu wählender engerer Ausschuß von 7 Mitgliedern 
eingeführt, dem wesentliche Funktionen des früheren engeren Ausschusses übertragen sind.



XII Genossenschaftsgesetz.

17. 1866. V. der Oberbadischen Genossenschaften. — Ueberlingen. 33 Vorsch.-V.
18. 1866. V. der Pfälzischen Kredit-G. — Speyer. 23 Vorsch.-V.
19. 3867. V. der Kredit- und Vorsch.-V. von Nordwestdeutschland. — 

Husum. 42 Vorsch.-V.
20. 1867. V. der Konsumvereine der Provinz Sachsen und der angrenzenden 

Provinzen u. Staaten. — Magdeburg. 145 Vereine (136 Konsum-V., 3 Produktiv-, 
•4 Rohstoff-, 1 Magazin-G., 1 Werk.-G.).

21. 1868. V. der Fränkischen Kredit- u. Vorsch.-V. — Miltenberg. 38 Vorsch.-B.
22. 1868. V. der Unterbadischen Genossenschaften. — Karlsruhe. 44 Vorsch.-B.
23. 1869. V. der Schlesischen Konsumvereine. — Breslau. 13 Konsum-V.
24. 1870. B. der Erwerbs- u. Wirthschafts-G. der Provinzen Starkenburg und 

Oberhessen. — 28 Vereine (24 Vorsch.-V., 2 Rohstoff-V., 1 Konsum-V.. 1 Gewerbe- 
Hallen-Verein).

25. 1871. V. der Konsum-V. der Lausitz und der angrenzenden Provinzen. — 
Sommerfeld. 25 Konsum-V.

26. 1872. V. Sächsischer Konsum-V. (Der Verband bestand in Sonder­
stellung schon seit 1869.) — Dresden. 42 Vereine (41 Konsum-V., 1 Rohstofs-G.).

27. 1872. V. Süddeutscher Konsum-V. (Der Verband bestand in Sonder­
stellung schon seit 1867.) — München. 46 Konsum-V.

28. 1872. V. Rheinisch-Westfälischer Konsum-B. — Lüdenscheid. 24 Konsum-V.
29. 1877. V. Thüringischer Konsum-V. — Meiningen. 85 Vereine (8l Kon- 

sum-V., je eine Rohstoff-, Produktiv-, Bau- u. Weidegenossenschaft).
30. 1878. V. Bayerischer Genossenschaften. — München. 20 Vereine (13 Vor- 

schuß-V., 3 Produktiv-, 2 Bau-, 1 Magazin-, 1 Rohstoff-G.).
31. 1888. V. Nordwestdeutscher Konsum-V. — Bremen. 36 Vereine 

(30 Konsum-V., 2 Produktiv-, 2 Bau-, 1 Rohstoff-, 1 Magazin-G.).*)
32. 1890. V. der Magazin-, Rohstoff-, Produktiv- u. Bau-G. in Norddeutsch- 

land. — Berlin. 10 Vereine (je 3 Rohstoff-, Bau- u. Werk-G. und 2 Produktiv-G.).
Außer den 1387 Vereinen, welche die Mitglieder der 32 Unterverbände 

bilden, waren noch 60 Vereine vorhanden, die bisher zwar dem allgemeinen 
Verbände, aber keinem Unterverbande angehörten, nämlich 45 Vorschuß- und 
.Kreditvereine, 12 Konsumvereine und 3 andere Genossenschaften.

Eine ständig fortschreitende Entwickelung in Statuten, Einrichtung und 
Geschäftsführung der Genossenschaften wurde erzielt:

1. durch die enge Verbindung der Unterverbände und ihrer Leiter mit 
dem allgemeinen Vereinstage und dem Anwalt. Die Vereinstage wechselten 
den Ort. Sie fanden statt: 1. 1859 zu Weimar, 2. 1860 Gotha, 3. 1861 
Halle a/S., 4. 1862 Potsdam, 5. 1863 Görlitz, 6. 1864 Mainz, 7. 1865 
Stettin, 8. 1866 Cassel, 9. 1867 Quedlinburg, 10. 1868 Leipzig, 11. 1869 
Neustadt a/H. und Magdeburg Konsumvereinstag, 12. 1871 Nürnberg, 
13. 1872 Breslau, 14. 1873 Konstanz, 15. 1874 Bremen, 16. 1875 München, 
17. 1876 Danzig, 18. 1877 Wiesbaden, 19. 1878 Eisenach, 20. 1879 
Stuttgart, 21. 1880 Altona, 22. 1881 Cassel (zum zweiten Mal), 23. 1882 
Darmstadt (letzter von Schulze besuchter und geleiteter Vereinstag), 24. 1883 
Halberstadt (Wahl Schencks zum Anwalt), 25. 1884 Weimar (zum zweiten 
Mal), 26. 1885 Karlsruhe, 27. 1886 Kolberg, 28. 1887 Plauen i. Vgtl., 
29. 1888 Erfurt, 30. 1889 Königsberg i. Pr., 31. 1890 Freiburg i. Baden,

*) Im Laufe der Jahre sind einzelne Verbände entstanden und wieder eingegangen, 
z. B. Verband der Genossenschaften im Saarbecken (1868 bis 1882), Verband nord­
deutscher Schuhmachergenossenschaften (1867 bis 1872), Verband deutscher Baugenossen­
schaften (1875 bis 1876) u. s. w. Ausgeschieden sind der Verband wirthsch. Genossen­
schaften in Württemberg — Ulm (von 1865 bis 1893 60 23er.), der V. landwirthschastlicher 
G. der Provinz Preußen — Insterburg (1876 bis 1890 30 G. blieb Verband der 
Vereinigung deutscher landwirthschastlicher Genossenschaften), der Verband niedersächsischer 
G. (1884 bis 1890 Hannover 36 V.)
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32. 1891 Gera i. Reuß, 33. 1892 München (zum zweiten Mal), 34. 189A 
Stettin (zum zweiten Mal), 35. 1894 Gotha (zum zweiten Mal).

Die Unterverbandstage finden einen bis drei Monate vor dem all­
gemeinen Vereinstage, ebenfalls mit Wechsel des Ortes, statt. Ihnen 
wohnt der Anwalt oder ein von ihm beauftragter Vertreter der Anwaltschaft 
bei.*) Die auf ein Jahr gewählten Verbandsdirektoren haben die Ver­
pflichtung, die allgemeinen Vereinstage zu besuchen und dort den Sitzungen 
des Gesammtausschusses beizuwohnen; sie erhalten dazu Reisekosten und 
Tagegelder aus der Kasse des allgemeinen Verbandes.

2. durch die regelmäßigen Druckschriften des allgemeinen Verbandes. 
Das Organ desselben, die Blätter für Genossenschaftswesen, eine 
Fortsetzung der zuerst achtmal jährlich erschienenen Innung der Zukunft, 
vollenden demnächst ihren 41. Jahrgang (1893 64 Bogen). Die Jahres­
berichte über die auf Selbsthülfe gegründeten deutschen Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften sind aus den bescheidensten Anfängen zu einem 
großen statistischen Musterwerk angewachsen.**) Ueber die einzelnen allgemeinen 
Vereinstage ist jedesmal im Aufträge derselben ein (nicht stenographischer) 
ausführlicher Bericht nebst Darstellung der Finanzen u. dgl. vom Anwalt 
veröffentlicht und jedem Vereine des allgemeinen Verbandes zugesendet.***)

3. Den Zwecken des Verbandes diente ferner die von den verbündeten 
Vereinen 1864 mit einem Kommanditaktienkapital von 810000 Mk. be­
gründete, jetzt mit 21 Millionen Mk. dotirte Deutsche Genossenschaftsbank 
von Sörgel, Parrisius u. Co. in Berlin (Kommanditgesellschaft auf Aktien), 
mit der Bestimmung, den Genossenschaften die Großbankverbindungen zu 
vermitteln und als Centralgeldinstitut zu dienen, mit einer 1871 eröffneten 
Kommandite in Frankfurt a/M.

In den ersten Jahren der genossenschaftlichen Bewegung hatten sich die 
Genossenschaften öfters über die aus Uebelwollen gegen die Personeil oder 
aus büreaukratischem Mißtrauen entsprungenen Versuche zu beklagen, ihre 
Wirksamkeit zu hemmen oder nach bestimmten Richtungen hin einzuzwängen.

*) Regelmäßige Vertreter waren von 1865 bis jetzt Kreisrichter a. D. ßiibolf 
Parisius, von 1868 bis 1888 einschl. Dr. Fritz Schneider, der erste Sekretär der 
Anwaltschaft, seit 1887 Gerichtsassessor Dr. Hans Crüger, zur Zeit erster Sekretär des 
Allg. Verbandes.

**) Die ersten Jahresberichte „über die deutschen Vorschubvereine" für die Jahre 
1854, 1855, 1856, 1857 und 1858 sind in dem Sammelwerk: „Die Entwickelung des 
Genossenschaftswesens in Deutschland" von Schulze-Delitzsch 1870 wieder abgedruckt. Als 
besonderes Buch erschien zuerst der Jahresbericht für 1859 „über die auf dem Prinzip 
der Selbsthülfe der Betheiligten beruhenden deutschen Genossenschaften der Handwerker 
und Arbeiter"; 1860 lautete der Titel „über die auf Selbsthülfe gegründeten deutschen 
Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften des kleinen Gewerbsstandes", 1861 ebenso, 
nur zuletzt „des kleinen und mittleren Gewerbsstandes", von 1862 bis 1888 ebenso 
unter Fortfall der letzten Worte. Die Jahresberichte bis 1881 sind von Schulze- 
Delitzsch, der für 1882 von Dr. F. Schneider als stellvertretendem Genossenschafts­
anwalt, die folgenden von F. Schenck, Anwalt des allgemeinen deutschen Genossenschasts- 
verbandes, herausgegeben. Bon dem Jahresbericht erhalten alle diejenigen Genossen­
schaften ein Freiexemplar, welche die ihnen übersandte statistische Tabelle rechtzeitig 
ausfüllten und einsandten.

***) Vgl. Fr. X. Pröbst: „Die Grundlehren der deutschen Genossenschaften nach den 
Beschlüssen der allgemeinen Vereinstage systemattsch dcttgestellt und eingeleitet nut einer 
Skizze der Geschichte des allgemeinen Vereinstages." — Die einzelnen Unterverbands­
direktoren senden gedruckte Berichte und Mittheilungen über die Untervereinstage aus, 
die Verbände süddeutscher Konsumvereine und der Konsumvereine der Provinz Sachsen 
in Form von Zeitschriften.
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Eingedenk dieser Erfahrungen haben Schulze-Delitzsch und seine Freunde 
auch jede ihnen angebotene Förderung oder Unterstützung des Staates stets 
grundsätzlich abgelehnt. Als die preußische Regierung im August 1865 eine 
aus Arbeitgebern und Arbeitern zusammengesetzte Kommission unter anderm 
die Frage berathen ließ, was geschehen könne, „um die aus Selbsthülfe be­
ruhenden Genossenschaften (Vorschuß- und Kreditvereine, Vereine zur Be­
schaffung von Rohstoffen, Konsumvereine, Produktivassoziation) zu fördern", 
nahm der gerade in Stettin tagende siebente allgemeine Vereinstag auf 
Antrag von Parisius eine Resolution an, in deren erstem Satze erklärt 
wurde: einzige Förderung, welche die Genossenschaften von der preußischen 
wie von jeder anderen Staatsregierung beanspruchen, sei, daß sie sich aller 
Versuche, die Genossenschaften der polizeilichen Kontrole zu unterstellen, 
fernerhin enthalten und dem von Schulze 1863 im Abgeordnetenhause ein* 
anbrachten Genossenschafts - Gesetzentwurfe zustimmen, — und dessen letzter 
Satz lautete:

„Alle Versuche der Staatsregierungen, die auf Selbsthülfe be­
ruhenden Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften im Allgemeinen 
oder innerhalb einer einzelnen Berufsklasse durch positive Ein­
mischung fördern zu wollen, müssen als ihnen schädlich 
zurückgewiesen werden."

Diesen Grundsätzen ist der von Schulze-Delitzsch vor 36 Jahren be­
gründete Verband stets treu geblieben.

Andere Verbände, welche erst entstanden sind, nachdem durch Erlaß 
des Genossenschaftsgesetzes von 1868 die Hauptschwierigkeit der Bewegung 
aus dem Wege geräumt war, haben sich zu positiven Förderungen und 
Unterstützungen einzelner Regierungen weniger spröde verhalten, sondern sie 
erbeten und bekommen.

Die Verbandsrevision des neuen Genossenschastsgesetzes hat erhebliche 
Veränderungen in den Genossenschaftsverbänden hervorgerufen. Zu den 
Verbänden, die 1889 schon existirten, sind durch Lostrennung von Unter­
verbänden oder durch Zusammenschließung älterer und nach Inkrafttreten 
des neuen Gesetzes begründeter Genossenschaften eine Reihe neuer Verbände 
entstanden, die zum Theil nur die Durchführung der gesetzlich angeordneten 
Revision bezwecken. Da diese Verbandsbildungen noch im Fluß sind und 
die meisten Verbände statistische Nachweisungen garnicht oder nur in recht 
unvollständiger Form veröffentlichten, auch weder das statistische Amt des 
Reiches noch das statistische Bureau Preußens bisher statistische Erhebungen 
über Genossenschaften und Genossenschaftsverbände anstellten, so erscheint 
uns hier eine eingehende Besprechung der Genossenschaftsverbände nicht 
angezeigt. Indem wir in Betreff Entstehung und Weiterentwickelung der 
größeren Verbände auf die erste Auflage S. XVII bis XXI und auf Parisius 
„Die Genoffenschaftsgesetze im Deutschen Reiche" n. s. w. (1876) verweisen, 
wollen wir uns im Wesentlichen darauf beschränken, den letzten uns bekannten 
Bestand der Verbände aufzuführen. Wir folgen dabei namentlich dem 
Jahresbericht für 1893 vom Anwalt Schenck und Jhrigs Jahrbuch der 
deutschen landwirthschaftlichen Genossenschaften (2. Theil des landwirth- 
schaftlichen Kalenders für 1894, Darmstadt).

AIs zweiter größerer Verband entstand der (Raiffeisensche) Anwaltschafts­
Verband zu Neuwied — jetzt Generalanwaltschaftsverband ländlicher 
Genossenschaften für Deutschland.

Friedrich Wilhelm Raiffeisen (geb. 30. März 1818 zu Hamm a/Sieg 
im Kreise Altenkirchen, gestorben am 11. März 1888 zu Heddesdorf) hat 
als Bürgermeister der Bürgermeisterei Flammersfeld im Dezember 1849 den
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gemeinnützigen und wohlthätigen Zwecken gewidmeten „ Flammersfelder 
Hülfsverein zur Unterstützung unbemittelter Landwirthe" und sodann, 
als er Bürgermeister von Heddesdorf geworden war, im Mai 1854 den 
„Heddesdorfer Wohlthätigkeitsverein" ins Leben gerufen, der neben 
dem Zweck, das Geldbedürsniß der Mitglieder zu befriedigen, „auch die 
Aufgabe hatte, für die Erziehung verwahrloster Kinder zu sorgen, arbeits­
losen Einwohnern, besonders entlassenen Sträflingen Beschäftigung zu 
geben und eine Volksbibliothek zu errichten". Da diese „verschiedenen 
Geschäftszweige in ein und derselben Genossenschaft sich direkt nicht ver­
einigen ließen", erfolgte im Jahre 1864 die Umwandlung des Vereins in 
den „Heddesdorfer Darlehnskassenverein". Nachdem dieser Verein mehrere 
Jahre bestanden und sich bewährt hatte, „gelang es erst, in der Nachbar­
schaft verschiedene andere Vereine zu gründen. Seitdem haben sich dieselben 
in einer rascheren Folge über einen großen Theil der Rheinprovinz und 
dann auch in verschiedenen anderen Landestheilen und Staaten verbreitet." 
So schildert Raiffeisen in seiner, zuerst im März 1866 erschienenen Schrift*) 
die ersten Anfänge seiner Vereine, die sich 1868 sofort unter das Genoffen­
schaftsgesetz stellten.

In Anlehnung an die 1876 begründete Aktiengesellschaft „Landwirt­
schaftliche Central-Darlehnskasse für Deutschland" wurde von Raiffeisen ein 
die an der Bank betheiligten Darlehnskassen umfassender Centralkaffenverband 
und daneben am 26. Juni 1877 der Anwaltschafisverband mit dem 
Sitze in Neuwied gebildet. Der Verband ist in seinen Einrichtungen dem 
allgemeinen Verband nachgebildet. Alljährlich findet ein Vereinstag statt. 
Der Direktor der Centraldarlehnskasse fungirt zugleich als Anwalt, der Auf­
sichtsrath zugleich als Anwaltschaftsrath. Zu letzterem gehören auch die 
Direktoren der Verbände, nicht auch der Unterverbände, die nur einen Kreis 
zu umfassen pflegen. Der Anwalt vermittelt auch den gemeinschaftlichen 
Bezug der nothwendigsten Wirthschaftsbedürfnisse und den Verkauf landwirt­
schaftlicher Produkte. Der Generalanwaltschaftsverband ist Revisionsverband. 
Neben der Generalanwaltschaft und der Landwirtschaftlichen Central- 
Genossenschaft besteht noch ein drittes von Raiffeisen gegründetes Verbands- 
Institut, die kaufmännische Firma Raiffeisen & Co. in Neuwied. Diese hat 
die Druckerei und den Verlag des seit 16 Jahren monatlich erscheinenden 
Vereinsblattes „Landwirthschafts-Genossenschafts-Blatt (Organ für Darlehns­
kassen-, Winzer-, Konsum- u. s. w. Vereine)", ferner die General-Agentur 
einer Lebensversicherunqsbank und betreibt den kaufmännischen Theil der mit 
den gemeinschaftlichen Bezügen verknüpften Geschäfte. Der Gewinn „dient 
zur Durchführung der Organisation der Vereine und zur Sicherung der 
Zukunft der ständigen Mitarbeiter." Der Generalanwaltschaftsverband um­
faßte am 1. Oktober 1889 etwa 500 Darlehnskassen, jetzt nach dem letzten 
Berichte des Generalanwaltes 1232 Genossenschaften (1199 Darlehnskassen­
vereine, 19 Molkereigenossenschaften, 13 Winzervereine und 1 Konsumverein). 
Zum Nachfolger Raiffeisens wurde 1888 sein Stellvertreter Theodor 
Cremer gewählt. Dieser blieb Direktor der Centralkasse und Inhaber der 
Firma Raiffeisen & Co., als der Sohn von F. W. Raiffeisen, Rudolf 
Raiffeisen am 10. September 1889 zum Generalanwalt gewählt wurde.

*) Die erste Auflage des Raiffeisenschen Buches hat den Titel: „Die Darlehns- 
kassen-Vereine als Mittel zur Abhülfe der Noth der ländlichen Bevölkerung, sowie auch 
der städtischen Handwerker und Arbeiter." Spätere Auflagen fuhren den Titel: „Die 
Darlehnskassen-Vereine, in Verbindung mit Konsum-, Verkaufs-, Winzer-, Molkerei-, 
Bersicherungs- u. s. w. Genossenschaften als Mittel zur Abhülfe der Noth der ländlichen 
Bevölkerung. Praktische Anleitung zur Gründung und Leitung solcher Genossenschaften."
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Nachdem derselbe dieses Amt niedergelegt*) (28. November 1892), ist 
Th. Cremer wieder Generalanwalt. Sein Stellvertreter ist seit Januar 1894 
Dr. jur. Josef Strauven in Neuwied.

Der dritte, jetzt größte Verband, ist der „Allgemeine Verband der 
landwirthschaftlichen Genossenschaften des Deutschen Reiches".

Nach dem Vorgang des landwirthschaftlichen Centralvereins für Rhein­
preußen nahmen sich die landwirthschaftlichen Centralstellen im Großherzogthum 
Hessen und im Großherzogthum Baden der Verbreitung landwirthschaft- 
licher Genossenschaften, (Darlehnskassenvereine und Konsumvereine) mit Erfolg 
an. In Hessen entstand noch in den 70er Jahren ein Verband landwirth­
schaftlicher Konsumvereine, welche die Einkäufe durch die Centralstelle besorgen 
ließen. Daneben entstand ein Verband südwestdeutscher landwirthschaftlicher 
Kreditgenossenschaften, der auch badische Vereine umfaßte. Diese bildeten so­
dann einen selbstständigen Verband. Ein solcher ward auch für die noch 
weit zahlreicheren Konsumvereine gegründet. Aber schon 1881 knüpften die 
Führer Polizeirath Haas-Darmstadt (jetzt Kreisrath in Offenbach), General­
sekretär Dr. Weidenhammer-Darmstadt (als Oekonomierath verstorben) 
und Märklin-Karlsruhe Beziehungen zu Schulze-Delitzsch an, indem sie 
auf dem Genossenschaftstage in Kassel Schulzes Rathschläge erforderten. Zum 
allgemeinen Verbände gehörten bereits seit ihrem Bestehen (1871) eine Reihe 
oft- und westpreußischer landwirthschaftlicher Konsumverein und Molkerei­
genossenschaften (letztere die ersten in Deutschland), im August 1876 hatten 
sie sich bei dem Genossenschaftstage in Danzig zu einem Unterverbande unter 
dem Vorsitz von Stöckel-Insterburg vereinigt.**) Die Erörterungen, welche 
zwischen den Vertretern des landwirthschaftlichen Genossenschaftswesens aus 
Deutschlands äußerstem Südwesten und äußerstem Nordosten in Kassel und 
sodann ein Jahr darauf bei Gelegenheit des Genossenschaftstages zu Darm­
stadt gepflogen wurden, namentlich aber eine spätere Besprechung zwischen 
Schulze-Delitzsch, Stöckel-Insterburg und Haas-Darmstadt hatten zur Folge, 
daß die letzteren beiden am 6. Juli 1883 die Vereinigung der deutschen 
landwirthschaftlichen Genossenschaften begründeten. Sie gaben damit 
dem Drängen Schulzes nach, der „seine volle Ueberzeugung dahin aussprach, 
daß dieses besondere Zusammentreten für die weitere Entwickelung des 
Genossenschaftswesens auf landwirtschaftlichem Gebiete unbedingt erforderlich 
sei, und daß er von dieser Vereinigung eine ersprießliche Zusammenarbeit 
aus dem gesummten genossenschaftlichen Felde erhoffe".

Die Vereinigung, die 1884 erst 278 Konsumvereine und Molkereien 
umfaßte, und der sich 1888 auch die Verbände landwirthschaftlicher Kredit­
genossenschaften aus Hessen und Baden anschlossen, hat sich fast sprunghaft 
schnell entwickelt. Dem Verbände gehörten im Sommer 1894 1960 Genossen­
schaften an, von denen 1945 in 21 Unterverbänden vereinigt sind. Von den 
1960 Genossenschaften des Verbandes sind 15 Centralgenossenschaften, 
603 Kreditgenossenschaften, 732 landwirtschaftliche Konsumvereine,

*) Vgl. „Drei Jahre als Generalanwalt der Neuwieder Genossenschafts-Organisation 
von R. P. Raiffeisen." München 3894.

**) Vgl. des Verbandsdireklor Stöckel-Insterburg Bericht über den 18. Verbands­
tag 2B./26. August 1889. Stöckel legt Zeugniß ab von der Fürsorge und liebevollen 
Theilnahme, welche Schulze-Delitzsch den ersten Anfängen des landwirthschaftlichen Ge­
nossenschaftswesens entgegenbrachte. Schulze war „von der ungeheuren Bedeutung des 
Genossenschaftswesens für die Land wirthschaft überzeugt und sah die große Ausdehnung 
desselben klar vorher". Auf seinen dringenden Wunsch wurde der selbstständige Unter­
verband landwirthschaftlicher Genossenschaften Ost- und Westpreußens begründet.
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576 Molkereigenossenschaften, 34 Genossenschaften anderer Art. Die Ver­
bände sind:

1. Verband der landw. Genossenschaften für Ostpreußen — Insterburg, 
42 Vereine (eine landw. Central-G., 8 landw. Kons.-B., 31 Molkerei-G., 2 andere G.)

2. V. der landw. G. für Westpreußen — Gruppe bei Graudenz, 16 G 
(16 Molkerei-G., 1 sonstige G.)

3. V. der pommerschen landw. Konsum-V. — Lübgast bei Graudenz, 8 landw. 
Konsum-V.

4. Molkerei-G.-V. für die Prov. Posen — Charzewo bei Posen, 19 Molkerei-G.
5. V. der landw. G. der Prov. Sachsen und der angrenzenden Staaten — 

Halle a/S., 163 G. (2 Central-G., 17 Kredit-G., 51 landw. Konsum-V., 90 Mol- 
kerei-G., 3 andere G.)

6. V. der landw. Konsum-V. des schleswig-holsteinischen landw. Central­
vereins — Kiel, 34 landw. Konsum-V.

7. V. hannoverscher landw. G. — Hannover, 265 G. (3 Central-G., 
90 Kredit-G.. 45 landw. Konsum-V., 120 Molkerei-G.)

8. B. landw. G. im Reg.-Bez. Hildesheim und den Kreisen Burgdorf und Springe 
— Hildesheim, 31 V. (7 landw. Konsum-V., 24 Molkerei-G.)

9. Meierei-V. für die Provinz Westfalen, Lippe und Waldeck — Münster, 
67 Molkerei-G.

10. V. der landw. G. für den Neg.-Bez. Kassel und angrenzende Gegend — 
Kassel, 39 G. (1 Central-G., 14 Kredit-G., 8 landw. Konsum-V., 16 Molkerei-G.)

11. V. der nassauischen landw. G. — Biebrich a/Nh., 89 G. (1 Central-G., 
26 Kredit-G., 61 landw. Konsum-V., 1 sonstige G.)

12. V. der rheinprenßischen landw. G. — Bonn a/Rh., 89 G. (1 Central- 
G., 21 Kredit-G., 47 landw. Konsum-V., 16 Molkerei-G., 5 sonstige G.)

13. V. der pfälzischen G. — Landau, 186 G. (1 Central-G., 66 Kredit-G., 
117 landw. Konsum-V., 2 Molkerei-G.)

14. V. der landw. G. im Königreich Sachsen — Dresden, 39 G. (1 Central- 
G., 18 Kredit-G., 9 landw. Konsum-V., 8 Molkerei-G., 3 sonstige G.)

15. V. württembergischer landw. G. und Molkereien — Heidenheim a/Brenz. 
110 G. (26 landw. Konsum-V., 82 Molkereien, 2 sonstige G.)

16. V. landw. Kredit-G. im Großherzogthum Baden — Tauberbischofsheim, 
108 Kredit-G.

17. V. der hessischen landw. G. — Offenbach a. M., 382 G. (2 Central-G., 
243 Kredit-G., 115 landw. Konsum-V., 17 Molkerei-G., 5 sonstige G.)

18. V. mecklenburgischer Molkerei-G. - Nostock, 37 Molkerei-G.
19. V. Braunschweiger Molkerei-G. — Brannschweig, 8 Molkerei-G.
20. V. oldenburgischer landw. G. — Oldenburg im Gr., 73 G. (1 Handels- 

G., 46 landw. Konsum-V., 26 Molkerei-G.)
21. Bezugskommission des landw. V. für Nheinpreußen — Bonn a/Rh., 

150 landw. Konsum-V.*)
Die Organisation der Vereinigung ist nachgebildet der des allgemeinen 

Verbandes. Alljährlicher Vereinstag, ein Verwaltnngsausschuß, bestehend 
aus den Vorsitzenden der Verbände und aus drei aus den keinem Unterverbande 
angehörenden Genossenschaften gewählten Mitgliedern, und ein Geschäftsführer, 
jetzt Anwalt genannt, der zugleich Vorsitzender des Verwaltungsausschusses ist. 
Anwalt ist Kreisrath Haas-Offenbach, sein Stellvertreter Stöckel-Inster­
burg. Die allgemeinen Vereinstage wurden abgehalten 1885, 1886, 1887 
und 1888 in Berlin, 1889 in Hildesheim, 1890 in Darmstadt, 1891 in Siel, 
1892 in Insterburg, 1893 in Stuttgart, 1894 in Hannover.

*) Das Preßorgan der Vereinigung erscheint monatlich in Darmstadt. Es besteht 
schon seit 1874 nnd hieß von 1874 bis 1881: „Der Fortschritt, Zeitung für landwirth- 
schaftliches Genossenschaftswesen. Organ des Verbandes landwirthschaftl. Konsumvereine 
im Großherzogthum Hessen, herausgegeben vom Vereinspräsidenten". Seit der Oktober- 
Nummer Jahrgang 16 heißt es: „Deutsche landwirthschaftliche Genossen- 
schaftspresse, Fachzeitschrift für das landwirthschaftliche Genossenschaftswesen. Organ 
der Vereinigung der deutschen landwirthschaftlichen Genossenschaften."

Parisius u. Qrüget, Genossenschaftsgesctz. 2. Stuft. b
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Neben diesen drei Verbänden, von denen der eine sich über das ganze 
deutsche Reich erstreckt und die anderen beiden eine gleiche Ausdehnung an­
streben, giebt es noch mehrere Verbände, die ihrer Ausdehnung von vorn­
herein engere Grenzen gezogen haben:

1. Der Verband landwirthschaftlicher Kreditgenossenschaften 
in Württemberg. Die Genossenschaften (Darlehnskassenvereine) und deren 
Verband sind auf Anregung der staatlichen „Centralstelle für die Land­
wirthschaft" gegründet und werden von ihr unterstützt. Dem seit 1882 be­
stehenden Verbände, dessen Vorsteher der Professor Dr. Leemann in 
Tübingen ist, gehören 614 Darlehnskassenvereine und die vom Verbände 
errichtete landwirthschaftliche Genossenschafts-Centralkasse an.

2. Der Verband der ländlichen Genossenschaften der Provinz Westfalen 
(früher Verband der „Ländlichen Centralkasse" zu Münster in West­
falen genannt) schließt sich an diese Centralkasse an und umfaßt 250 Spar­
und Darlehnskassenvereine. Der Verband steht in Beziehung zu dem vom 
Abg. Freiherr von Schorlemer-Alst geleiteten westfälischen Bauernverein.

3. Der Verband des landwirthschaftlichen Kreiskomites für Unter­
franken und Aschaffenburg (erster Vorstand Regierungspräsident Graf 
von Luxburg zu Würzburg), 286 Darlehnskassenverein, hat sich anscheinend 
mit dem unter 8. aufgeführten bayerischen Landesverband vereinigt.

4. Der Verband der (polnischen) Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schasten der Provinzen Posen und Westpreußen, Anwalt Pfarrer 
Wawrzyniak in Schrimm, umfaßt die von Männern polnischer Nationalität 
geleiteten Genossenschaften, jetzt 83 Kredit- und 2 Meliorationsgenossen­
schaften. Dem Jahresbericht des Anwalts Schenck für 1893 sind Abschlüsse 
von 17 Kreditvereinen aus Ost- und Westpreußen und 48 aus Posen bei­
gefügt. Der Verband hat drei Revisionsverbände.

5. Der württembergische Genossenschaftsverband mit 60 Kredit­
genossenschaften, früher Unterverband des allgemeinen Verbandes, aus­
geschieden 1893, Vorstand Rechtsanwalt Oswald in Ulm.

6. Der Verband niedersächsischer Kreditgenossenschaften, Vorstand 
Dr. Glackemeyer in Hannover, von 1884—1890 Unterverband des allgemeinen 
Verbandes, 60 Genossenschaften, darunter 47 Kredit-, 1 Molkereigenossen­
schaft, 1 Stuhlfabrik, über die übrigen fehlen Mittheilungen.

7. Verband der badischen landwirthschaftlichen Konsumvereine, 
203 landwirthschaftliche Konsum- und Absatzvereine.

8. Bayerischer Landesverband landwirthschaftlicher Darlehnskassen­
vereine — München, Verbandsdirektor Freiherr v. Soden, 180 Genossen­
schaften (179 Darlehnskassenvereine und 1 Centralkasse) ohne den unter­
fränkischen Verband zu 3. Dem Verband ist Staatsunterstützung bei seiner 
Gründung im November 1893 zugesichert. (Vgl. Bl. für G. 1893 Nr. 51, 
1894 Nr. 46.)

Die nachfolgenden Verbände sind in den letzten Jahren entstanden:
9. Verband der landwirthschaftlichen Genossenschaft in Ermland, 

53 Darlehnskassen und 1 Centralkasse.
10. Verband schlesischer ländlicher Genossenschaften, e. G. m. b. H., zu 

Neiße, Direktor Abgeordneter Freiherr v. Huene, Vorsitzender des schlesischen 
Bauernvereins, mit dessen Hülfe 60 Darlehnskassenvereine und 1 Wirth- 
schastsgenossenschaft gegründet sind.

11. Rheinischer Revisionsverband, Direktor der Vorsitzende des 
rheinischen Bauernvereins Abgeordneter Freiherr v. Loe-Terporten. 80 Spar­
und Darlehnskassenvereine und 1 Centralgeldvermittelungsstelle „Rheinischer 
Bauern- und Kreditvereine".



Einleitung. XIX

12. Molkerei-Revisionsverband für Brandenburg, Vorpommmern 
nnd Mecklenburg, 60 Molkereien.

13. Verband hinterpommerscher Molkereigenossenschaften, 27 Mol­
kereien.

14. Westholsteinischer Meiereiverband, 28 Molkereien.
15. Revisionsverband für das Herzogthum Schleswig, 10 Molkereien.
16. Molkereirevisionsverband für das Fürstenthum Ratzeburg, 

7 Molkereien.
17. Rheinischer Genossenschaftsverband, Sitz in Köln, 131 Genossen­

schaften (27 Kredit-, 7 Produktiv-, 3 Baugenossenschaften, 94 Konsum­
vereine), auf Anregung des Freiherrn v. Broich gegründet.

18. Revisionsverband anhaltischer Kreditgenossenschaften, Sitz in 
Köthen. 6 Genossenschaften.

19. Revisionsverband hessischer Genossenschaften, Sitz Gießen, 41 Ge­
nossenschaften (21 Kredit-, 19 Konsum- und 1 Baugenossenschaft).

20. Revisionsverband der Konsumvereine in den Kreisen Merzig, 
Saarlouis, Saarbrücken und Ottweiler, Sitz St. Johann/Saar.

21. Der (antisemitische) mitteldeutsche Revisionsverband. (Dr. Böckel- 
Marburg.)

22. Der Verband der deutschen Centralgenossenschaft zu Berlin, 
e. G. m. b. H., begründet vom Freiherrn v. Broich. „Der genossenschaftliche 
Wegweiser, Zeitschrift für sozial-reformatorisches Genossenschaftswesen", das 
Organ der deutschen Centralgenossenschaft, giebt über den Bestand des Ver­
bandes nicht genügenden Aufschluß.

23. Centralrevisionsverband landwirthschaftlicher Genossenschaften*), um­
faßt die von den Vorstandsmitgliedern der deutschen Centralbenossenschaft 
Freiherren v. Broich und Sprengel in Gemeinschaft mit den drer Präsidenten 
der großen politisch konservativ-agrarischen Vereinigungen Preußens, mit 
Graf Mirbach, Freiherrn v. Manteuffel und v. Plötz im Januar 1891 ge­
gründeten landwirthschaftlichen Hauptgenossenschaft zu Berlin mit 8 Krers- 
genossenschaften.

An Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften fand das Gesetz vom 
1. Mai 1889 im deutschen Reiche nach dem Jahresbericht des Anwalts 
Schenck für 1888 5950 vor. In dem Jahresbericht für 1893 sind 9934 Ge­
nossenschaften als Bestand vom 31. Mai 1894 namhaft aufgeführt, darunter 
7609 e. G. m. u. H., 1655 e. G. m. b. H. und 86 e. G. m. u. Nachschußpflicht 
und 584 nicht eingetragene Genossenschaften. Unter den 9934 Genossen­
schaften sind 5489 Kreditgenossenschaften, 1339 Konsumvereine, 101 Bau­
genossenschaften und 3005 Genossenschaften in einzelnen Gewerbszweigen. 
Die letzteren vertheilen sich folgendermaßen:

A. Rohstoffgenossenschaften 1. gewerbliche (der Handwerker) 59, 2. land- 
wtrthschaftliche (Konsumvereine) 1071, zusammen 1130.

B. Werkg enossenschasten 1. gewerbliche 17, 2. landwirthschaftliche a) zur 
Beschaffung landwirthschaftlicher Maschinen und Geräthe 97, b) zur Be­
schaffung und Unterhaltung von Zuchtvieh 117, zusammen 231.

C. Magazingenossenschaften 1. gewerbliche 54, 2. landwirthschaftliche 4, 
zusammen 58.

D. Produktivgenossenschaften 1. gewerbliche 129, 2. land- und forst- 
wirthschaftliche 1342 (Molkerei- und Käsereigenossenschaften 1265, Winzer­
genossenschaften 30, Züchtereigenoffenschaften 10, Genossenschaften für Bau

*) Bergt. Genossenschastsblätter S. 18 Jahrg. 1891.
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und Vertrieb von Feld- und Gartenfrüchten 30, Schlachtergenossenschaften 1, 
Waldgenossenschaften 1, Fischereigenossenschaften 4), zusammen 1471.

E. Versicherungsgenossenschaften 19.
F. Sonstige Genossenschaften 106.

n. Die einzelnen Arten der Erwerbs- und Wirthschafts­
genossenschaften.

Die Entwickelung der verschiedenen Arten der deutschen Genossenschaften 
des Systems Schulze-Delitzsch bis zum Jahre 1874 hat Parisius in der 
Einleitung seines Buches „Die Genossenschaftsgesetze im deutschen Reiche" 
darzustellen versucht (S. 17 bis 84). Seitdem hatte schon die Aenderung der 
Wirtschaftspolitik auf genossenschaftliche Unternehmungen der Handwerker 
und Arbeiter lähmend eingewirkt. Auch die bis dahin zahlreichsten Arten 
der Genossenschaften, die Vorschuß- und Kreditvereine und die Kon­
sumvereine, hatten vor und- nach dem neuen Genossenschaftsgesetze 
mancherlei Schwierigkeiten zu überwunden. Die Fortschritte, die in der 
Zeit von 1874 bis nach Erlaß des Genossenschaftsgesetzes in der Genossen­
schaftssache gemacht sind, haben wir in der ersten Auflage dieses Buches 
nachgewiesen. Da regelmäßige statistische Aufnahmen von anderen Ver­
bänden als dem (Schulzeschen) Allgemeinen Verbände nicht vorliegen, so 
begnügen wir uns hier mit kurzen Mittheilungen über diese, vornehmlich 
im Anschluß an die Jahresberichte des Anwalts Schenck.

L Die Vorschuß- und Kreditvereine.
Die statistische Tabelle des Jahresberichts der Anwaltschaft für 1893 

enthält in 58 Kolonnen die Abschlüsse von 1038 Genossenschaften, von denen 
die meisten dem Allgemeinen Verbände angehören. Eingefügt sind, abge­
sehen von einzelnen anderen Genossenschaften, die von der württembergischen 
Centralstelle für Gewerbe und Handel dem Anwalt zur Benutzung über­
lassenen Abschlußtabellen württembergischer Kreditgenossenschaften und die 
Abschlüsse von 65 polnischen Kreditvereinen. Von jenen 1038 Genossen­
schaften fallen 601 auf Preußen (90 Ost- und Westpreußen, 87 Brandenburg, 
38 Pommern, 80 Posen, 99 Schlesien, 67 Sachsen, 32 Schleswig-Holstein, 
3 Hannover, 4 Westfalen, 75 Hessen-Nassau und 18 Nheinprovinz), 69 auf 
Bayern, 32 Königreich Sachsen, 91 Württemberg, 74 Baden, 35 Hessen, 
36 Mecklenburg, 78 sächsische Herzogthümer und thüringische Staaten, 
14 Braunschweig, Oldenburg, Lippe und Waldeck, 4 Anhalt, 4 auf 
Hansastädte.

Obschon bei Erlaß des neuen Genossenschaftsgesetzes eine Reihe meist 
größerer Kreditvereine sich in Aktien- oder Aktien-Kommanditgesellschaften 
verwandelt und obschon in vielen Gegenden die in großer Zahl gegründeten 
Raiffeisenschen Darlehnskassen-Vereine den bestehenden Kreditvereinen erheb­
liche Konkurrenz gemacht haben, ist doch ein Rückgang nicht eingetreten. 
Die 1038 Kreditvereine hatten bei 502184 Mitgliedern im Rechnungsjahr 
1893 ausgegeben über 2600 Millionen Mark.

Sie gewährten — wir wollen nach dem Jahresbericht hier die wich­
tigsten Summen blos in Millionen Mark angeben — Kredit 1. auf festes 
Zrel Millionen Mk. 933 Kredit in 1 530 880 einzelnen Posten und zwar 
auf Vorschußwechsel 567 ya (einschließlich 292 Verlängerung älterer Kredite), 
auf Schuldschein 96 (einschl. 41 Verlängerung älterer Kredite), gegen Diskont 
(Geschäftswechsel) 3191/«,, auf Hypothek und Kaufschillinge (Güterzieler) 10ya; 
2. im Kontokorrentverkehr Millionen 525*/* auf 50 029 Konten.
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Die Gesammtsuinme der gewährten Kredite, einschließlich der Pro­
longationen betrug 1519 Millionen Mark.

Der Geschäftsertrag war Millionen 31 (darunter an Zinsen und Pro­
visionen 28,5), die Geschäftslasten betrugen 21,6 (darunten an Zinsen an 
die Vereinsgläubiger 15,4, an Verwaltungskosten und Gehälter 6,2). An 
Verlusten ist eine Million aufgeführt, zur Deckung sind aus dem Geschäfts­
ertrage 0,5, aus dem Reservefonds 0,4 verwendet. Vom Reingewinn von 
8,8 sind 6,5 den Mitgliedern als Dividende, 2,1 dem Reservefonds über­
wiesen.*)

Am Jahresschluß ergab die Bilanz auf beiden Seiten 5941/* Mill. Mk. 
Auf der Aktivseite befanden sich u. A. an Werthpapieren Millionen 47, Wechseln 
und Schuldscheinen 302, Hypotheken 47, bei den Kontokorrent-Inhabern löV/a, 
bei Banken und Vereinen 17. Unter den Passiven sind hervorzuheben: Gut­
haben der Mitglieder Millionen 116, Reserven 32, Anleihen auf mindestens 
drei Monate Kündigung 191, auf kürzere Kündigung (Spareinlagen) 171, 
Schulden im Kontokorrent mit und ohne Kredit 54 Millionen Mark.

Der Jahresbericht des Anwalts bringt über die wichtigsten Geschäfts­
ergebnisse nach den Tabellen Zusammenstellungen der 35 Jahre von 1859 
bis 1893 und erläutert dieselben. Wir verweisen auf diese, machen aber 
darauf aufmerksam, daß ein erheblicher Wechsel unter den berichtenden Ver­
einen, namentlich in den letzten 5 Jahren eingetreten ist. Nachstehend bringen 
wir nur aus den Jahren 1860, 1865, 1870, 1875, 1880, 1885, 1890 und 
1893 die Zahlen der Mitglieder, der Kreditgewährung, des eigenen Ver­
mögens und der auf Kredit entnommenen Gelder. Wir machen dabei be­
sonders auf den Durchschnittsbetrag aufmerksam, der an Kreditgewährung, 
an eigenem Vermögen und an den auf Kredit entnommenen Geldern auf 
das einzelne Mitglied fällt, sowie auf das Verhältniß des eigenen Kapitals 
Ler Kreditvereine zu dem fremden. Es betrug danach das eigene Vermögen 
der Genossenschaften 1860 18,0, 1865 21,4, 1870 24,0, 1875 21,7, 1880 24,5, 
1885 24,3, 1890 25,0, 1893 25,3 Prozent.

(Die Tabelle befindet sich auf Seite XIV.)
Zu einer besonders aufgenommenen Mitgliederstatistik haben 955 Ge­

nossenschaften berichtet. Dieselben hatten am Jahresschluß 1893 497 480 Mit­
glieder. Das prozentuale Verhältniß der einzelnen Berufsklassen im Mit­
gliederbestände ergab bei Beginn des neuen Geschäftsjahres 1894 eine 
Betheiligung der unselbstständigen Arbeiter mit 11,9 Prozent, der selbst­
ständigen Handwerker mit 26,3 Prozent, der selbstständigen Landwirthe mit 
31,3 Prozent von der Gesammtzahl der Mitglieder aller Kreditgenossen­
schaften. Diese Ziffern beweisen, wie unrichtig die immer wieder verbreitete 
Behauptung ist, daß das Kreditbedürfniß der Landwirthe in den Kredit­
genossenschaften nach dem System von Schulze Befriedigung nicht finde. 
Soweit es sich übersehen läßt, übersteigt der von letzteren Genossenschaften 
den Landwirthen gewährte Kredit denjenigen, welchen sie aus den gestimmten 
Kassen Raiffeisen sch en Systems erhalten, um ein Vielfaches.

2. Die Konsumvereine.
Ueber die Konsumvereins-Bewegung in Deutschland vgl. Parisius „Die 

'Genossenschaftsgesetze im deutschen Reiche" Einleitung S. 27 bis 41. Den 
Konsumvereinen ist durch das Gesetz vom 1. Mai 1889 der Verkauf an 
Nichtmitglieder verboten. Nur wenige von den bereits als eingetragene

*) Zu Volksbildungs- und anderen gemeinnützigen Zwecken sind 68 556 Mk. überwiesen.
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Genossenschaften bestandenen Konsumvereinen haben deshalb liquibirt, um als 
Aktiengesellschaften neu zu erstehen, dagegen hat sich eine große Anzahl der 
als Genossenschaften m. u. H. eingetragenen in G. m. b. H. umgewandelt. 
Der Jahresbericht des Anwalts für 1893 führt 1330 Konsumvereine namhaft 
auf, davon 750 nt. b. H., 468 m. u. H., 6 m. unbesch. Nachschußpflicht und 
109 nicht eingetragene. Der rührigen und geschickten Agitation der Kon­
kurrenten der Konsumvereine ist, wie früher unter Schulze-Delitzsch 1879 der 
Genossenschaftstag zu Stuttgart, so 1894 der Genossenschaftstag zu Gotha 
durch eine auf Referat des Dr. Crüger*) beschlossene Erklärung entgegen 
getreten, worin ausgesprochen wird, daß die feindliche unberechtigte Agitatron 
gegen die Konsumvereine nur möglich sei, so lange über die Bedeutung, das 
eigentliche Wesen und die Wirksamkeit der Konsumvereine in weiten Be­
völkerungskreisen und bei den Staatsverwaltungsbehörden unrichtige Vor­
stellungen bestehen. Die Konsumvereine wollen den Minderbegüterten, die 
ihre Lebensbedürfnisse theurer bezahlen müssen und in schlechterer Qualität 
erhalten als die Wohlhabenderen und dabei zur Entnahme auf Borg verleitet 
werden, es ermöglichen, ihre Wirthschaftsausgaben dadurch einzuschränken, daß 
sie ihre Wirthschaft nach verständigeren, zweckmäßigeren Grundsätzen einrichten. 
Die Konsumvereine verkaufen unverfälschte Waaren bester Qualität gegen baar 
zu Tagespreisen und sammeln, indem sie den Gewinn nach Verhältniß der 
entnommenen Waaren vertheilen, durch die genossenschaftliche Selbsthülfe 
die wirthschaftliche Ersparniß für die Mitglieder an, ohne daß diese sich 
Entbehrungen auferlegen. Die Agitation der Konkurrenten hat in dem 
letzten Jahre fast überall dahin geführt, die kein Gewerbe betreibenden 
Konsumvereine unter mißbräuchlicher Anwendung der Doppelbesteuerung 
stärker mit Steuern zu belasten, als die konkurrirenden Gewerbetreibenden. 
Dadurch werden jene Ersparnisse der an den Konsumvereinen vorzugsweise 
betheiligten Lohnarbeiter, kleiner Handwerker und Beamten erheblich ge­
schmälert.

Die Tabelle des Jahresberichts des Anwalts für 1893 enthält in 39 Spalten die 
Abschlüsse von 377 Konsumvereinen, die bei 264185 Mitgliedern in 744 Vereins lagern 
einen Verkaufserlös erzielten von 68309865 Mk., wovon 581/2 Millionen auf den 
Erlös aus dem Vereinslager und 93/4 Millionen auf den Erlös im Markengeschäft mit 
den Lieferanten fielen. Der Geschäftsertrag betrug 9160045 Mk. aus dem Vereinslager, 
625103 aus dem Markengeschäft und 308 563 Mk. aus anderen Quellen. An Verwaltungs­
kosten und Gehältern wurden gezahlt 3 685571 Mk. Vom Reingewinn von 6203838 Mk. 
wurde den Mitgliedern an Kapitaldividende in Form von Verzinsung der Guthaben 
212 347. Mk., an Waarendividende 5723559 Mk. (21,68 Mk. auf den Kopf und 9,9 Mk. 
auf 100 Mk. Verkaufserlös) gezahlt und 157102 Mk. dem Reservefond und 27 291 Mk. 
für Bildungszwecke überwiesen. Am Jahresschluß befanden sich in der Bilanz unter den 
Aktiven 8135267Mk.Waarenbestände und leerGut nach denJnventurpreisen, 5932829 Mk. 
Werth der Grundstücke, auf denen 2535931 Mk. Hypothekenschulden lasteten.

Der Jahresbericht des Anwalts bringt eine vergleichende Uebersicht der 
Geschäftsergebnisse der Konsumvereine für die 30 Jahre von 1864 bis 1893. 
Dementsprechend geben wir nachfolgend die Zahlen der Mitglieder, des 
Verkaufserlöses, des eigenen Vermögens und der Darlehns- und Waaren- 
schulden der Vereine aus den Jahren 1865, 1870, 1875, 1880, 1885, 1890 
und 1893. Bei dieser Tabelle ist namentlich die starke Steigerung der 
durchschnittlichen Mitgliederzahl der Vereine bis 1890 zu beachten. Der 
erhebliche Rückgang 1893 mag zum Theil Folge der gegnerischen Agitation 
sein. Der Verzehr, auf den Kops berechnet, ist nach bedeutender Steigerung 
seit 1880 erheblich heruntergegangen. Erfreulich ist der Vergleich des eigenen

*) Dr. Crüger „Die Angriffe gegen die Konsumvereine und die Mittel zur Ab­
wehr derselben." Vortrag. Separatabdruck aus den Mittheilungen 1894.
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Vermögens mit dem fremden Kapital (Anleihen und Waarenschulden); 
ersteres ist im Verhältniß zu letzterem bis 1885 beständig gewachsen und 
seitdem nicht erheblich zurückgegangen. Es betrug das eigene Vermögen 
durchschnittlich 1865 40/7, 1870 46,„ 1875 50„, 1880 54,„ 1885 59,v 
1890 57,8, 1893 52,s Prozent des gesummten Betriebskapitals.*)

(Die Tabelle befindet sich auf Seite XVH)

3. Die Genossenschaften in einzelnen Gemerbszweigen.
Die ältesten Genossenschaften dieser Art, die Rohstosfgenossen- 

schaften, die Gewerbehallen und Magazingenossenschaften der Hand­
werker, sind in der Entwickelung gänzlich zurückgeblieben. Der Auf­
schwung, den sie nach langem Rückgänge in den Jahren 1872 bis 1875 zu 
nehmen schienen, war nicht von Bestand. Die gründliche Unterweisung, die 
sie durch Schutzes 1873 erschienenes umfangreiches Buch erhielten,**) hat 
zwar einzelnen Genossenschaften, die aus der reichen Quelle Belehrung zu 
schöpfen verstanden, großen Nutzen gebracht, aber eine Ausbreitung dieser 
Art Genossenschaften nicht zu bewirken vermocht. Auch das neue Genossen­
schaftsgesetz hat keinen Aufschwung herbeigeführt. Als selbst auf dem 
Handwerkertage der Zünftler sich eine gewisse Geneigtheit zeigte, es auf 
dem genossenschaftlichen Wege zu versuchen, hat der Genossenschaftstag zu 
München (1892) den Mitgliedern der Verbandsgenossenschaften empfohlen, 
die Errichtung von industriellen Rohstoff-, Magazin-, Werk- und Produktiv­
genossenschaften zu fördern. Auch ist durch Vorträge Anregung gegeben.***) 
Allein ein Erfolg ist nicht erkennbar. Es scheint, wie es im Jahresbericht 
für 1893 heißt, „daß auf gewerblichem Gebiet diejenige Richtung, welche das 
Heil zur Erhaltung und zur Hebung des Kleinhandwerks von staatlichem 
Eingreifen, von Zwangsinnung und Befähigungsnachweis erwartet, noch 
die Führung behalten soll ..."

Von gewerblichen Rohstoffgenossenschaften sind nur noch 59

*) Das erste praktisch brauchbare Buch über Konsumvereine war die auf Ver­
anlassung von Schulze-Delitzsch noch vor Erlaß des preußischen Genossenschastsgesetzes 
veröffentlichte Schrift von Eugen Richter: Die Konsumvereine. Ein Noth- und 
Hülfsbuch für deren Gründung und Einrichtung. Berlin 1867. Als Ergänzungs- 
schriften erschienen: 1. „Anweisung für die Konsumvereine zur Unterstellung unter das 
Genossenschaftsgesetz des Norddeutschen Bundes nebst Musterstatuten und Motiven als 
Ergänzung zu dem Buche Eugen Richters rc. nach den Materialien der Anwaltschaft 
deutscher Genossenschaften von vr. Fritz Schneider", Berlin 1869; 2. „die doppelte und 
kaufmännische Buchführung, insbesondere für Konsumvereine, nach einer vollständig 
bewährten, leicht faßlichen Methode des neuen Konsumvereins, Eing. Gen. zu Magde­
burg, bearbeitet und herausgegeben von Gustav Oppermann rc." Berlin 1869. Beide 
Schriften sind ersetzt durch das zu Leipzig 1883 erschienene „Taschenbuch für Konsum- 
Vereine. Eine Anweisung zu deren Gründung und Einrichtung von Dr. F. Schneider, 
nebst einer Anleitung zur einfachen und doppelten Buchführung von Gustav Opper­
mann", Leipzig 1883. Dazu Ergänzungsschrift vr. F. Schneider: Wegweiser für Kon­
sumvereine zur Anwendung des G. v. 1. Mai 1889. Berlin 1894. Man vgl. auch: 
„Die Geschichte der redlichen Pioniere von Rochdale von Georg Jacob Holyoake, 
ins Deutsche übersetzt und mit einem Anhange und staüstischen Mittheilungen versehen 
von H. Häntschke. Mit einem Vorwort von F. Schenck". Leipzig 1888.

**) „Die Genossenschaften in einzelnen Gewerbszweigen. Praküsche Anweisung zu 
ihrer Gründung und Einrichtung von Schulze-Delitzsch, derzeit Anwalt des Allgem. 
deutschen Genossenschastsverbandes unter Mitwirkung von Dr. F. Schneider, 1. Sekretär 
der Anwaltschaft". Lechzig 1873.

***) Vgl. Dr. Crüger: Die Besserung der wirthschaftlichen Lage des Handwerks 
durch Rohstoffgenossenschaften. Berlin 1894.
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(1889 noch 113) vorhanden, davon 48 eingetragene G. (38 nt. u. H., 
10 nt. b. H.). Gewerbliche Magazingenossenschaften wurden 54 gezählt 
davon 46 eingetragen (35 nt. u. H., 12 m. b. H-, 1 nt. u. N.). Gewerbliche 
Werkgenossenschaften 17, sämmtlich eingetragen (13 nt. u. H-, 3 m. b. H. 
und 1 nt. u. N.).

Auch die gewerblichen Produktivgenossenschaften können Fort­
schritte nicht verzeichnen. In einer vor wenigen Monaten erschienenen 
Schrift hat H. Häntschke eine Fülle von Material über die sämmtlichen 
322 gewerblichen Produktivgenossenschaften veröffentlicht, die seit Beginn der 
deutschen Genoffenschaftsbewegung, wie sie Schulze-Delitzsch geschaffen hat, 
in Deutschland errichtet sind.*) 213 haben sich aufgelöst, unter ihnen be­
finden sich aber 23, deren Fabrikbetrieb noch fortbesteht, indem die Genossen­
schaft sich in eine offene Handelsgesellschaft oder Aktiengesellschaft oder Ge­
sellschaft mit beschränkter Haftung umwandelte oder ein einzelner früherer 
Genosse das Geschäft käuflich übernahm. Bon den bestehenden 109 Produktiv- 
genossenschaften sind 100 als Genossenschaften eingetragen (47 nt. u. H., 
51 nt. b. H-, 2 m. u. N.).

Die Zeitverhältnisse waren und sind für Errichtung gewerblicher Pro­
duktivgenossenschaften ungünstig. Auf der einen Seite das riesige Anwachsen 
der Sozialdemokratie, hauptsächlich verschuldet von einem Ausnahmegesetze, 
von welchem Schulze-Delitzsch, als es 1878 berathen wurde, wie Jedermann 
jetzt weiß, richtig voraussagte, daß es den strebsamen, intelligenten, ehr­
liebenden Arbeiter von der Selbsthülfe abschrecken und dem Sozialismus in 
die Arme treiben müsse, — auf der anderen Seite der Staatssozialismus, 
der das Recht auf Arbeit proklamirt und dem Arbeiter die Verantwortlichkeit 
für seine wirthschaftlichen Verhältnisse abnimmt und dem Staate zuschiebt. 
Im Wettbewerb des Staatssozialismus und der Sozialdemokratie um die 
Gunst des Arbeiters gehen beide — wie Schulze noch in seinem letzten erst 
nach seinem Tode veröffentlichten Aufsatze gegen die Staatshülfe hervorhob 
— übereinstimmend von der Annahme aus, daß sich der Arbeiter in einer 
ein für allemal gegebenen Nothlage befinde und auf dem Wege der Selbst- 
hülfe nimmermehr zu einer menschenwürdigen Existenz gelangen könne. 
Und gerade bei Berathung jenes Ausnahmegesetzes (17. September 1878) 
wurde vom Fürsten Bismarck für nützlich erklärt, durch Versuche fest­
zustellen, ob nicht doch „die Lösung der sozialen Frage" durch Gewährung 
von Staatsmitteln zu Produktivgenossenschaften nach Lassalle's Hundert- 
Millionen-Thaler-Projekt möglich sei. Dazu kommt noch ein Anderes: mehr 
noch als der Großbetrieb des Einzelnen oder der Kapitalgesellschaft wurde 
die Produktivgenossenschaft bedroht und geschädigt durch Unsicherheit 
der Zollverhältnisse des Auslandes, durch den Mangel ausreichender Tarif­
verträge, durch die zunehmende Absperrung der einzelnen Länder von ein­
ander, durch Preiskoalitionen über Rohstoffe und Wirthschaftsbedürsnisse.

Es werden bessere Zeiten kommen. Der natürliche Gang der Ent­
wickelung wird nicht zur Aufsaugung des Kleinbetriebs führen.

„Der Maschinentechnik wird es unfehlbar gelingen, das Hinderniß der Rückkehr zur 
konkurrenzfähigen Handarbeit -zu beseiügen durch die Zuführung billiger mechanischer 
Arbeitskraft in die kleineren Werkstätten und die Wohnungen der Arbeiter. Das End­
ziel der Entwickelung des Zeitalters der Naturwissenschaft ist die Rückkehr zur Einzel­
arbeit, oder, wo es die Natur der Dinge verlangt, der Betrieb gemeinsamer 
Arbeitsstätten durch Arbeitsassoziationen, die erst durch die allgemeinere

*) H. Häntschke, 2. Sekretär des Allg. Verbandes: Die gewerblichen Produktiv- 
genossenschasten in Deutschland. Beitrag zur Förderung der Handwerker- und Arbeiter­
frage. (350 Seiten.) Charlottenburg 1894.
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Verbreitung von Kenntniß und Bildung und durch die Möglichkeit billiger 
Kapitalbeschaffung eine gesunde Grundlage erhalten werden."

Diese Sätze, der Rede entnommen, mit der ein warmer, treuer Freund 
Schutzes und seiner Bestrebungen, Werner Siemens, im September 1886 die 
deutsche Naturforscherversammlung in Berlin begrüßte, zeigen, wo in Zukunft 
die Vorbedingungen einer gedeihlichen Entwickelung und sichere Erfolge der 
Produktivgenossenschaft zu suchen sind.

Freilich auch in der Zukunft werden die Grundlagen für gewerbliche 
Produktivgenossenschaften die gleichen sein. Häntschke formulirt sie dahin:

„Kenntniß und Bildung, in technischer, geschäftlicher und allgemeiner Be­
ziehung — genossenschaftlicher Geist, der den Einzelnen befähigt, sich den An­
ordnungen der gewählten Genossenschaftsleitung zu fügen, der weitere Ziele im Auge 
zu behalten, auf augenblickliche Vortheile zu verzichten, ermöglicht — Einrichtungen 
für eine gerechtere Entlohnung der Arbeit durch Betheiligung derselben 
am Reingewinn — größte Oeffentlichkeit hinsichtlich ihres Wirkens, ihrer Be­
strebungen — Zusammenschluß zu Verbänden, um Erfahrungen auszutauschen, 
gemeinsame Interessen zu wahren — das sind die vornehmsten Grundlagen, auf 
welchen die gewerblichen Produktivgenossenschaften zu gedeihlicher Entwicklung geführt 
werden können."

Während die Rohstoff- und Magazingenossenschaften der Handwerker 
und die gewerbliche ProdukLivgenossenschaft in der Entwickelung vollständig 
rmrückblieben, zeigten landwirthschaftliche Rohstoffgenossenschaften und 
Produktivgenossenschaften in den letzten beiden Jahrzehnten einen über­
aus schnellen und nachhaltigen, selbstSchulze-Delitzschs weitgehende Hoffnungen 
übertreffenden Aufschwung. Man kann denselben erst seit 1871 datiren, seit­
dem in Ost- und Westpreußen größere landwirthschaftliche Genossenschaften 
begründet wurden,*) die Schutzes Lehren und die Erfahrungen der anderen 
Arten Genossenschaften zu ihrer Organisation benutzten. Schulze hatte in 
seinem Buche über die Genossenschaften in einzelnen Gewerbszweigen unter 
Beibringung von Statuten und Formularen zunächst die landwirthschaftlichen 
Rohstoffgenossenschaften oder Konsumvereine, welche die für den landwirth­
schaftlichen Geschäftsbetrieb nöthigen Roh- und Hülfsstoffe, namentlich künst­
lichen Dünger, Futtermittel und Saatgetreide im Großen ankaufen und an 
ihre Mitglieder vertheilen, eingehend behandelt; sodann die landwirthschaftlichen 
Werkgenossenschaften zur gemeinschaftlichen Anschaffung und Benutzung 
landwrrthschaftlicher Maschinen und Werkzeuge, die Genossenschaften zum 
Halten von Zuchtthieren (Stiergenossenschaften) und endlich die Genossen­
schaften für Handel und Produktion auf landwirtschaftlichem Gebiete, 
die Winzergenossenschaften und die Milchmagazin- und Molkerei­
genossenschaften, letztere vorzugsweise nach Mittheilungen des General­
sekretärs des landwirthschaftlichen Zentralvereins für Lithauen und Masuren 
Stöckel-Insterburg über die ersten damals in Ostpreußen entstandenen Ge­
nossenschaften dieser Art.

An dem großen Aufschwung nahmen bisher nur die landwirthschaft­
lichen Konsumvereine und Molkereigenossenschaften Theil, wenn auch ver­
schiedene neue Arten Genossenschaften auftauchten und hie und da mit Glück 
arbeiteten. So Dörrobst bereitende Obstverwerthungsgenossenschaften, Kraut­
genossenschaften, die Sauerkraut herstellen und verkaufen, Ankaufsgenossen­
schaften, die von weither Vieh zur Zucht oder Mast einführen, Verkaufs-

*) Ueber die ersten Anfänge der genossenschaftlichen Bewegug unter den Land­
wirthen vgl. Parisius: Die Genossenfchatsgesetze im deutschen Reiche, Seite 66 bis 
73; ferner den Aussatz desselben: Zur landwirthschaftlichen Genossenschaftsbewegung 
in Nr. 4 der Bl.f.G. 1889 S. 36.
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genossenschaften zur besseren Verwerthung von Mastvieh oder von Saatgut 
oder von Tafelbutter, Züchtergenossenschaften u. s. w.

Was nun den Geschäftsbetrieb und die Ausbreitung der landwirth­
schaftlichen Konsumvereine anbelangt, so müssen dieselben naturgemäß den 
besten Wirkungskreis da finden, wo bei hoher Kultur der Kleinbetrieb vor­
herrscht. Der Raiffeisensche Verband freilich begünstigt die Begründung be­
sonderer Konsumvereine nicht, die Zentralstelle besorgt gegen eine Ent­
schädigung den Mitgliedern der einzelnen Darlehnskassenvereine, welche die 
Vermittelung übernehmen, den Bedarf an Kunstdünger und Futterstoffen. 
Anderwärts, in Rheinland, Westfalen, Schlesien, Nassau, besorgten das Gleiche 
die landwirthschaftlichen Zentralstellen oder die Bauernvereine — Jnteressenten- 
vereine mit mehr oder weniger deutlich ausgeprägten religiösen oder politischen 
Parteibestrebungen. In richtiger Erkenntniß, daß die Befriedigung dieser 
Wirthschaftsbedürfnisse in geordnetem geschäftlichem Wege erfolgen müsse, 
schuf man in Hessen und Baden dafür besondere Genossenschaften, jedoch so, 
daß den Einkauf auf vorausgehende Bestellung die Zentralstelle besorgt, die 
-Einzelgenossenschaft aber die Bestellungen einsammelt, das auf Bestellung 
Gelieferte vertheilt und das Geld einzieht. Landwirtschaftliche Konsum­
vereine, die von jenen Wirthschaftsbedürfnissen Vorräthe ohne Bestellung ein- 
faufen und lagern lassen und, wie die Lebensbedürfniß-Konsumvereine, zu 
Tagespreisen an Mitglieder verkaufen, kamen zuerst im Nordosten des Reiches 
>aus. Der Jnsterburger ländliche Wirthschaftsverein ist der bedeutendste dieser 
Vereine geblieben.*) Der gegenwärtige Bestand der landwirthschaftlichen 
Konsumvereine erreicht nach Schenck's Jahresberichte für 1893 im deutschen 
Reiche die Zahl 1071 und vertheilt sich nach Staaten und Provinzen folgender­
maßen:

Preußen 362 (Ost- und Westpreußen 16, Brandenburg 8, Pommern 12, Posen 10, 
Schlesien 6, Sachsen 30, Schleswig-Holstein 71, Hannover 66, Westfalen 4, Hessen- 
Nassau 75, Rheinprovinz 66), Bayern 182, Sachsen 13, Württemberg 29, Baden 166, 
Hessen 227, Mecklenburg 1, Sächsische Herzogthümer 20, Oldenburg 66, Lippe und 
Waldeck 12, Anhalt 3, deutsche Neichslande 1 Verein.

Von den 1071 landw. Konsumvereinen sind 92 nicht eingetragen (28 Schleswig- 
Holstein, 9 Rheinland, 16 Bayern, 42 Baden, 2 Hessen), also nur 976 eingetragene 
Genossenschaften (834 m. u. H., 139 m. b. H., 2 m. u. N.).

Die Molkereigenossenschaften passen weniger für den landwirth­
schaftlichen Kleinbetrieb, sie sind von hohem Werthe für den großen und 
mittleren (bäuerlichen) Besitz, bei dem sich durch gleiche Ernährung und 
Wartung der Kühe in allen betheiligten Wirthschaften ein gleichmäßiges 
Produkt herstellen läßt.**) Wie sie sich von Ostpreußen aus allmählich ver-

*) Der Jahresbericht für 1893 bringt die Geschäftsergebnisse des Jnsterburger 
ländlichen Wirthschastsvereins e. G. nt. u. H. Unter seinen 293 Mitgliedern befinden 
sich 8 kleinere landw. Konsumvereine, die durch ihn den Bedarf ihrer Genossen an 
Düngermitteln, Sämereien, Maschinen u. s. w. decken. Der Wirthschaftsverein hatte 
1892 einen Gesammtumsatz von 1088 661 Mk., an Waaren verkauft 236 599 Ztr. 
(darunter 167 402 Ztr. Düngermittel, 65,335 Mk. Futtermittel. Er hatte, bei Ge- 
schästsantheilen von 1000 Mk., eigenes Vermögen an Guthaben (118 829) und Reserven 
(36 416) 155 245 Mk. und fand in dieser „von so sehr vielen landwirthschaftlichen Ver­
einen außer Acht gelassenen Verstärkung der eigenen Fonds die einzige Sicherung gegen 
die Gefahren der Haft." Der Verein hatte 765 chemische Analysen zur Untersuchung 
der gekauften Waaren vornehmen lassen, besaß Grundeigenthum zum Werthe von 
142 250 Mk. (74 728 Mk. Hypotheken, durch Amortisation abzuzahlen), einen Waaren- 
bestand von 120 274 Mk. Jnventurwerth. Reingewinn betrug 18 993 Mk., wovon 4°/0 
Kapital- und 2°/0 Waarendividende gezahlt wurden.

**) Auf die schnellere Ausbreitung der Molkereigenossenschaften war seit 1880 von
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Breiteten und dann in Schleswig-Holstein mit seinem unabhängigen, wohl­
habenden, Viehzucht und Weidewirthschaft betreibenden Bauernstande und in 
den ähnlich gearteten Landschaften von Oldenburg und Ostfriesland allgemein 
eingeführt wurden, hat nach den Jahresberichten bis 1887 Parisius in Nr. 4 
der Bl.f.G. 1889 zusammengestellt. Wir wollen durch eine die Vertheilung 
der Molkereigenossenschaften für das deutsche Reich 1871, 1875, 1880, 1885, 
1890 und 1893 darstellende Tabelle zeigen, wie diese treffliche Genossenschafts­
art in unaufhaltsamer Bewegung allmählich in die einzelnen Staaten und 
Provinzen hineingetragen ist.

1871 75 80 85 90 93
Ost- und Westpreußen 2 21 26 39 73 111
Brandenburg — 1 1 6 23 35
Pommern — — — 2 45 68
Posen — 1 2 6 36 42
Schlesien — 1 4 13 32 33
Sachsen — — 3 10 40 75
Schleswig-Holstein — — 9 84 219 222
Hannover — 5 12 30 132 197
Westfalen — — — 1 48 62
Hessen-Nassau — — — 7 15 25
Rheinland — 1 1 7 9 24
Preußen 2 30 öti 207 672 894
Bayern — — — 2 14 26
Sachsen — — — — 7 11
Württemberg — — 1 5 35 106
Baden — — 2 2 10 7
Hessen — — — 9 15 19
Mecklenburg — — 1 6 65 89
Sachsen-Weimar — — — 1 8 12
Oldenburg — — o 17 36 37
Braunschweig — — 1 3 11 28
Sachs. Herzogthümer — — — — 3 9
Anhalt — — 1 1 2 2
Schwarzburg — — — — 1 2
Waldeck — — 1 3 4 5
Neuß — — — — — —
Lippe — — — — 8 10
Hansestädte — — 2 ' 6 9 7
Elsaß-Lothringen — — 1 1 1 1
Deutsches Reich ohne Preußen — — 12 55 219 371

2 30 70 262 901 1266
Das Genossenschaftsgesetz ist der Entstehung neuer Molkereigenossen­

schaften entschieden förderlich gewesen. Freilich haben eine erhebliche Zahl 
eingetragener Molkereigenossenschaften in Schleswig - Holstein aus nicht zu­
treffenden Ursachen sich als Genossenschaften aufgelöst, um als Personen­
vereine (einzelne als Gesellschaften mit beschränkter Haftung) fortzubestehen; 
auch haben sich im Braunschweigischen und in der Provinz Sachsen einige 
Molkereigenossenschaften in Aktiengesellschaften umgewandelt. Von den 
1265Molkereigenossenschaften sind 73 nicht eingetragen (darunter in Schleswig- 
Holstein 31, in Württemberg 33).

Der Jahresbericht für 1893 führt von landwirthschaftlichen Produktiv- 
genossenschaften ferner noch 30 Winzergenossenschaften, 10 Züchtereigenossen-

Einfluß die in Bremen Anfang 1880 erschienene Schrift: Errichtung, Organisation und 
Betrieb der Molkereigenossenschaften von C. M. Stöckel, welcher Musterstatuten, 
Instruktionen, Formulare beigefügt sind.
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schäften, 30 Genossenschaften für den Bau und den Vertrieb von Feld- und 
Gartenfrüchten, 4 Fischereigenossenschaften und je eine Genossenschaftsschlächterei 
und Waldgenossenschaft auf.

Unter den gesummten 1341 landwirtschaftlichen Produktivgenossenschaften 
sind 1263 eingetragene Genossenschaften (1000 m. u. H., 215 m. b. H., 
48 — sämmtlich Molkereien — m. u. N.).

Ueber die Gesammtleistungen der landwirtschaftlichen Konsumvereine 
sowohl, wie der Molkereigenossenschaften lassen sich einigermaßen ßuoerläfftge 
Zahlen nicht beibringen. * Viele dieser Genossenschaften sind statistischen Mit­
theilungen abgeneigt.

4. Kmlgensjsenschafteu.
Es scheint, als ob alle zehn bis zwanzig Jahre gleichzeitig in vielen 

Großstädten und Jndustrieorten „Wohnungsnoth" eintritt und in Folge 
dessen die „Wohnungsfrage" ein regelmäßiger Gegenstand der Tagesordnung 
derjenigen Versammlungen wird, die sich mit der Förderung des Wohls 
der arbeitenden Klassen beschäftigen. In solchen Zeiten entstehen Bau­
genossenschaften ohne große Schwierigkeit. So war es namentlich in der 
Zeit von 1871 bis 1874, wo eine erhebliche Zahl Baugenossenschaften ge­
gründet wurde, die mit gutem Erfolge arbeiteten. Fast alle aber haben stch 
aufgelöst — zum Theil unter erheblichen Verlusten für ihre Mitglieder. 
Man darf eine Eigenthümlichkeit der Baugenossenschaften nicht außer Acht 
lassen, auf die Parisius bereits 1865 aufmerksam machte: Während die 
anderen Genossenschaften dauernde, sich immer erneuernde Bedürfnisse ihrer 
Mitglieder befriedigen, ist das Mitglied einer Baugenossenschaft, wenn es 
durch dieselbe ein Haus zu Eigenthum erworben hat, ein für allemal be­
friedigt und hat kein Interesse mehr an der Mitgliedschaft. „Ferner wird 
jede Baugenossenschaft nach einer Reihe von Jahren segensreicher Thätigkeit 
aufzuhören genöthigt, indem der Ort, wo sie ihren Sitz hat, mit Wohnungen 
so ausreichend versehen ist, daß die durch Vermehrung der Einwohner und 
Zuzug entstehenden Lücken durch die Privatindustrie genügend ausgefüllt 
werden, die Genossenschaft auch in Folge des stärkeren Wohnungsangebots 
die Preise der kleineren Wohnungen so weit heruntergedrückt hat, daß sie 
selbst die Konkurrenz mit den Einzelunternehmern schwer bestehen, also nicht 
mehr mit Vortheil in der Errichtung neuer Häuser fortfahren kann."*)

Bei der hinreichenden Beseitigung der „Wohnungsnoth" verbleibt es 
in der Regel nicht, es tritt Überproduktion — Wohnungsüberfluß ein; die 
etwa im Besitz der Genossenschaft verbliebenen Wohnhäuser und die in 
denselben befindlichen Wohnungen sinken im Werth, Wohnungen bleiben 
leer stehen. Wenn in dieser schwierigen Zeit, wie kaum ausbleiben kann, 
zahlreiche Kündigungen der Mitgliedschaft erfolgen, so wird die Baugenoffen­
schaft schleunig sich auflösen und liquidsten müssen, um die treu gebliebenen 
Genossen nicht in Schaden zu bringen.

*) Aufsatz von Parisius: Die auf dem Prinzip der Selbsthülse beruhende Bau- 
genoffenschaft, in dem Sammelwerk: „Die Wohnungsstage, mit besonderer Rücksicht 
auf die arbeitenden Klassen". Berlin 1865. Vgl. Parisius: Die Genossenschafts­
gesetze im deutschen Reiche, Einleitung S. 75 bis 84. Sodann „Mittheilungen über 
deuffche Baugenossenschaften nebst einem Statut und Motiven von Dr. F. Schneider. 
Mit einem Vorworte von Schulze-Delitzsch." Leipzig 1875. Von neueren Schriften und 
Auffätzen heben wir hervor den Aufsatz von Dr. Crüger: Baugenossenschaften, im: 
„Handwörterbuch der Staatswissenschaften" Bd. II S. 284; Trüdinger „Die Arbeiter­
wohnungsfrage." 1888. „Spar- und Bauvereine in Hannover, Güttingen u. Berlin." 1893; 
Aufsätze von Probst in Bl.f.G. 1890, 91, 92, 93, siehe auch spätere Anmerkungen.
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Ein schneller Wandel in dem Bestand der Baugenossenschaften ist nach 
alledem nicht zu vermeiden. Seit 1886 befinden wir uns wieder in einer 
Zeitperiode, in der in zahlreichen Städten über Wohnungsnoth geklagt und 
in Baugesellschaften und Baugenossenschaften Abhülfe gesucht wird. Der 
Verein für Sozialpolitik forderte Gutachten ein und veröffentlichte sie.*)

Aber erst nach dem Inkrafttreten des neuen Genossenschaftsgesetzes und 
anscheinend in Folge der Zulassung von Genossenschaften mit beschränkter 
Haftpflicht, die den Baugenossenschaften auch durch den Genossenschaftstag 
zu Freiburg i. Br. 1890 empfohlen wurde, entstand eine lebhaftere Be­
wegung, der „Wohnungsnoth" durch Baugenossenschaften abzuhelfen. Die 
Jahresberichte des Anwaltes führten an bestehenden Baugenossenschaften 
namhaft auf 1886 35, 1887 35, 1888 28, 1889 38 (darunter 7 eing. G. 
nt. beschr. H-), 1890 50 (24 m. beschr. H.), 1891 55 (36 m. beschr. H.), 
1892 77 (60 nt. beschr. H.), 1893 101 (85 nt. beschr. H.). Die in den 
Jahresberichten wiederholt hervorgehobene Schwierigkeit, für Baugenoffen- 
schaften unkündbare Hypothekendarlehen zu erhalten, wird dadurch erheblich 
vermindert werden, daß die zufolge des Jnvaliditäts- und Altersversicherungs­
gesetzes vom 22. Juni 1889 gegründeten Versicherungsanstalten von ihren 
zu Hunderten von Millionen Mark anwachsenden Fonds einen Theil den 
Baugenossenschaften als allmählich durch vierteljährliche Ratenzahlungen zu 
verzinsende und zu tilgende Darlehen gegen hypothekarische Sicherheit ge­
währen.**)

In großen Städten drängen die Preise des Grund und Bodens zur 
Erbauung großer hoher Häuser. Baugenossenschaften in Hannover und 
Berlin, die von vornherein sich die Aufgabe stellten, ihren Mitgliedern inner­
halb der Stadt gute gesunde preiswürdige Miethswohnungen in den 
von der Genossenschaft erbauten Häusern zu verschaffen, scheinen auf bessere 
Erfolge rechnen zu können, als Baugenossenschaften, die für Arbeiter kleine 
Häuser in einiger Entfernung von der Stadt und deren Arbeitsstätten zum 
Selbsterwerb der Genossen bauen.

Allein wird das den Baugenossenschaften günstige Wohnungsbedürfniß, 
die steigende Nachfrage nach Arbeiterwohnungen noch lange Zeit andaueru? 
Gegenwärtig ist in Berlin und Charlottenburg die Zahl der leerstehenden 
Miethswohnungen so angewachsen, daß in diesen Städten eine der Thätig­
keit von Baugenossenschaften hinderliche Ueberproduktion von Wohnhäusern 
eingetreten zu sein scheint. Die Zukunft wird lehren, ob aus gleichen Ur­
sachen in der Entwickelung der deutschen Baugenossenschaften wiederum ein 
allgemeiner Stillstand in Aussicht ist.

III. Zur Geschichte des Genossenschaftsgesetzes.
Schulze-Delitzsch hatte bei Gründung der ersten Genossenschaften die 

Frage der rechtlichen Form derselben mit besonderer Vorsicht behandelt, um 
auf der einen Seite jede Einmischung des Staates und seiner Behörden

*) „Die Wohnungsnoth bet* ärmeren Klassen in deutschen Großstädten und Vor­
schläge zu deren Abhülfe. Gutachten und Berichte, herausgegeben im Auftrage des 
Vereins für Sozialpolittk". 2 Bde. (Leipzig 1886). Berichtet wird in diesen Werken 
über die Wohnungsverhältnisse in Hamburg, Frankfurt a. M., Straßburg im Elsaß, 
Bochum, Chemnitz, Osnabrück, Creseld, Dortmund, Essen a. R., Berlin, Elberfeld, 
Breslau, Leipzig.

**) Vgl. im „Arbeiterfreund" 1894 3. Vierteljahrsheft den Aufsatz „Die Förderung 
des Baues von Arbeiterwohnungen aus Mitteln der Jnvaliditäts- und Alters-
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von ihnen abzuhalten, auf der anderen Seite nach Möglichkeit den Mangel 
der Rechtspersönlichkeit im Verkehr mit Dritten zu ersetzen. Die ersten Ge­
nossenschaften, die in Preußen im Gebiete des allgemeinen Landrechts ihren 
Sitz hatten, konnte er nur als erlaubte Privatgesellschaften hinstellen, jenen 
Mangel aber strebte er durch zum Theil künstliche Einrichtungen unschädlich 
zu machen. Zur Beseitigung indessen „eines Zustandes, der in jeder Weise 
mißlich, mancherlei Gefahren und unnütze Kosten und Weitläufigkeiten zur 
Folge hatte", suchte er Abhülfe von der Gesetzgebung. Die Aenderung des 
preußischen Gesellschaftsrechts durch Einführung des allgemeinen deutschen 
Handelsgesetzbuchs bewog ihn, am 10. März 1863 im Abgeordnetenhause, 
dessen Mitglied er 1861 geworden war, zugleich als Anwalt und im Auf­
träge des allgemeinen Vereinstages einen ausführlichen Gesetzentwurf ein­
zubringen, nach welchem im Anschluß an die Vorschriften des Handelsgesetz­
buchs die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften als besondere Art der 
Gesellschaften durch Eintragung in ein vom Handelsrichter als Theil des 
Handelsregisters zu führendes Genossenschaftsregister die gleiche rechtliche 
Stellung wie die Handelsgesellschaften erwerben konnten. Dieser in einer 
Kommission des Abgeordnetenhauses berathene und verbesserte Entwurf 
wurde die Grundlage des in der Landtagssession von 1866 bis 1867 end­
lich zu Stande gebrachten preußischen Gesetzes, „betreffend die privat- 
rechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften" vom 
27. März 1867, eingeführt in die neuen Provinzen Hannover, Hessen- 
Nassau und Schleswig-Holstein durch Verordnungen vom 12. Juli, 
12. August und 22. September 1867.

Mit dem preußischen Gesetze bis auf einige Schlußparagraphen über­
einstimmend, wurden schon am 20. Juni 1867 im Herzogthum Sachsen- 
Meiningen und am 8. März 1868 im Großherzogthum Sachsen-Weimar 
Genossenschaftsgesetze erlassen. Daß in süddeutschen Staaten und im 
Königreich Sachsen auf anderen Grundlagen Genossenschaftsgesetze ent­
worfen wurden, veranlaßte Schulze schon am 16. April 1868 als Mitglied 
des Norddeutschen Reichstags zu beantragen, das preußische Genoffenschafts­
gesetz mit einigen Aenderungen und Ergänzungen zu einem norddeutschen 
Bundesgesetz zu erheben. In einer Kommission von 21 Mitgliedern in zwei 
Sitzungen vorberathen, ward der Gesetzentwurf vom Reichstage am 23. Mai 
und sodann mit vielen vom Bundesrath befürworteten Äenderungsvor- 
schlügen der von ihm mit der Begutachtung betrauten, gerade in Berlin 
tagenden Kommission zur Ausarbeitung einer Civilprozeßordnung, in der 
letzten Sitzung der Session, am 20. Juni 1868 unverändert angenommen. 
Das „Gesetz betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften vom 4. Juli 1868" ist in Nr. 24 des Bundes­
gesetzblattes des Norddeutschen Bundes, ausgegeben zu Berlin den 15.Julil868, 
publizirt und im Norddeutschen Bunde laut §73 vom 1. Januar 1869 
in Kraft getreten. Dasselbe fand in vier norddeutschen Staaten, außer in 
Preußen, 'Sachsen-Meiningen und Sachsen-Weimar, auch noch im Königreich 
Sachsen, wo die Vollziehung am 15. Juni und die Verkündung im 
sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatte am 27. Juni 1868 erfolgt war, 
besondere Genossenschaftsgesetze vor, an deren Stelle es zu treten hattet)

Versicherungs-Anstalten", von Hansen-Kiel. Arbeitergenossenschaften ist von den Ver­
sicherungsanstalten in Hannover, Braunschweig, Schleswig-Holstein schon über anderthalb 
Millionen Mark als Darlehn gezahlt.

*) Die Geschichte der Entstehung des norddeutschen Genossenschaftsgesetzes vom 
4. Juli 1868 und seiner Einführung in die übrigen deutschen Staaten ist ausführlich



Einleitung. xxxin
In Bayern wurde ein Genossenschaftsgesetz am 29. April 1869 voll­

zogen, welches am 28. Mai im Königreich Bayern diesseits des Rheins 
und am 10. Juni 1869 in der Rheinpfalz in Kraft trat. Ein hessisches 
Gesetz vom 4. August 1864 führte das norddeutsche Genossenschafts­
gesetz mit den einzelnen durch die Verschiedenheit des Geltungsgebietes er­
forderlichen Aenderungen in die nicht zum Norddeutschen Bunde gehörenden 
Theile des Großherzogthums ein. In Baden erschien das Genossenschafts­
gesetz vom 11. Februar 1870. In Württemberg steckte man noch in den 
Vorarbeiten, als der Krieg ausbrach. Die Versailler Verträge bewirkten, 
daß das Gesetz vom 4. Juli 1868 als Reichsgesetz in Baden, Südhessen 
und Württemberg am 1. Januar 1871 eingeführt und dadurch das 
badische und hessische Gesetz aufgehoben wurden. In Elsaß-Lothringen 
ferner ist das Genossenschaftsgesetz zufolge Gesetz vom 11. Juli 1872 am 
1. Oktober 1872, in Bayern zufolge Gesetz vom 23. Juni 1873 am 
1. August 1873 in Kraft getreten.* *)

Die Art und Weise, wie das Genossenschaftsgesetz für eine neue und 
noch wenig entwickelte Form des gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebs ge­
wissermaßen durch den Begründer und noch dazu in großer Hast geschaffen 
wurde, erklärte es zur Genüge, daß sich das Bedürfniß einer Revision des 
Gesetzes bald geltend machte. Bereits im Herbst 1876 stellte Schulze-Delitzsch 
im Reichstage den Antrag aus eine Revision, indem er den Entwurf einer 
Novelle mit Motiven vorlegte (Nr. 40 der Drucksachen). Derselbe wurde 
1876 in einer Kommission durchberathen, ohne daß er zur Berichterstattung 
kam. Im neugewählten Reichstage von 1677 erneuerte Schulze seinen An­
trag am 12. März. Sein verbesserter Entwurf (Nr. 41 der Drucksachen) 
kam am 16. April 1877 zur ersten Berathung. Auf Schulzes Begründung 
erklärte der Staatssekretär im Reichsjustizamt, Dr. Friedberg, daß bei der 
vom Bundesrath beschlossenen Reform des Aktiengesetzes voraussichtlich auch 
das Genossenschastsgesetz in den Kreis der Revision gezogen werden müsse. 
Zugleich versprach er, sich bei den vorbereitenden Arbeiten zur Reformgesetz­
gebung den Rath genossenschaftlicher Praktiker zu erbitten. Schulze zog 
hierauf seinen Antrag zurück. In der Session von 1878 aber wiederholte 
er denselben, beschränkte ihn jedoch auf einzelne besonders dringlich er­
scheinende Punkte (Drucksachen des Reichstags 1878 Nr. 11). Auf den 
Bericht der mit der Vorberathung beauftragten Kommission beschloß in der 
Sitzung vom 11. März 1878 der Reichstag,

in Erwägung, daß das Bedürfniß zu einer Revision des Gesetzes über­
haupt, insbesondere aber in der Richtung anzuerkennen sei, den Beginn der 
Mitgliedschaft beitretender Genossenschafter, das Rechtsverhältniß ausscheidender 
Genossenschafter und den zulässigen Zeitpunkt des sogenannten Umlage­
verfahrens festzustellen, —

den Reichskanzler aufzufordern, den Entwurf einer Novelle zum Ge­
nossenschaftsgesetz, in welcher die in dem Antrage des Abgeordneten Schulze- 
Delitzsch angeregten Punkte ihre Erledigung fänden, mit thunlichster Be­

behandelt von Parisius: „Die Genossenschaftsgesetze im deutschen Reich". 1876. Ein­
leitung Abschn. III S. 85 bis 109. In diesem Kommentar sind auch die Einsührungs- 
gesetze, die Ausführungsverordnungen und das dem deutschen Reichsgesetze nachgebildete 
österreichische Genossenschaftsgesetz vom 9. April 1873 nebst Ausführungsverordnung 
abgedruckt (S. 403 bis 563).

*) Vgl. über die bayerische Genossenschaftsgesetzgebung namentlich Prof. v. Sicherer: 
Die Genossenschastsgesetzgebung in Deutschland. Kommentar zum Reichsgesetze :c. 
unter Berücksichtigung des bayerischen Genossenschaftsgesetzes (Erlangen 1872) Seite 72 
bis 86, 319 bis 324.

Parisius u. Crüger, Genossenschastsgesetz. 2. Aufl. c
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schleunigung ausarbeiten zu lassen (Stenograph. Bericht 1878 S. 442 der 
Drucksachen Nr. 40).

Ebenso beschloß der Bundesrath am 27. Februar 1879, den Reichs­
kanzler zu ersuchen, im Anschluß an die Revision der Aktiengesetzgebung und 
unter Berücksichtigung der in der vorerwähnten Reichstagsresolution hervor­
gehobenen Punkte den Entwurf einer Novelle zum Genossenschaftsgesetz dem 
Bundesrath vorzulegen.

Zum letzten Male brachte Schulze-Delitzsch seinen jetzt mehrfach ab­
geänderten Entwurf am 28. April 1881 in den Reichstag ein. Am folgenden 
Tage wurden zwei von sämmtlichen Mitgliedern der deutschkonservativen 
Partei unterstützte Anträge des Freiherrn von Mirbach und des sächsischen 
Hofraths Ackermann zur Revision des Genossenschaftsgesetzes gestellt (Druck­
sachen des Reichstages 1881 Nr. 107, 108 und 109). Der letztere Antrag 
beschränkte sich auf die Hervorhebung einzelner Grundsätze, die für die 
Revision des Genossenschaftsgesetzes berücksichtigenswerth erschienen und 
namentlich die Organisation, die Beaufsichtigung und den Geschäftsbetrieb 
der Genossenschaften zum Gegenstände hatten, wogegen der Antrag von 
Mirbach die Zulassung von Genossenschaften mit beschränkter Haft neben 
den bisherigen Genossenschaften mit unbeschränkter Haft bezweckte. Die drei 
Anträge wurden vom Reichstage einer Kommission überwiesen. Da der im 
Oktober 1879 in das Amt getretene Staatssekretär im Reichsjustizamt 
Dr. von Schelling bei der ersten Berathung am 18. Mai 1881 erklärt 
hatte, zu einer Spezialberathung sei die Reichsregierung nicht im Stande, 
eine präzisirte Stellung einzunehmen, beschloß die Kommission schon in 
ihrer ersten Sitzung, zu beantragen, alle drei Anträge dem Reichskanzler 
als Material für die in Angriff genommene Revision des Genossenschafts- 
gesetzes zu überweisen und ihn um Lhunlichste Beschleunigung zu ersuchen. 
Eine zweite Berathung im Plenum des Reichstages hat nicht stattgefunden.

Vergeblich wartete Schulze-Delitzsch im Winter 1881 bis 1882 darauf, 
zu Vorarbeiten zu einer Genossenschaftsnovelle zugezogen zu werden. Sein 
dringender Wunsch, bei der Revision des Genossenschaftsgesetzes noch mit­
zuwirken, ging nicht in Erfüllung. Lediglich des Genossenschaftsgesetzes 
halber hatte er 1881 trotz schwerer körperlicher Leiden wieder eine Wahl 
zum Reichstage angenommen. Zum letzten Male kam am 8. Dezember 1882 
eine Interpellation Schutzes wegen der Genossenschaftsnovelle zur Ver­
handlung. Der Staatssekretär im Reichsjustizamt Dr. v. Schelling erklärte 
in seiner Antwort: die ursprüngliche Absicht, die Umbildung des Genossen­
schaftsrechts in der Form einer Novelle zu bewirken, sei aufgegeben und 
der Erlaß eines neuen Genossenschaftsgesetzes für nothwendig befunden. 
Nunmehr erkannte Schulze-Delitzsch, daß auf seine „persönliche Betheiligung" 
bei der Revision „mit irgend welcher Sicherheit nicht gerechnet werden 
könnte". Er schrieb deshalb in den letzten Monaten vor seinem am 
29. April 1883 erfolgten Tode mit dem Aufgebot aller Kräfte das Büchlein: 
„Material zur Revision des Genossenschaftsgesetzes. Nach dem neuesten Stand 
der Frage geordnet" (Leipzig 1883). Es verpflichte ihn, so schrieb er, „die 
von ihm bei der Genossenschaftsgesetzgebung, wie bei der Revision ergriffene 
Initiative, ja seine ganze Stellung in jder Genossenschaftsbewegung, dem 
Jnlande wie dem Auslande gegenüber", wie sie ihn auch „befähigen, das 
reiche Material, das sich durch seine Arbeiten und Anträge bei ihm ge­
sammelt, gesichtet, in geordneter Reihenfolge den Genossenschaften zu über­
machen."

Nach früheren Erklärungen der Reichsregierung sollte die Reform des 
Aktienrechts der Reform des Genossenschaftsrechts vorangehen. Das Reichs-
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gesetz, betreffend die Kommanditgesellschaften auf Aktien und die Aktiengesell­
schaften, ist am 18. Juli 1884 erlassen. Durch dasselbe wurde eine Um­
änderung des früher ausgearbeiteten Genossenschaftsgesetzentwurfs bedingt. 
Endlich im August 1887 konnte der Nachfolger Schutzes in der Anwaltschaft 
des Genossenschaftsverbandes,Neichstagsabgeordneter Schenck, auf dem allge­
meinen Vereinstage in Plauen mittheilen, daß nach der ihm aus dem Reichs­
justizamt gewordene Eröffnung in diesem der Entwurf des Genossenschafts­
gesetzes fertig gestellt sei und vor der Beschlußfassung des Bundesraths 
einer Sachverständigen- Konferenz zur Begutachtung vorgelegt werden sollte.

Die Konferenz hat unter Vorsitz des Staatssekretärs von Schelling, 
unter Theilnahme des Direktors im Reichsjustizamt, des wirklichen Geheimen 
Raths Hanauer und der vortragenden Räthe Geh. Oberregierungsrath 
Dr. Hägens und Geh. Oberregierungsrath Dr. Hoffmann vom 15. bis 
19. November 1887 berathen.*) Die Anregungen der Konferenz sind zum 
großen Theil berücksichtigt.

Die Thronrede vom 24. November 1887 hatte zwar dem Reichstage 
die Vorlegung des Genossenschaftsgesetzentwurfes angekündigt, allein es kam 
nicht dazu. Der Bundesrath beschloß in dankenswerther Weise zunächst die 
Veröffentlichung des Entwurfs**) und ermöglichte dadurch den in erster 
Linie betheiligten bestehenden Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, 
ihn in ihren Verbänden zu berathen und über die von ihnen vorzuschlagenden 
Aenderungen zu beschließen.***)

Im Herbst 1888 endlich ist der Entwurf vom Bundesrath berathen und 
mit einigen Abänderungen angenommen worden. Derselbe ist am 27. No­
vember 1888 dem Reichstage zur Beschlußfassung vorgelegt.****)

Der Reichstag beschloß nach der ersten Berathung in-der 14. Sitzung 
vom 13. Dezember 1888, den Gesetzentwurf einer Kommission von 28 Mit­
gliedern zur Vorberathung zu überweisen.*****) Diese hat die Vorberathung

*) Als Sachverständige signierten Vertreter aus den verschiedenen genossenschaftlichen 
Verbänden: aus dem allgemeinen deutschen Genossenschaftsverbande der Anwalt Schenck 
und die Verbandsdirektoren Hopf-Insterburg, Pröbst - München, Schwanitz- 
Jlmenau, Glackemey er-Hannover, ferner Dr. med. Kirchartz-Unkel — an Stelle 
des damals erkrankten, seitdem verstorbenen F. W. Raiffeisen, — Vorsitzender des 
Anwaltschaftsrathes der ländlichen (Raiffeisenschen) Genossenschaften, Haas-Offenbach, 
Vorsitzender der Vereinigung deutscher landwirthschaftlicher Genossenschaften, Reichs- 
tagsabg. Leemann-Heilbronn, Vorsteher des Verbandes landwirthschaftlicher Kredit­
genossenschaften im Königreich Württemberg, sodann Reichstagsabg. Freiherr v. Mir­
bach-Sorquitten und die Professoren der Rechte Goldschmidt-Berlin und von 
Sich er er-München. Zugegen waren noch Kommissarien des Reichsamts des Innern 
und der preußischen Ministerien für Landwirthschaft, für Handel und Gewerbe, für Justiz.

**) Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften 
nebst Begründung und Anlage. Amtliche Ausgabe, Berlin 1888. (In den Noten ist 
er als Entw. I uud seine Motive als Begr. I bezeichnet.)

***) Vgl. namentlich die Aufsätze des Anwaltes Schenck in den Blättern für Ge­
nossenschaftswesen. Jahrg. 1888. „Der Entwurf des neuen Genossenschaftsgesetzes" in 
Nr. 10 bis 34, und die Berathungen und Beschlüsse des allgemeinen Verbandes in den 
„Mittheilungen über den 29. allgemeinen Vereinstag der auf Selbsthülfe beruhenden 
deutschen Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften in Erfurt vom 30. August bis 
1. September 1888. Herausgegeben im Aufträge des Vereinstages von F. Schenck rc." 
Seite 61 bis 179 und 189 bis 199.

****) Drucksachen des Reichstags 7. Legislatur-Periode IV. Session 1888/89 Nr. 98. 
In den Noten die Bezeichnungen Entw. II und Begr. II.

*****) In die Reichstagskommission wurden folgende 28 Abgeordnete gewählt: 
1) Graf Mirbach, Herrschaftsbes. in Sorquitten, 2) Graf Dönhoff in Friedrichstein,
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in 23 Sitzungen in zwei Lesungen vollendet und am 18. März 1889 schrift­
lichen Bericht erstattet (Drucksachen Nr. 132). Auf Grund desselben hat der 
Reichstag die zweite Berathung in der 45. und 46. Sitzung vom 23. und 
26. März vorgenommen (Zusammenstellung nach den Beschlüssen, Nr. 145 
der Drucksachen). Nach der 3. Berathung in der 52. Sitzung vom 4. April 1889 
(Zusammenstellung nach den Beschlüssen, Nr.186 derDrucksachen) ist die Vorlage 
in der Schlußabstimmung angenommen. Der Bundesrath hat den Beschlüssen 
des Reichstags am 11. April zugestimmt und der Kaiser das Gesetz am 1. Mai 
vollzogen (Reichsgesetzblatt Nr. 11, ausgegeben den 10. Mai, Seite 55 bis 93).

Die nach § 171 Abs. 1 einem Erlaß des Bundesraths vorbehaltenen, 
„zur Ausführung der Vorschriften über das Genossenschaftsregister und die 
Anmeldungen zu demselben erforderlichen Bestimmungen" sind vom Reichs­
kanzler am 11. Juli 1889 bekannt gemacht (Reichsgesetzblatt Nr. 15, aus­
gegeben am 22. Juli 1888, Seite 149 bis 164). — Vgl. unten Thl. II 
S. 432 bis 448. Die Bekanntmachungen, welche nach § 171 Abs. 2 die Zentral­
behörden der einzelnen Bundesstaaten zu erlassen haben, sind im dritten 
Theil abgedruckt.

IV. Der Begriff der Genossenschaft nnd die wichtigsten 
Neuerungen des Gesetzes vom 1. Mai 1889*

Der Begriff der Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, welche das 
Gesetz vom 1. Mai 1889 behandelt, ist im § 1 bis auf eine geringfügige 
Abweichung ebenso bestimmt, wie im Gesetz vom 4. Juli 1868.

erbl. Herrenhausmitglied, 3) Landrath Hegel in Burg, 4) Oberlandesgerichtsrath 
Klemm in Dresden, 6) Landrath Dr. Scheffer in Schlochau, 6) Generallandschafts- 
direktor Staudy in Posen, 7) Fabrikbesitzer Stadtrath Brauer in Forst i. L., 8) Geh. 
Oberregierungsrath Gamp in Berlin, 9) Oekonomierath Nobbe in Niedertopfstedt, 
10) Landrath v. Rheinbaben in Fraustadt, 11) Fabrikant Böhm in Ofsenbach, 
12) Geh. Justizrath Professor Dr. jur. v. Cuny in Berlin, 13) Professor der Rechte 
Dr. Enneccerus in Marburg, 14) Bürgermeister Hosfmann in Königsberg i. Pr., 
16) Dr. med. Kruse in Norderney, 16) Landwirthschaftsinspektor Leemann in Heil­
bronn, 17) Justizrath Schneider in Mittweida, 18) Amisrichter Francke in Berlin, 
19) Landgerichtsrath Freiherr v. Buol-Berenberg in Mannheim, 20) Rittergutsbes. 
Freiherr v. Hoiningen-Huene in Groß-Mahlendorf, 21) Legationsrath a. D. v.Kehler 
in Berlin, 22) Amtsgerichtsrath Letocha in Berlin, 23) Gutsbesitzer Limbourg in 
Helenenberg, 24) Schornsteinfegermeister Metzner in Neustadt O. S., 26) Hofrath Roß 
in Glauchau, 26) Gutsbes. Freiherr v. Tänzl-Tratzberg in Dietldorf, 27) Landrath 
Dr. Baumbach in Sonneburg, 28) Genossenschastsanwalt Schenck in Berlin. Es ge­
hörten die Abgeordneten zu 1 bis 6 den Deutschkonservativen, zu 7 bis 10 der deutschen 
Reichspariei, zu 11 bis 18 der nationalliberalen Partei, zu 19 bis 26 dem Zentrum, 
zu 27 und 28 der deutschfreisinnigen Partei an. Während der Berathungen sind mehrere 
Abgeordnete aus der Kommission ausgeschieden und durch Parteigenossen ersetzt: Graf 
Dönhoff, Klemm und Scheffer durch Landralh Bohtz in Schmagorei (Brandenburg), 
Major a. D. v. Massow in Rohr (Pommern), Landralh v. Steinau-Steinrück 
in Seelow, — Francke und Leemann durch Amtsrichter Kulemann in Braunschweig 
und Rechtsanwalt Peters in Kiel; Metzner und Roß durch Bauergutsbesitzer Klose 
in Löwitz O. S. und Rentner Lucius in Düsseldorf; Dr. Baumbach durch Dr. med. 
Langerhans in Berlin.

An den Verhandlungen der Kommission haben ferner theilgenommen die Mitglieder 
des Bundesraths: der Nachfolger des Dr. von Schelling als Staatssekretär des 
Reichsjustizamts kaiserl. wirkt. Geh. Rath von Oehlschläger, der kaiserl. Geh. Ober- 
Regierungsrath Lohmann, der königl. bayr. Ministerialrath Heller und der königl. 
württemb. Direktor Dr. v. Stieglitz, und als Kommissarien des Bundesraths: die 
beiden verdienstvollen Verfasser des Entwurfs kaiserl.Geh.Oberregierungsrath Dr. Hägens 
und kaiserl. Geh. Regierungsrath Dr. Hoffmann, sowie der königl. preuß. Geh. Ober- 
Regierungsrath Dr. Thiel.
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Das preußische Genossenschaftsgesetz vom 27. März 1867 beabsichtigte, 
einer bereits vorhandenen, in der Gesetzgebung nicht berücksichtigten Klasse 
von Gesellschaften Rechtsfähigkeit zu verleihen, und das deutsche Genossen­
schaftsgesetz vom 4. Juli 1868 bezweckte, dieses preußische Gesetz auf das 
ganze, einer gemeinsamen Gesetzgebung zugängliche norddeutsche Bundes­
gebiet auszudehnen. Die Gesellschaften, für die und auf deren Betrieb die 
deutschen Genossenschaftsgesetze erlassen wurden, waren unter einander sehr 
Verschieden. Aber ihre Verschiedenheiten kamen wenig in Betracht, denn nicht 
auf die durch bestehende Genossenschaften repräsentirten Arten der Gesell­
schaften wurde das Gesetz beschränkt, sondern einer jeden Gesellschaft, die 
unter den im Gesetz ausgestellten Begriff der Genossenschaft fällt und den 
Erfordernissen des Gesetzes genügt, wurde es gestattet, die Rechte zu er­
werben, welche das Genossenschaftsgesetz verleiht.

So gab das Gesetz der weitesten Entwickelung des Genossenschaftswesens 
Raum, ohne zu verhindern, daß im Wesentlichen ebenso organisirte Gesell­
schaften die gleichen Zwecke in einer anderen rechtlichen Form zu verwirklichen 
suchten.

Schulze-Delitzsch hatte seine Schöpfungen anfänglich „Assoziationen 
der Handwerker und Arbeiter" oder der „Arbeiter und des Kleingewerbes" 
benannt, erst auf Anregung des zweiten Kongresses deutscher Volkswirthe 
(1859) erhielten sie den Namen „Genossenschaften". Die deutsche Bezeichnung 
hat sich unter den Vereinen selbst schnell als technische eingebürgert. Doch 
kehrte sich weder der allgemeine Sprachgebrauch noch die spätere Gesetz­
gebung daran, indem sie auch auf andere Vereinigungen den Namen an­
wendeten.

In dem ersten Entwürfe zu einem Genossenschaftsgesetz hatte Schulze 
die Begriffsbestimmung dahin gefaßt:

„Diejenigen Vereine, welche die Förderung des Erwerbs oder der 
Wirthschaft ihrer Mitglieder mittelst genossenschaftlichen Geschäfts­
betriebes bezwecken und wegen der unbeschränkten Zahl, sowie des 
stetigen Wechsels ihrer Theilnehmer nicht für geschlossene Sozietäten 
im Sinne der Gesetze erachtet werden können."

Der zweite Vereinstag der Vorschuß- und Kreditvereine (Gotha, Pfingsten 
1860) genehmigte bei Berathung jenes Entwurfs diese Bezeichnung als er­
schöpfend und zweckmäßig. Sie ging auch über in den Gesetzentwurf „über 
die privatrechtliche Stellung der auf Selbsthülfe beruhenden Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften", welchen Schulze am 10. März 1863 dem 
preußischen Abgeordnetenhause vorlegte. Aber bei der Kommissionsberathung 
wurden zahlreiche Abänderungsanträge gestellt. Man fand, daß vom 
„genossenschaftlichen Geschäftsbetrieb" in einer Difinition der Genossenschaft 
mcht geredet werden dürfe, und setzte dafür „gemeinschaftlichen Geschäfts­
betrieb auf dem Wege der Selbsthülfe". Ein Antrag, neben dem Erwerb 
und der Wirthschaft der Mitglieder noch den Kredrt als Gegenstand der 
bezweckten Förderung einzufügen, fand trotz Widerspruchs des Antragstellers 
und des zum Referenten bestellten Abgeordneten Parisius Annahme. Ebenso 
ein Antrag des letzteren, eine allseitig als eigenthümlich anerkannte Eigenschaft 
der bestehenden Genossenschaften durch die Worte „bei nicht geschlossener 
Mitgliederzahl" zu kennzeichnen. So entstand in der Kommission die Definition: 

„Vereine, welche bei nicht geschlossener Mitgliederzahl die Förderung 
des Kredits, des Erwerbs oder der Wirthschaft ihrer Mitglieder 
mittelst gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes auf dem Wege der 
Selbsthülfe bezwecken (Genossenschaften)."

In dem von der preußischen Staatsregierung 1866 und 1867 dem
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Landtage vorgelegten Entwürfe ist diese Definition im Wesentlichen bei­
behalten. Nur die Worte „auf dem Wege der Selbsthülfe" blieben fort. 
„Die im § 1 enthaltene Definition der Genossenschaft" — hieß es in den 
Motiven, „schließt durch das darin aufgenommene Merkmal, wonach die 
Förderung des Kredits u. s. w. der Vereinsmitglieder durch gemeinschaft­
lichen Geschäftsbetrieb bezweckt werden muß, diejenigen Vereine, welche den 
Charakter von Wohlthätigkeitsinstituten an sich tragen (Unterstützungs­
kassen u. s. w.), von der Kategorie der Genossenschaften aus, ohne daß es 
zu diesem Zweck noch der juristisch jedenfalls unklaren Bezeichnung der Ge­
nossenschaft, als „„auf Selbsthülfe"" beruhend, bedarf."

Bei den Berathungen im preußischen Landtage von 1866 und 1867 
und in den Kommissionen desselben sind Versuche, die Definition abzuändern, 
nicht mehr gemacht worden. Die Definition des preußischen Genossenschasts- 
gesetzes ist sodann in buchstäblicher Uebereinstimmung in das norddeutsche 
Genossenschaftsgesetz übergegangen. Nach derselben findet eine Beschränkung 
der Genossenschaften auf bestimmte Volksklassen, wie „den kleineren und 
mittleren Gewerbestand", nicht statt. Auch in Ansehung des Gegenstandes 
des Unternehmens ist völlige Freiheit gelassen; alles was sich zum Gegen­
stand einer geschäftlichen Erwerbsthätigkeit eignet, kann auch den Gegenstand 
eines genossenschaftlichen Unternehmens bilden.

Der Entwurf des neuen Genossenschaftsgesetzes behielt in dem un­
verändert angenommenen Eingang des § 1 die bisherige Begriffsbestimmung 
der Genossenschaften bei, nur wurden die überflüssigen Worte „des Kredits" 
aus zutreffenden Gründen gestrichen (s. unten S. 2).

Eine Erweiterung des Begriffs hat also das neue Gesetz den Genossen­
schaften nicht gebracht. Der Entwurf desselben wurde, wie der Anwalt 
Schenck im Reichstage in der ersten Berathung hervorhob, in den genossen­
schaftlichen Kreisen freudig begrüßt, weil er Berechtigung, Bedeutung und 
Leistungen der deutschen Genossenschaftsbewegung in vollem Maße anerkannte, 
weil er bestrebt war, den wirklichen Bedürfnissen der Genossenschaften zu 
genügen und in der That eine Fortbildung des Genossenschaftsrechts enthielt. 
Die von Schulze-Delitzsch gestellten Anträge und die Wünsche der Genossen­
schaften waren in großer Zahl berücksichtigt. Viele Bestimmungen wurden 
als wesentliche Verbesserungen des Gesetzes vom 4. Juli 1868 auch von 
denjenigen gewürdigt, die wie der allgemeineVereinstag zu Erfurt (Augustl888) 
daneben eine Reihe von Bestimmungen als nicht vereinbar mit dem Wesen 
und der rechtlichen Stellung der Genossenschaften, ja als schädlich für ihre 
gedeihliche Fortentwickelung bezeichneten.

Der Reichstag hat sich bei der Mehrzahl der streitigen Bestimmungen 
auf die Seite des Entwurfs gestellt, er hat mehrere wesentliche Verbesserungen 
desselben, aber auch einzelne Aenderungen vorgenommen, die nicht als Ver­
besserungen anerkannt werden können. Wir wollen an dieser Stelle die 
beiden wichtigsten Neuerungen des Gesetzes vorweg besprechen.

A. Die neue Ordnung der Haftpflicht der Genossen: die Zulassung der 
Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht und die Bestimmungen 

üder den Uotlzug der Haftpflicht.
1. Die Haftpflicht.*)

Wir besprechen zunächst die Haftpflicht. Die ersten von Schulze- 
Delitzsch begründeten Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften — Vor-

*) Vgl. den Aufsatz von Dr. (Trüget: Die Zulassung der Genossenschaften mit 
beschränkter Haftpflicht durch das Genossenschastsgesetz vom 1. Mai 1889, in dem
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schußvereine und Rohstoffassoziationen unbemittelter Arbeiter und Hand­
werker — lagen im Geltungsgebiet des preußischen allgemeinen Landrechts. 
Für Arbeiter und Handwerker, die Schulze es lehrte, sich durch Zusammen­
schluß und gegenseitige Verbürgung als Vielheit kreditfähig zu machen, 
war die wirthschaftlich beste Kreditbasis die unbeschränkte Solidarhaft, 
als die denkbar größte Garantie für Gläubiger. Diese Haftform war aber 
auch die einzig mögliche, unter die sich die Genossenschaften stellen konnten. 
Korporationsrechte konnten in Preußen nur konzessionirten Gesellschaften 
ertheilt werden, die sich zu einem fortdauernden gemeinnützigen Zwecke ver­
bunden haben; zu jedem wichtigen Rechtsgeschäfte müssen sie Genehmigung 
der Regierung einholen. Die erlaubte Privatgesellschaft des preußischen 
Landrechts ließ nur die unbeschränkte Solidarhaft zu. „Die Mitglieder 
waren in direkter, solidarischer und unbeschränkter, sogar prinzipaler Weise 
den Gläubigern verhaftet. Jeder einzelne Genosse konnte statt der Genossen­
schaft selbst sofort von den Gläubigern derselben in Anspruch genommen 
werden." (Begr. I 46.)

Auch im Gebiete des gemeinen Rechts zwang der damalige Rechts­
zustand zu der gleichen Haftbasis. Es bot sich als Gesellschaftsform nur 
die Sozietät, in der die Mitglieder nach Außen hin durch einen Bevoll­
mächtigten handeln konnten, der sie im Namen der ertheilten Vollmacht 
unbeschränkt soldarisch verpflichtete. Ein Vermögen der Genossenschaft, oder 
^ar die Rechtspersönlichkeit derselben, wurde von der Rechtsprechung damals 
in der Regel nicht anerkannt.

An diesem Nechtszustand änderte auch die Einführung des Handels­
gesetzbuches nichts, denn dasselbe hatte die Genossenschaften unberücksichtigt 
gelassen und die Form der offenen Handelsgesellschaft eignete sich für dieselbe 
wegen ihres wechselnden Mitgliederbestandes nicht.

Mit der Genossenschastsgesetzgebung der Jahre 1867 und 1868 erlangten 
die Genossenschaften Rechtspersönlichkeit, sofern sie sich „unter das Gesetz 
stellten"; die allein zulässige Hastbasis blieb die unbeschränkte Solidarhaft 
mit der in Folge des Erwerbs der Rechtspersönlichkeit nothwendig ge­
wordenen Abschwächung, daß der Gläubiger nur wegen des im Genossen­
schaftskonkurse erlittenen Ausfalls einen Genossen in Anspruch nehmen 
konnte, die Mitgliedschaft also aus einer Prinzipalen zu einer subsidiären 
bürgschaftsähnlichen Haftpflicht umgestaltet war (f. unten Vorbemerkung zu 
§ 98 S. 339 ff.).

Hiervon abweichend war die Haftpflicht der Genossen in zwei deutschen 
Landesgesetzen geregelt, die kurz vor und nach dem Bundesgesetz erlassen 
waren. In dem sächsischen Gesetz vom 15. Mai 1868 war den Genossen­
schaften die Befugniß gegeben, in dem Statut die Art der Haftung der 
Mitglieder zu bestimmen, insbesondere die unbeschränkte oder direkte Haft 
auszuschließen. Durch das Gesetz vom 25. März 1874 wurden aber die 
auf die Genossenschaften bezüglichen Bestimmungen des Gesetzes aufgehoben.

Das bayerische Genossenschaftsgesetz vom 29. April 1869 ließ neben 
den Genossenschaften mit unbeschränkter Haftpflicht, den eingetragenen Ge­
nossenschaften, die sogenannten „registrirten Gesellschaften mit beschränkter 
Haftpflicht" zu. Bei ihnen haften die Mitglieder nur mit einer bestimmten 
Einlage und wiederkehrenden Beiträgen bis zu einer bestimmten Höhe. Der 
Geschäftsantheil des ausgeschiedenen Mitgliedes „und das sonst demselben 
auf Grund des Gesellschaftsvertrages gebührende Guthaben" werden ihm

Archiv für öffentliches Recht (Freiburg i. Br. und Leipzig) 1894 Seite 389 bis 455; ferner 
die Aufsätze in Bl.f.G. 1892 Nr. 41, 1893 Nr. 13 und 16.
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erst nach Erlöschen der zweijährigen Haftung ausbezahlt.*) Durch Gesetz 
vom 23. Juni 1873 ist das Gesetz außer Kraft getreten, an dem Fort­
bestand der in sehr geringer Zahl vorhandenen Genossenschaften mit be­
schränkter Haftpflicht wurde jedoch hierdurch nichts geändert, und es ist dies 
auch durch das neue Gesetz (§ 153) nicht geschehen.

In Deutschland gelangte das Prinzip der unbeschränkten Solidarhaft 
in der Gesetzgebung zur ausschließlichen Herrschaft, — nicht aber in irgend 
einem außerdeutschen Staate (vgl. Begr. I 48 ff., II 34 ff.). In England, 
wo bis 1862 die unbeschränkte Haftpflicht galt, wurde durch Gesetz vom 
7. August 1862 die auf den Geschäftsantheil beschränkte Haftpflicht ein­
eingeführt. In Frankreich ließ der von den societes ä Capital variable 
handelnde dritte Theil des französischen Gesellschaftsgesetzes vom 24. Juli 1867 
den Genossenschaften freie Wahl, Regel wurde die auf den Geschäftsantheil 
beschränkte Haftpflicht. Das italienische Gesetz vom 2. April 1882 hat 
die gleichen Grundsätze wie das französische; erst seit neuerer Zeit bilden 
sich in Italien ländliche Darlehnskassen mit unbeschränkter Haftpflicht. Das 
belgische Gesetz vom 18. Mai 1873 geht prinzipaliter von der unbe­
schränkten Solidarhaft aus, überläßt es aber den Genossenschaften, im 
Statut eine andere Haftform zu bestimmen. Das Gleiche ist der Fall nach 
dem portugiesischen Gesetze vom 2. Juli 1867, dem niederländischen 
Gesetze vom 17. November 1867, dem schweizerischen Bundesgesetze vom 
14. Juni 1881. Das österreichische Gesetz vom 9. April 1873 sieht 
Genossenschaften mit unbeschränkter wie mit beschränkter Haftpflicht vor, — 
die „registrirte Genossenschaft mit unbeschränkter Haftung" und diejenige 
mit beschränkter Haftung. Bei letzterer haften die Mitglieder außer mit 
den Geschäftsguthaben noch persönlich mit einem statutarisch festgesetzten 
Betrage, der jedoch nicht niedriger als der Geschäftsantheil angenommen 
werden darf.

In Deutschland fanden nach Erlaß des norddeutschen Gesetzes vom 
4. Juli 1868 Schulze und seine genossenschaftlichen Freunde zunächst ihre 
Hauptaufgabe darin, die in Norddeutschland erzielte Rechtseinheit auch auf 
Süddeutschland auszudehnen und gleichzeitig die bestehenden Genossen­
schaften Norddeutschlands zu veranlassen, sich dem Gesetze zu unterstellen. 
Schwierigkeiten erhoben vielfach die Konsumvereine, die, wenn sie nur gegen 
baar verkauften, außer den ihnen überreichlich zufließenden freiwilligen Spar­
einlagen der Mitglieder, keines fremden Kapitals bedurften. Doch versöhnten 
sie sich mit der für sie bei redlicher Geschäftsführung ungefährlichen Solidar­
haft, da sie als ein geringes Opfer erschien gegenüber dem großen Vortheil 
der Erlangung der zum Ankauf eines eigenen Grundstücks und zur Prozeß­
führung gegen Lagerhalter kaum entbehrlichen Rechtspersönlichkeit.

Etwas nachhaltiger war der Widerstand der beiden dazumal abseits 
der Schulzeschen Vereinigung stehenden Konsumvereinsverbände im Geltungs­
bereich des sächsischen und des bayerischen Gesetzes, beziehungsweise außer­
halb des Bereichs des norddeutschen Gesetzes — des sächsischen und des 
süddeutschen Verbandes.**) Verstärkt wurden die Schwierigkeiten durch einen

*) Art. 73 bis 75 des Gesetzes vom 29. April, abgedruckt bei Parisius a. a. O. 
S. 429. Daselbst sind auch die sächsischen und das österreichische Gesetz abgedruckt.

**) Ueber die Beschlüsse dieser Verbände vom Mai 1869 und deren Bedeutung 
sind richtig stellende Mittheilungen S. 270 und 277 der Bl.f.G. 1886 in dem Auf­
sätze von Parisius: Zur Frage der Zulassung von Genossenschaften mit beschränkter 
Hast Nr. 44 bis 48 zu finden. Zu vergleichen auch der vorausgehende Aufsatz desselben 
in Nr. 39 bis 42 „Der deutsche Juristentag und die beschränkte Haft der Mitglieder 
eingetragener Genossenschaften."
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Beschluß des deutschen Juristentages vom August 1869. Auf einen Antrag 
von Professor Goldschmidt erklärte er zwar für wünschenswerth, daß 
für die Verpflichtungen der Genossenschaft jeder einzelne Genosse solidarisch 
und mit seinem ganzen Vermögen einstehe, es stehe jedoch prinzipiell der 
Bildung von Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht und freiem Aus­
tritt der Genossen nichts entgegen, sofern dahin Sorge getragen werde, 
daß dem Genossenschaftsgläubiger ein jederzeit bestimmtes und bekanntes 
Minimalkapital haftet. —

Der Krieg von 1870/1871 brachte mit der deutschen Einigung auch 
das gemeinsame deutsche Genossenschaftsrecht durch Ausdehnung des nord­
deutschen Gesetzes vom 4. Juli 1868 auf Süddeutschland. Vom 1. August 
1873 an konnten sich in Deutschland nur Genossenschaften mit unbeschränkter 
Haftpflicht bilden. In den nächsten Jahren befestigte sich in und außerhalb 
der genossenschaftlichen Kreise die Meinung, daß die unbeschränkte Solidar­
haft die nothwendige und ausschließliche Grundlage der Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften sein müsse.

Erst sehr allmählich vollzog sich ein Umschwung in den Anschauungen. 
Es wirkten dahin vornehmlich die Zusammenbrüche großer Kreditgenossen­
schaften, bei denen die Mitglieder aus der Solidarhaft in Anspruch ge­
nommen wurde:!. Zwar war, wie noch der allgemeine Verbandstag in 
Stuttgart (1879) erklärte, aus den bei einzelnen Genossenschaften vor­
gekommenen schweren Unfällen kein Grund zur Aenderung der Ueberzeugung 
herzuleiten, „da diese Unfälle lediglich durch Vernachlässigung der im Gesetz 
selbst gegen die Gefahren der Solidarhaft gegebenen Schutzmittel, sowie 
durch ein den ersten Grundsätzen geordneter Geschäftsführung wider­
sprechendes Gebühren und Nichtbeachtung aller Warnungen und Rathschläge 
entstanden", allein durch Resolutionen läßt sich das Mißtrauen nicht be­
seitigen. In der That haben Zusammenbrüche „in einzelnen Fällen den 
Charakter wahrer Kalamitäten für die davon betroffenen Bezirke angenommen, 
Vertrauen und Sicherheit im gewerblichen Verkehr untergraben und denselben 
ernstlich geschädigt. Nicht bloß der Umfang der vom Einzelnen zu tragenden 
Verluste, sondern namentlich die Unbestimmtheit und Unübersehbarkeit der­
selben und die andauernde Besorgniß, aus der Zahl der Genossen von den 
Gläubigern allein herausgerissen zu werden, haben hierbei verderblich ge­
wirkt. Die weniger Gewissenhaften begannen durch Scheingeschäfte und 
betrügliche Vermögensübertragungen sich der bevorstehenden Inanspruch­
nahme zu entziehen, und schließlich unterlagen auch die Pflichtbewußteren, 
nunmehr doppelt gefährdet, nicht selten der Versuchung zu ähnlichen Mani­
pulationen". (Begr. I 55, II 38.)

Daß solche Mißstände Wohlhabende von der Betheiligung an Genossen­
schaften abschrecken mußten, ist nicht zu verwundern. Da nun in der That 
auch ganze Klassen von Genossenschaften (Konsumvereine, Werkgenossen­
schaften, Magazinvereine) nur wenig Kredit bedurften, und da ferner sich 
durch die allmähliche Betheiligung der Landwirthschaft an der genossen­
schaftlichen Bewegung neue Bahnen für dieselben eröffneten, so war es nicht 
gerechtfertigt, dagegen zu opponiren, wenn neben den Genossenschaften mit 
unbeschränkter Solidarhaft auch Genossenschaften mit beschränkter Solidar­
haft in Nachahmung des österreichischen Gesetzes zugelassen wurden.

Schon auf dem Vereinstage zu Altona (im August 1880) hatte Schulze- 
Delitzsch einen Ausspruch beantragt, wonach es unter Umständen für zulässig 
zu erachten, daß „neben den nach wie vor nur auf der unbeschränkten 
Solidarhaft beruhenden Genossenschaften noch eine zweite Klasse ebenfalls 
mit solidarer persönlicher, aber durch eine bestimmte Summe für jeden
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einzelnen Genossen begrenzter Haft zugelassen werden könne". Als nun 
am 29. April 1881 Freiherr v. Mirbach im Reichstag einen von sämmt­
lichen Mitgliedern der deutschkonservativen Fraktion unterstützten Antrag 
einbrachte, welcher eine den Bestimmungen des österreichischen Gesetzes nach­
gebildete Zusatznovelle in Betreff Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht 
enthielt, trat Schulze dem Antrage keineswegs entgegen, sondern veranlaßte 
den Antragsteller, daran einige nothwendige Verbesserungen vorzunehmen, 
namentlich eine dem Wesen und Zweck der Genossenschaften widerstreitende 
Bestimmung, wonach die Haftbeträge deponirt werden sollten, zu beseitigen?)

Schulze besprach in seiner letzten Schrift „Material zur Revision des 
Genossenschaftsgesetzes" (1883) den Antrag Mirbach. Stets habe er auf 
das Entschiedenste bekämpft die Beschränkung der Haft auf die Geschäfts­
antheile, welche die Genossenschafter jederzeit beim Austritt zurückziehen 
könnten, so daß überhaupt die Gläubiger das Nachsehen hätten. Dem 
werde entschieden auf dem Wege der beschränkten Garantiehaft vor­
gebeugt, für welche zuerst Professor Goldschmidt auf dem deutschen Juristen­
tage zu Heidelberg (Ende August 1869) aufgetreten sei. Und so handle es 
sich für ihn nicht um das Äufgeben einer alten Gegnerschaft. „So ent­
schieden wir in den 50 er und 60 er Jahren bei Beginn der Bewegung 
durch die wirthschaftliche und Vermögenslage der Betheiligten an die un­
beschränkte Haft gebunden waren und von der Gesetzgebung nichts Anderes 
zu erwarten stand, so entschieden drängt die ganze Entwickelung der letzten 
Jahre zur Zulassung der beschränkten Hast als einer gewissen Konsequenz 
hin." Im Einzelnen trat Schulze den vom Professor Goldschmidt in seiner 
Ende 1881 erschienenen Schrift für das Gesetz formulirten Hauptpunkten bei.

Aeußere Unterscheidbarkeit der neuen Genossenschaften, Publizität des 
Haftungsbetrages, Haftung jedes Genossen mit einer dem Geschäftsantheil 
mindestens gleichkommenden Garantiesumme, subsidiäre Gestaltung der 
gesetzlichen Garantiehaft, Garantiehaft als modifizirt solidare Haftbarkeit, 
Unzulässigkeit der Kündigung der Geschäftsantheile waren die wesentlichsten 
Erfordernisse, welche Goldschmidt und mit ihm Schulze-Delitzsch an die 
Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht stellten.

Das neue Gesetz ist diesen Anforderungen durchweg nachgekommen. 
Nach demselben gelten im Allgemeinen die gleichen Bestimmungen für Ge­
nossenschaften mit unbeschränkter und mit beschränkter Haftpflicht. Es enthalten 
nur die §§ 112 bis 117 Sonderbestimmungen für die erstere und §§ 125 
bis 136 solche für die letztere Gattung.

Bei den Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht ist die Haftung 
nicht blos auf das Geschäftsguthaben beschränkt, sondern der Genosse hat 
darüber hinaus noch mit der „Haftsumme" für die Verbindlichkeiten der 
Genossenschaft einzustehen. Diese Haftsumme muß durch das Statut bestimmt 
werden und darf nicht niedriger als der Geschäftsantheil sein (§ 125). 
Der wesentliche Unterschied zwischen beiden Genossenschaftsarten liegt also 
darin, daß bei der „unbeschränkten Haftpflicht" der Genosse eventuell per­
sönlich mit seinem ganzen Vermögen für die Verbindlichkeiten der Genossen­
schaft haften muß, während bei der Genossenschaft mit beschränkter Haft­
pflicht diese persönliche Haftpflicht eine begrenzte ist.

*) Ueber die Einzelheiten dieser Entwickelung s. die bereits citirten Auffätze von 
Parisius in den Bl.f.G. von 1886; Crüger im Archiv für öffentliches Recht; Gold­
schmidt: Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschasten, Studien und Vorschläge. 1881 
S. 70 ff.; Sckulze-Delitzsch: Material zur Revision des Genossenschastsgesetzes 
S. 65 ff.; Herz: Die Novellen und Anträge zum Genossenschastsgesetz 1883. S. 135 ff.
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Besonderheiten sind hauptsächlich, daß
a) das Statut den Erwerb mehrerer Geschäftsantheile gestatten darf 

(§ 128), wobei sich aber die persönliche Haftung mit dem Erwerb jedes 
weiteren Geschäftsantheils auf das der Zahl der Geschäftsantheile ent­
sprechende Vielfache der Haftsumme erhöht (§ 129),

b) das Konkursverfahren auch bei bestehender Genossenschaft außer dem 
Falle der Zahlungsunfähigkeit in dem Falle der Ueberschuldung stattfindet, 
sofern diese ein Viertheil des Betrages der Haftsummen aller Genossen über­
steigt (§ 134).

Welche Folgen die Zulassung der Genossenschaften mit beschränkter Haft­
pflicht für die Genossenschaftsbewegung haben wird, ist fünf Jahre nach 
Bestand des Gesetzes vom 1. Mai 1889 noch nicht mit Sicherheit zu ent­
scheiden. Den Kreditvereinen war durch Beschlüsse der genossenschaftlichen 
Vereinstage sowohl im allgemeinen Verbände (November 1887) als im 
Raiffeisenschen Verbände (Frankfurt a/M. 1889) und in der Vereinigung 
landwirthschaftlicher Genossenschaften (Hildesheim 1889) empfohlen, an der 
unbeschränkten Solidarhaft festzuhalten. Dennoch hat sich eine Anzahl älterer, 
guter Kreditvereine mit verhältnißmäßig viel eigenem Vermögen in Genossen­
schaften m. b. H. umgewandelt. Für Konsumvereine und Magazingenossen­
schaften und für Rohstoffgenossenschaften, wenn sie nur gegen baar verkaufen, 
ist die beschränkte Haftpflicht jedenfalls ausreichend, weil sie Kredit nur in 
geringem Maße in Anspruch nehmen. Nach dem Jahresbericht für 1893 gab 
es am 30. Mai 1894 irrt deutschen Reiche zusammen 9350 eingetragene Ge­
nossenschaften. Diese vertheilten sich auf die verschiedenen Genossenschafts­
arten und die verschiedenen Haftarten folgendermaßen!

Gesammt- davon alsovon 100
zahl. in. u. H. m. b. H. m. u. N. m. u. H. m. b. H. m. u.N. 

Kreditgenossenschaften 6367 5051 293 23 94,1 5,5 0,4
Genossenschaften in einzelnen

Gewerbszweigen 2653 2075 521 57 78,2 19,7 2,1
Konsumvereine 1230 468 756 6 38,2 61,4 0,4
Baugenossenschaften 100 15 85 — 15,0 85,0 0,0

Zusammen 9350 7609 1655 86 8lI 17/7 2/T”

2. Der HastvoLhug.
Die Vorschriften des Gesetzes vom 4. Juli 1868 über den Haftvollzug, 

die Geltendmachung der Haftpflicht (vgl. die Darstellung der geschichtlichen 
Entwickelung derselben in der Vorbemerkung zu § 98 S. 339) hatten sich 
„als der Verbesserung dringend bedürftig erwiesen. Die für die Ver­
wirklichung der Haftpflicht gegebenen Formen und Mittel genügten weder, 
um die Interessen der Gläubiger, noch um diejenigen der Genossen zu 
wahren". (Begr. II S. 40.) Bis zur Vorlegung des neuen Entwurfs 
fanden die auch vom Professor Goldschmidt gebilligten Vorschläge Schulzes 
allseitige Zustimmung der Genossenschaften. Schulze wollte zunächst das 
Vorverfahren des § 48 zur Abwendung des Konkurses durch Einführung 
eines durch die Liquidatoren zu bewirkenden Umlageverfahrens behufs Ver- 
theilung der von einzelnen Genossen zur Deckung des Fehlbetrags ein­
gezahlten Beträge vervollständigen*) und sodann der Generalversammlung 
das Recht geben, in jeder Lage des Konkurses ein Umlageverfahren zur 
völligen oder theilweisen Deckung der Ausfälle der Gläubiger zu beschließen.

*) Ein entsprechender Antrag ist in der Reichstagskommission abgelehnt, vgl. Vor­
bemerkung zu § 90.
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Bei diesen und anderen von ihm vorgeschlagenen Verbesserungen des Um­
lageverfahrens hielt Schulze-Delitzsch für unbedenklich, den Gläubigern, 
deren Befriedigung gesichert sei, das Vorgehen gegen den einzelnen, den 
Einzelangriff, zu entziehen. Auf den Fortfall des Einzelangriffs legte 
Schulze großen Werth zur Beseitigung „der unsäglichen Härten und Ver­
wirrungen", die entstehen, wenn „der einzelne Herausgegriffene seinerseits 
auf Hunderte, ja Tausende von Regreßprozessen zu antheiliger Wieder­
einziehung des für alle gemachten Verlags angewiesen ist". Die Schwierig­
keiten, welche bei Beseitigung des Einzelangriffs sich für die Haftpflicht der 
ausgeschiedenen Mitglieder ergeben, die für alle bis zu ihrem Ausscheiden 
von der Genossenschaft eingegangenen Verbindlichkeiten bis zum Ablauf 
der Verjährung gleich den übrigen Genossen haftbar sind, kamen bei Schulze 
weniger in Betracht, weil er annahm, daß die ausgeschiedenen Genossen 
schon nach dem Gesetze von 1868 wegen der bei ihrem Ausscheiden vor­
handenen Schulden am Umlageverfahren gleich den übrigen zu betheiligen 
seien, ohne einen Rückgriff an die Genossenschaft oder die Genossen zu haben.*)

Der neue Entwurf brachte für Genossenschaften mit unbeschränkter und 
mit beschränkter Haftpflicht das gleiche Verfahren in Vorschlag. In der 
Begründung (II 40) heißt es:

„Der Hauptmangel des jetzigen Gesetzes liegt in dem Zeitpunkt, in welchem das 
sogenannte Ümlageverfahren eingeleitet wird. Dasselbe tritt erst am Ende des Konkurses, 
„wenn der Schlußvertheilungsplan feststeht", also fast gleichzeitig mit der Zulassung des 
direkten Einzelangriffs ein, und während der ganzen Dauer des Konkursverfahrens 
geschieht nichts zur Deckung des Defizits, nichts, um dem Zugriff der Gläubiger zuvor­
zukommen. Das neue Gesetz hat vor Allem dafür zu sorgen, daß das zur Ausbringung 
der erforderlichen Beiträge dienende Verfahren unverzüglich nach der Eröffnung 
des Konkurses beginne. In diesem Zeitpunkt ist zwar der schließliche Ausfall der 
Gläubiger und daher der Betrag, welchen jeder Genosse nachzuschießen hat, noch nicht 
genau zu übersehen. Aber als Grundlage für das aufzubringende Defizit kann zunächst 
die Bilanz des Konkursverwalters dienen, und es kann auf Grund einer vorläufigen 
Berechnung (Vorschußberechnung) von den Mitgliedern die Einziehung der Beiträge, 
erforderlichenfalls im Wege der Zwangsvollstreckung, erfolgen. Auch sind schon in diesem 
Stadium des Verfahrens die uneinbringlichen Beiträge unter die zahlungsfähigen Ge­
nossen zu vertheilen und von ihnen beizutreiben. Sobald dann feststeht, welche Gläubiger 
im Konkurse berücksichügt werden, und welchen Betrag der Ausfall erreicht, den sie 
erleiden, muß durch eine definitive Berechnung (Nachschußberechnung) der endgültige 
Betrag der von den Genossen zu leistenden Nachschüsse festgestellt, und ferner unverzüglich 
aus den vorgeschossenen und eventuell noch weiter einzuziehenden Beträgen die Be­
friedigung der Gläubiger herbeigeführt werden.

Um den Gläubigern die ihnen zuzubilligende Einwirkung auf die Feststellung und 
Einziehung der von den Genossen zu leistenden Beiträge zu sichern, darf das Verfahren 
nicht wie bisher dem Vorstande, unabhängig vom Konkursverwalter, sondern muß 
dem letzteren übertragen werden, unter der Beaussichügung des Konkursgerichts 
und Mitwirkung der Gläubiger in den durch die Konkursordnung gegebenen Schranken."

Die Nachschußpflicht wurde „als eine selbstständige Verbindlichkeit der 
Genossen gegenüber der Genossenschaft und demnach der Anspruch auf die 
Nachschüsse als ein Bestandtheil des Vermögens derselben behandelt, der 
allerdings in seiner Entstehung durch den Eintritt des Konkurses bedingt 
und in seinem Umfang durch dessen Ausgang begrenzt erscheint". Das 
Nachschußverfahren wurde nun ein selbstständiger und besonders geordneter 
Theil des Konkursverfahres.

*) Gegen die entgegengesetzte Ansicht von v. Sicherer und Parisius schrieb er den Auffatz: 
Die Heranziehung ausgeschiedener Genossenschafter zur Deckung der Schulden einer 
eingetragenen Genossenschaft in „Streitfragen im deutschen Genossenschaftsrecht" 
(Leipzig 1880), S. 28 bis 42. Das Reichsgericht trat ihm aber nicht bei.
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Der direkte Angriff des Gläubigers gegen den einzelnen Genossen wurde 
aufrecht erhalten, aber erst in einem Zeitpunkt zugelassen, zu welchem bei 
ordnungsmäßiger Durchführung des Vorschuß- und Nachschußverfahrens die 
Befriedigung der Gläubiger in der Hauptsache erfolgt sein muß. Der 
Genosse, der einen Gläubiger befriedigen mußte, tritt sofort in dessen Rechte, 
braucht keinerlei Regreßprozesse anzustellen, sondern macht seine Rechte in dem 
bis zu seiner vollen Befriedigung durchzuführenden Nachschußverfahren geltend. 
Der Einzelangriff wurde für nothwendig erachtet, weil die Möglichkeit nicht 
ausgeschlossen ist, daß auch ein verbessertes Nachschußverfahren zur Be­
friedigung der Gläubiger nicht führt, obgleich leistungsfähige Genossen vor­
handen sind; falls eine Anzahl derselben es versteht, sich ihrer Beitragspflicht 
zu entziehen, müsse dem einzelnen Gläubiger die Wahrung seiner Rechte 
selbst in die Hand gegeben werden, außerdem sei es nur in dieser Form 
möglich, die subsidiäre Heranziehung der ausgeschiedenen Genossen zur 
Zahlung älterer Genossenschaftsschulden richtig durchzuführen, da für sie im 
Nachschußversahren kein Platz sei.

Nach der Veröffentlichung des Entwurfs entstand unter den Genossen­
schaften über die Frage der Beibehaltung oder des gänzlichen Fortfalls des 
Einzelangriffs eine lebhafte Bewegung,*) die schließlich in Petitionen, Auf­
sätzen, Broschüren zum Ausdruck gelangte.

In den Verhandlungen der Reichstagskommission nahmen die Erörterungen 
über diese Streitfrage einen breiten Raum ein (Kommissionsbericht S. 49 
bis 54). Die Beibehaltung des Einzelangriffs nach den Vorschlägen des 
Entwurfs wurde ebenso lebhaft vertheidigt wie bekämpft. Man war einig, 
daß es sich dabei in erster Linie um eine Frage der Zweckmäßigkeit handle. 
„Zur Ausgleichung der hervorgetretenen Gegensätze" — es waren von 
1157 Genossenschaften Petitionen gegen die Einzelhaft beim Reichstage ein­
gegangen — wurden Abänderungsanträge gestellt, nach welchen das Statut 
die Zulassung des Einzelangriffs sollte bestimmen können und die Haftpflicht 
ausgeschiedener Genossen durch ein besonderes Nachschuß-Umlageverfahren 
zur Deckung eines ungedeckten Fehlbetrages zu regeln sei.

Die Regierungsvertreter hielten zwar an dem Entwurf fest, erklärten 
aber, wenn die Kommission gegen die Bestimmungen desselben über den 
Einzelangriff Bedenken trage, so müsse man
„nicht die eventuelle Zulassung, sondern den Ausschluß des Einzelangrifss durch 
Statut gestatten. Dann bleibe das Prinzip des Einzelangriffs an sich bestehen, könne 
aber durch das Statut in Wegfall kommen. Es würde dann die Errichtung einer neuen 
Art von Genossenschaften gestattet werden, welche im Statut ausdrücklich erklärten, 
daß die direkte Haftpflicht der einzelnen Genossen gegenüber den Gläubigern ausge­
schlossen und behufs Beftiedigung derselben die Genossen nur zu Nachschüssen an die 
Genossenschaft verpflichtet sein sollen, und welche in ihre Firma den Zusatz: „einge­
tragene Genossenschaft mit Nachschubpflicht" aufnähmen. (Komm.-Ber. S. 52.)

Diesen Ausführungen trugen nun neue Anträge Rechnung. Allein 
dieselben wurden in der ersten Lesung der Kommission mit 13 gegen 
12 Stimmen abgelehnt. Vor der zweiten Lesung aber kam ein Kompromiß 
zwischen Kommissionsmitgliedern aus vier politischen Parteien zu Stande,

*) Man vgl. über die einschlagenden Fragen Schulze-Delitzsch: Material zur 
Revision re. S. 98 ff., 38 ff.; Goldschmidt: Erwerbs- und Wirthschaftsgenoffenschasten 
S. 41 ff.; Dr. Richard Schultze: Umlageverfahren und Einzelangriff; Goldschmidt: 
Die Haftpflicht der Genossen und des Umlageverfahrens; Ludolf Parisius: Die Haft­
pflicht der Genossen und das Umlageverfahren; Franz Werner: Zur Revision des 
Genossenschafts-Gesetzes. Gegen Ludolf Parisius; Mittheilungen über den Allgemeinen 
Vereinstag zu Erfurt (1888) S. 85—137.
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dessen Ergebniß die Abänderungsanträge (Nr. 47 der Kommissions - Druck­
sachen) der Abgg. Dr. v. Cuny, vr. Eneccerus, Gamp, Hegel, Freiherr 
v. Huene, v. Massow vom 5. März 1889 darstellen. Für diese Ab­
änderungsanträge war von vornherein eine große Mehrheit gesichert. Die 
Kommission schloß sich nun dem Grundgedanken der in der ersten Lesung 
gestellten Vermittelungsanträge an, nahm im § 2 eine dritte Genossenschafts­
art „die eingetragene Genossenschaft mit unbeschränkter Nachschußpflicht" auf 
und fügte mit Bezug hierauf der zweiten Unterabtheilung des Abschnitt 8 
„Besondere Bestimmungen für Genossenschaften mit unbeschränkter Nachschuß­
pflicht" ein. Für diese Genossenschaftsart giebt es keinen Einzelangriff mehr. 
Der Kommissionsbericht erläutert ausführlich Art und Umfang der Heran­
ziehung der ausgeschiedenen Genossen (S. 54):

„Durch die nach § 71 des Entwurfs vorgeschriebene Auseinandersetzung des aus­
geschiedenen Genossen mit der Genossenschaft ist der ausgeschiedene Genosse der Genossen­
schaft und den in derselben verbliebenen Genossen gegenüber seiner Verpflichtung, zur 
Tilgung der Schulden der Genossenschaft beizutragen, an und für sich nachgekommen. 
Wenn dessenungeachtet die Kommission bei den Genossenschaften mit unbeschränkter Nach­
schubpflicht die ausgeschiedenen Genossen im § 122 der Nachschußpflicht unterworfen hat, 
so ließ sich dies durch die gleichzeitige Besümmung im § 124 rechtfertigen, nach welcher 
den Ausgeschiedenen die von ihnen geleisteten Beiträge aus den Nachschüssen der in der 
Genossenschaft verbliebenen Genossen zu erstatten sind. Nur mit diesem Vorbehalt und 
nur subsidiär erscheine die Heranziehung der Ausgeschiedenen Seitens der Genossenschaft 
zulässig; aber so beschränkt rechtfertige sie sich, weil die nach verhältnismäßig kurzer Zeit 
eingetretene Konkurseröffnung die Annahme begründe, daß die Auseinandersetzung auf 
Grund der Bilanz unzureichend gewesen sei. Bezüglich des Umfangs einer Heranziehung 
der Ausgeschiedenen zur Nachschußpflicht waren in der Kommission zwei Wege vorge­
schlagen worden: nach dem einen sollten die ausgeschiedenen Genossen, sofern sie in den 
letzten zwei Jahren vor der Eröffnung des Konkursverfahrens ausgeschieden waren, 
alsdann aber nur wegen der bis zu dem Zeitpunkt ihres Ausscheidens von 
der Genossenschaft eingegangenen Verbindlichkeiten, der Nachschubpflicht unterliegen; der 
andere Vorschlag unterwirft ihr dagegen nur diejenigen ausgeschiedenen Genossen, deren 
Ausscheiden innerhalb der letzten 18 Monate vor der Konkurseröffnung erfolgt ist, 
diese aber ohne Unterscheidung, ob die Verbindlichkeiten vor oder nach dem 
Ausscheiden entstanden sind. Der erstere Weg ist scheinbar billiger, aber wegen 
der oft schwierigen Unterscheidung zwischen alten und neuen Schulden und der damit 
verknüpften Streitigkeiten weniger gangbar; der zweite Weg empfiehlt sich durch seine 
Folgerichtigkeit, da die Genosten bei der neuen Form in keinerlei Beziehung zu den 
Gläubigern stehen, namentlich aber durch seine Einfachheit und leichte praktische Durch­
führbarkeit. Die Kommission gab den: letzterer: Wege den Vorzug, indem sie zugleich 
erwog, daß der Vortheil, welcher dem Ausgeschiedenen aus der Beschränkung seiner 
Haftpflicht auf die vor seinem Ausscheiden eingegangenen Verbindlichkeiten erwächst, da­
durch wieder an Werth verliere, daß er eine Einwirkung auf den Fortbestand der alten 
Schulden oder eine Veränderung in dem Schuldcnstande nicht habe, ihm auch die ge- 
sammte Verschlechterung, welche' die Aktivmasse nach seinem Austritt erleidet, zur Last 
falle."

In der zweiten Berathung des Reichstags (25. März 1889) fand über 
§ 2 und die neue dritte Art der Genossenschaften eine eingehende Erörterung 
statt. Es lag ein Antrag der Abgg. Schenck, Baumbach und Genossen 
auf Beseitigung der Bestimmungen über die Genossenschaft mit unbeschränkter 
Nachschußpflicht Dor.*) Allein das in der Kommission geschlossene Kom-

*) Vgl. Stenographische Berichte S. 1020 bis 1035. Der Abg. Anwalt Schenck 
begründete den Antrag auf Beseiügung der betrestenden Bestimmungen. Niemand habe 
eine Ahnung gehabt, daß ein Bedürfniß zu einer dritten Art Genossenschaft vorhanden 
sei. Die Bezeichnung entspreche dem Wesen dieser Genossenschaften nicht. Die G. mit 
unbeschr. Nachschußpflicht sei ebenfalls eine G. mit unbeschr. Haftbarkeit der Genossen,
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pro miß ward im Plenum von den betheiligten Parteien (den Deutschkonserva­
tiven, der deutschen Reichspartei, dem Centrum und den Nationalliberalen) 
aufrecht erhalten und die Einfügung der dritten Art Genossenschaften mit 
großer Mehrheit beschlossen.

Zwischen der nunmehr gesetzlich eingeführten dritten Art Genossenschaft 
und der Genossenschaft mit unbeschränkter Haftpflicht ist während ihres 
Bestehens, abgesehen von der Verschiedenheit der Firmen und der Beitritts­
erklärung, gar kein Unterschied, ebenso wenig nach der Auflösung, aus­
genommen wenn diese durch Eröffnung des Konkurses erfolgt. Aber auch 
oer Verlauf des Konkurses bietet bis zur Aufstellung der Nachschußberechnung 
keinerlei Abweichung. Nur in dem einzigen Falle, daß im Konkurse drei 
Monate nach der für vollstreckbar erklärten Nachschußberechnung die Konkurs­
gläubiger noch nicht vollständig befriedigt sein sollten, tritt ein verschiedenes 
Verfahren ein. Für diesen Fall darf in der Genossenschaft mit unbe­
schränkter Haftpflicht ein jeder Gläubiger wegen des noch nicht getilgten 
Restes seiner Forderung sofort einen einzelnen Genossen im gewöhnlichen 
Prozesse direkt angreifen, sowie nach weiteren drei Monaten (sechs 
Monate nach der Vollstreckbarkeitserklärung der Nachschußberechnung) auch 
jeden in den letzten zwei Jahren ausgeschiedenen Genossen, soweit es sich 
um eine bis zu dessen Ausscheiden eingegangene Verbindlichkeit der Ge­
nossenschaft handelt. Dahingegen muß in der Genossenschaft mit unbe­
schränkter Nachschußpflicht auf Grund einer aufzustellenden besonderen Be­
rechnung von den innerhalb der letzten achtzehn Monaten vor der 
Eröffnung des Konkurses ausgeschiedenen Genossen die gesammte Rest­
forderung aller Gläubiger — gleichviel ob die Verbindlichkeit vor oder 
nach dem Ausscheiden des Einzelnen eingegangen ist — im Umlageverfahren 
beigetrieben werden. In berden Arten Genossenschaften geht daneben 
die Einziehung der Nachschüsse von den in der Genossenschaft verbliebenen 
Genossen auf Grund der Nachschußberechnung ohne Aufenthalt unverändert 
fort, und erhalten die ausgeschiedenen Genossen die von ihnen gezahlten 
Beträge aus den Nachschüssen erstattet.

Gegen die rechtliche Konstruktion dieser Genossenschaftsart läßt sich 
nichts einwenden. Die Haftpflicht ist bei ihr eine rein indirekte, „die bloße 
Deckungspflicht" (Goldschmidt a. a. O. S. 41) geworden. Die „Umwand­
lung" einer Genossenschaft mit unbeschränkter Haftpflicht in eine solche mit 
unbeschränkter Nachschußpflicht kann sich nur auf dem Wege des § 137 des 
Gesetzes vollziehen, also unter den für den Fall, daß die Genossenschaft 
ihre Haftpflicht herabgemindert, zur Sicherung der Gläubiger gegebenen 
Kautelen. Auch die Genossenschaft mit unbeschränkter Nachschußpflicht beruht 
auf der unbeschränkten Haftpflicht. Der Genosse hat mit seinem ganzen 
Vermögen für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft einzutreten, die Ver-

und die G. mit unbeschr. Haftpflicht sei ebenso eine G. mit unbeschr. Nachschußpflicht, wie 
die neue Genossenschaft. Diese sei offenbar der Absicht entsprungen, die Beunruhigung zu 
beseitigen, und den Forderungen derjenigen G. zu entsprechen, welche die Beseitigung 
des Einzelangriffs gewollt haben. Diese aber würden nicht zufriedengestellt. Schenck 
richtete sich sodann gegen die Bestimmung, daß die Ausscheidenden noch 18 Monate 
lang für alle nach ihrem Ausscheiden eingegangenen Forderungen zu haften haben. 
Außer Schenck sprach in gleichem Sinne der Abg. Baumbach. Die Vertretung der 
Kommissionsbeschlüsse übernahmen als Gegner des Einzelangriffs Enneccerus, v. Buol- 
Berenberg, Gamp, v. Cuny, v. Rheinbaben, während ihre Betheiligung am Kompromiß 
gewissermaßen entschuldigten die Abgg. Hegel, v. Huene, Graf Mirbach. Ueber die 
Entstehung der neuen Genossenschastsart sind die Reden von Baumbach, Enneccerus, 
v. Cuny, v. Rheinbaben und des Staatssekretärs v. Oehlschläger zu vergleichen.
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schiedenheit der Art der Geltendmachung dieser Haftpflicht wirkt aber 
geradezu bestimmend rückwärts auf den Umfang derselben, so daß die un­
beschränkte Haftpflicht bei den beiden Genossenschaftsarten dadurch eine 
ungleichwerthige wird.

Die Zukunft wird ergeben, ob die eingetragene Genossenschaft mit 
unbeschränkter Nachschußpflicht Einfluß auf die Entwickelung des deutschen 
Genossenschaftswesens üben wird, bisher ist dies nicht der Fall. Auf den 
Vereinstagen in Königsberg (Allg. Verband*), Frankfurt (Neuwieder 
Anwaltschaftsverband), Hildesheim (landwirthschaftliche Vereinigung) ist 
ihr von den genossenschaftlichen Praktikern, auch von denen, die sich leb­
haft für Beseitigung des Einzelangriffs interessirt hatten, die Lebensfähigkeit 
abgesprochen (vgl. oben S. XLIII).

Ueber die Voraussetzung des Einzelangriffs bei den Genossenschaften 
mit unbeschränkter Haftpflicht gegen die ausgeschiedenen Genossen vgl. § 119 
(für Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht § 135), über die Haftpflicht 
der ausgeschiedenen Genossen bei den Genossenschaften mit unbeschränkter 
Nachschußpflicht § 122.

Auch die Natur der persönlichen Haftpflicht hat unter dem jetzigen 
Gesetze einen zum Theil anderen Charakter erhalten.

Vor der Genossenschaftsgesetzgebung war die persönliche Haftpflicht die 
Folge der dem sogen. „Vorstande" der Genossenschaft ertheilten Vollmacht. 
Unter dem Gesetze vom 4. Juli 1868 hatte sie einen bürgschaftsartigen 
Charakter angenommen, sie war „eine im Wesen der Genossenschaft be­
gründete gesetzliche Garantieverpflichtung nach Art der Schadlosbürgschaft". 
(Vgl. bei Goldschmidt a. a. O. S. 60 die zutreffende Widerlegung anderer 
Konstruktionen.) Das Umlageversahren hatte auf die Beurtheilung der 
rechtlichen Seite der persönlichen Haftpflicht keinen Einfluß, denn, wenn es 
auch den Zweck hatte, die Gläubiger zu befriedigen, so war es doch wesent­
lich nur eine Regelung der Regreßrechte der Genossen unter ein­
ander.

Begründet ist die persönliche Haftpflicht auch nach dem neuen Gesetze 
in dem Wesen der Genossenschaft, deren Kredit anders als der der Kapital­
gesellschaften regelmäßig nicht auf einem Kapitalfonds, sondern auf der 
persönlichen Haftpflicht der Mitglieder beruht. Jeder, welcher der Genossen­
schaft Beitritt, übernimmt mit diesem Beitritt die Haftung für deren Ver­
bindlichkeiten.

Während nun aber diese Haftpflicht nach dem Gesetze von 1868 nur 
den Gläubigern gegenüber galt, besteht sie in Folge der veränderten 
Konstruktion des Nachschußverfahrens auch der Genossenschaft und bei 
der Genossenschaft mit unbeschränkter Nachschußpflicht sogar nur der Ge­
nossenschaft gegenüber.**) (Vgl. Erläuterung 10 zu § 71, Vorbem. zu § 98

*) Die Petition der Genossenschaften gegen den Einzelangriff war von den Vereins­
direktoren Matthies-Stralsund und Werner-Berlin und dem Verbandsdirektor Morgenstern- 
Breslau ausgegangen. Diese erklärten bei der Besprechung des Genossenschastsgesetzes 
in Königsberg am 27. August 1889 die Genossenschaft mit unbeschränkter Nachschuß­
pflicht in der gegenwärtigen Form für unbrauchbar. Im Laufe der Debatte kon- 
statirte Parisius die allgemeine Uebereinsttmmung in der Beurtheilung dieser Genossen­
schaft, wie sie im neuen Gesetz konstruirt ist: auch die Gegner des Fortbestandes des 
Einzelangriffs hielten sie für völlig ungeeignet und widerriethen deshalb den Uebergang 
zu dieser Hastform.

**) Ueber die abweichende Ansicht Maurer's, betreffend die Konstruküon der Nach­
schußpflicht, vgl. 289 und 342.
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und Vordem, zu § 99.) Soweit nun die persönliche Haftpflicht in den 
Nachschüssen bezw. in der Zubuße bei dem Ausscheiden zum Ausdruck 
kommt, fehlt ihr der bürgschaftsartige Charakter, denn diese Verpflichtung 
hat einen selbstständigen Charakter, und sie besteht nicht den Gläubigern 
gegenüber, wenn sie auch zu deren Befriedigung schließlich dienen soll. 
Auch dies letztere braucht nicht immer der Fall zu sein, wie z. B. bei der 
Leistung des ausgeschiedenen Genossen. Daß die persönliche Haftpflicht 
gewissermaßen auch zu dem Genossenschaftsvermögen zu rechnen ist, folgt 
auch aus der Vorschrift in § 134, nach welcher zur Feststellung der Ueber- 
schuldung die Haftsummen in Betracht zu ziehen sind. Es ist zu unter­
scheiden:

a) die Haftung der Genossenschaft gegenüber,
b) dem Gläubiger gegenüber.
Die erste ist bei allen drei Genossenschaftsarten vorhanden, sie ist nur 

in ihrem Umfange verschieden: bei den Genossenschaften „mit unbeschränkter 
Haftpflicht" und bei denen „mit unbeschränkter Nachschußpflicht" unbe­
schränkt, — bei den Genossenschaften „mit beschränkter Haftpflicht" durch 
die Haftsumme beschränkt. Die Nachschubpflicht ist in diesen Fällen nichts 
anderes als die jedem Genossen obliegende gesetzliche Verpflichtung, Bei­
träge zu der Genossenschaft zu leisten, sie hat keinen anderen Charakter wie 
die Verpflichtung, Einzahlungen auf den Geschäftsantheil zu machen, nur 
daß sie erst subsidiär eintritt und daß sie von bestimmten Voraussetzungen 
abhängt: vom Ausscheiden und vom Konkurs.

Bei den Genossenschaften mit unbeschränkter Nachschußpflicht hat der 
Genosse nur diese Nachschußpflicht, er tritt zu den Gläubigern der Genossen­
schaft durch den Beitritt in keine rechtliche Beziehung, dafür muß er aber 
auch die Haftung für diejenigen Verbindlichkeiten übernehmen, die noch 
innerhalb 18 Monate nach seinem Austritt eingegangen sind, falls in dieser 
Zeit der Konkurs über die Genossenschaft eröffnet ist.

Bei den Genossenschaften mit unbeschränkter und beschränkter Haft­
pflicht übernimmt der Genosse, wenn innerhalb zweier Jahre nach seinem 
Ausscheiden es zum Konkurse kommt, für die bis zu seinem Austritt ein­
gegangenen Verpflichtungen noch eine weitere subsidiäre Garantiehaft dem 
Gläubiger gegenüber. Bei den Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht 
ist diese Garantiehaft durch die Haftsumme begrenzt. Diese Garantiehaft 
— gleichfalls im Gesetze begründet — hat den bürgschaftsartigen Charakter 
behalten, der ihr nach dem Gesetze von 1868 innewohnte, sie hat in Folge 
des umgestalteten Nachschußversahrens aber einen weit ausgeprägteren sub­
sidiären Charakter bekommen (§§ 116, 119 und § 135).

Ueber die Folgen der Auflösung der Genossenschaft bei allen drei 
Arten vgl. § 73 uno § 122 Erl. 3.

B. Die Revision.
Der vierte Abschnitt des Gesetzes (§§ 51 bis 62) von der Revision ist 

durchaus neu. In der Allgemeinen Begründung des Entwurfs (I S. 70, 
II S. 48) ist ausgeführt, daß die Gesetzgebung den Vorschlägen, welche dem 
Staat oder den Gemeinden durch Uebertragung einer dauernden Aufsichts­
führung einen unmittelbaren Einfluß auf den Geschäftsbetrieb der Genossen­
schaften zuweisen wollen, nicht werde folgen können. Für eine dauernde Be­
aufsichtigung des Geschäftsbetriebes der Genossenschaften durch staatliche oder 
kommunale Behörden fehle es ebenso sehr an einem Bedürfniß wie an einer 
genügenden Grundlage. Die Zwecke der Genossenschaften seien rein privat-

Parisius u. Crüger, Genosserrschastsgesetz. 2. Aufl. d
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rechtliche, ihre Zahl so beträchtlich und die Gegenstände ihres Geschäfts­
betriebes so verschiedenartig, daß eine wirksame Staats- oder Kommunal­
aufsicht thatsächlich nicht durchführbar sein würde. Man hielt aber eine 
andere Kontrole, als die der Aufsichtsrath bietet, für ein Bedürfniß, und 
gelangte in Anlehnung an die im allgemeinen Verbände durch Schulze- 
Delitzsch eingeführte und auch nach seinem Tode sorgfältig fortentwickelte 
Institution der Verbandsrevision zu den Vorschlägen des vierten Abschnittes.

Frühzeitig hatte sich in vielen Kreditvereinen das Bedürfniß nach einer 
Prüfung der Einrichtungen und der Geschäftsführung durch einen dem Verein 
nicht angehörigen Sachverständigen herausgestellt. Den Mitgliedern des 
Vorstandes und des Aufsichtsrathes fehlte Bei allem guten Willen oft die 
nöthige Kenntniß der Gesetze und einer richtigen genossenschaftlichen und 
kaufmännischen Geschäftsführung. Man wünschte Revisoren als Lehrmeister.

Im Verband der Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften vom Mittel­
rhein wurde der Berbandsdirektor (Scheuch schon im Jahre 1864 aufge­
fordert, dafür Sorge zu tragen, daß er zu jeder Zeit in der Lage sei, den 
Vereinen des Verbandes auf deren Verlangen einen sachverständigen Revisor 
zur Verfügung zu stellen. Aber von seiner Bereitwilligkeit wurde nachher 
wenig Gebrauch gemacht. Auf dem Genossenschaftstage zu Bremen (1874) 
erklärte sich Schulze gegen eine Beschickung der Vereine durch Kontrolbeamte 
der Unterverbände, dagegen rieth er den Derbandsdirektoren, wenn sich ein 
Verein freiwillig an sie wende, weil ihm seine Bücher in Unordnung ge­
kommen seien, ihm dann nach Kräften durch eine Revision zu helfen. 'Der­
gleichen Ansuchen gelangten öfters an die Anwaltschaft, die aber schon der 
Kosten halber unmöglich für ganz Deutschland Bücherrevisoren beschaffen 
könne u. s. w. 1878 veranlaßte Schulze einen ausdrücklichen Beschluß des 
Genossenschaftstages zu Eisenach, den Unterverbandsdirektoren dringend zu 
empfehlen, sachverständige, im kaufmännischen Rechnungswesen erfahrene und 
mit der genossenschaftlichen Organisation vertraute Männer zum Behufe von 
Geschäftsrevisionen und Inventuren auf Anrufen der einbezirkten Vereine... 
bereit zu halten und die Vornahme solcher Revisionen zu befördern. Dieser 
Beschluß hatte in einigen Verbänden zur weiteren Ausbildung des Revisions­
wesens Anstoß gegeben. Die Einrichtung bürgerte sich aber doch nur lang­
sam ein. In Folge der Aufnahme, die der Antrag der Abgg. Ackermann 
und Genossen im Reichstage fand, fürchtete man, es könnten durch das neue 
Gesetz amtliche Revisionen der Genossenschaften angeordnet werden. Der 
Genossenschaftstag in Cassel (August 1881) beschloß deshalb:

„In Erwägung, daß die Einrichtung regelmäßiger Revisionen in den Verbands­
vereinen, allgemein durchgeführt, eine wünschenswerthe Vervollständigung und organische 
Weiterentwickelung der Verbandseinrichtungen darstellt und zugleich geeignet ist, gesetz­
geberischen Versuchen, die Genossenschaften der Kontrole staatlicher oder kommunaler 
Behörden zu unterstellen, entgegenzuwirken; daß es daher den allgemeinen Interessen 
entspricht, diese Einrichtung in allen Verbänden zur Durchführung jit bringen, erklärt 
es der allgemeine Bereinstag für Pflicht der Unterverbände, für die Einrichtung 
regelmäßig wiederkehrender Revisionen der einzelnen Vereine Sorge zu tragen."

Jetzt ward die Frage der Verbandsrevision ein Gegenstand der Be­
rathung sämmtlicher Unterverbandstage. Auf dem nächstjährigen Genossen­
schaftstage (1882 Darmstadt) wurde allen dem allgemeinen Verbände an­
gehörigen Genossenschaften empfohlen, die erforderlichen Schritte zu thun, 
um sich die Vortheile der verbandsmäßig organisirten Revisionseinrichtung 
zu sichern.*)

*) Ueber die Entwickelung der Verbandsrevision im allgemeinen Verbände vor 
Erlaß des neuen Gesetzes vgl. man die Aufsätze in Bl.f.G. 1884 Nr. 26, 28, 36, 49, 
1887 Nr. 60, bis 53, 1888 Nr. 1.
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Seit dieser Zeit hatten sich die Unterverbandstage und die Genofsen- 
schaftstage fast ausnahmslos mit dem inneren Ausbau der verbandsmäßig 
orgänisirten Revisionseinrichtung beschäftigt; in den meisten Unterverbänden 
wurde die Revision für eine obligatorische Einrichtung des Verbandes 
erklärt: Die Genossenschaften wurden verpflichtet, alle drei Jahre durch 
einen vom Unterverbande angestellten, mit dem Genossenschaftswesen ver­
trauten praktischen Genossenschafter (Revisor) ihre gesammte geschäftliche 
Thätigkeit prüfen zu lassen. Der Revisor hatte sein Augenmerk besonders 
darauf zu richten, ob die Bestimmungen der Gesetze überall beachtet sind, 
und ob die Geschäftsführung den Vorschriften des Statuts und den auf 
Genossenschafts- und Verbandstagen aufgestellten Grundsätzen entspricht. Nach 
vollendeter Revision hatte er den Befund in gemeinschaftlicher Sitzung mit 
Vorstand und Aufsichtsrath zu besprechen und sodann einen schriftlichen 
Bericht an die Genossenschaft zu erstatten und eine Abschrift desselben dem 
Verbandsdirektor einzusenden.

Der Genossenschaftstag zu Plauen (1887) hat die wichtigsten Grund­
sätze für die Ausbildung der Revision in einem Beschluß zusammengefaßt, 
der S. 240 in der Vorbemerkung zu §§ 51 ff. wörtlich abgedruckt ist. Nach 
einer bis 1887 reichenden Zusammenstellung in Nr. 50 bis 53 der Bl.f.G. 1888 
und Nr. 1 der Bl.f.G. 1889 hatten bis Ende 1887 im allgemeinen Ver­
bände 1098 Revisionen stattgefunden, 423 Genossenschaften waren einmal, 
216 zweimal, 53 dreimal, 17 viermal, 2 fünfmal und 1 sechsmal revidirt. 
Von den Revisionen kamen 187 auf die Konsumvereinsverbände.

Für das in Aussicht stehende Genossenschaftsgesetz schloß sich der Genossen­
schaftstag dem Vorschlage Schutzes in der letzten Redaktion der Novelle 
(Vorbemerkung zu Absch. IV s. unten S. 242) nicht an.*)

*) In der Schrift „Material zur Revision des Genossenschastsgesetzes" hat Schulze- 
Delitzsch zur Begründung seines Antrages eine besondere Abhandlung über die Revisoren- 
ftage beigefügt und in derselben auch die ^Bestimmungen des englischen Genossenschafts­
gesetzes (Industrial and Provident Societies Act) von 1876 über die Zwangsrevision 
dargestellt. Die genannte Akte vorn 11. August 1876, welche die Akte vorn 7. August 1862 
zum Zweck der Vorbeugung gegen leichtsinnige Geschäftsführung abänderte, führte regel­
mäßige Geschäftsrevisionen ein. Das Gesetz bestimmt, daß eine jede Genossenschaft

a) wenigstens einmal int Jahre ihre Rechnungen der Revision, entweder durch 
einen der nach diesem Gesetz bestellten öffentlichen Revisoren, oder durch 
zwei oder mehrere nach den Bestimmungen des Statuts bestellte Personen 
unterwerfen muß, denen alle Bücher und Rechnungen zugängig sein müssen, und welche 
die Einnahmen und Ausgaben, Fonds und Bestände der Gesellschaft zu prüfen, mit 
den Rechnungen und Belägen zu vergleichen und entweder als von ihnen richtig, gehörig 
belegt und in Uebereinstimmitng mit dem Gesetz befunden zu unterzeichnen, oder der 
Gesellschaft besonders Bericht zu erstatten haben: inwieweit sie etwas unrichtig, nicht 
belegt, oder nicht in Uebereinstimmung mit dem Gesetz befunden haben;

b) einmal in jedem Jahre vor dem 1. Juni dem Registrar (dem Leiter der Kontrol- 
stelle zur Eintragung der Genossenschaften in das amtliche Genossenschaftsregister) einen 
allgemeinen Ausweis (Jahresbericht) über die Einnahmen und Ausgaben, Fonds und 
Bestände nach den: Revesionsbefunde zu übersenden, dieser Ausweis muß die Ausgaben 
in Bezug auf die verschiedenen Zwecke der Gesellschaft getrennt aufführen, bis zum 
31. Dezember einschließlich reichen und konstatiren, ob die Revision von einem nach 
diesem Gesetz bestellten öffentlichen Revisor vorgenommen und von welchem, wenn die­
selbe von anderen Personen vollzogen wurde, den Namen, den Wohnort, den Beruf 
oder das Gewerbe dieser Personen, und auf welche Art sie bestellt wurden, angeben, 
sowie ein Exemplar des Revisionsberichts beifügen.

Tie Wahl zwischen den beiden Klassen von Revisoren steht lediglich der Genossen­
schaft zu. Die öffentlichen Revisoren, die äußerst selten benutzt werden, ernennt das 
Schatzamt, welches eine Liste derselben und der ihnen zukommenden Honorare ver-
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Auch andere genossenschaftliche Verbände, namentlich der Anwaltschafts­
verband in Neuwied, der allgemeine Verband der landwirtschaftlichen 
Genossenschaften des deutschen Reiches, der Verband landwirtschaftlicher 
Genossenschaften in Württemberg und der polnische Verband hatten die 
Verbandsrevision, mehr oder weniger nach dem Muster des allgemeinen 
Verbandes, bei ihren Genossenschaften eingeführt und gehandhabt.

Der Entwurf des Reichsjustizamtes hielt es für zweckmäßig, sich an 
die im allgemeinen Verbände bestehenden Einrichtungen anzulehnen. Das 
Recht zur selbstständigen Ausübung der Revisionskontrole wurde den Ver­
bänden, nur wenn sie gewisse Garantien bieten, zugestanden. Sie sollten 
es aber nur nach Prüfung an öffentlicher Stelle, durch staatliche Verleihung 
erhalten. Auch wurden die Voraussetzungen bestimmt, unter denen ihnen 
das Recht zur Bestellung des Revisors entzogen werden kann. Den keinem 
solchen Verbände angehörigen Genossenschaften sollte der Revisor durch den 
Richter bestellt werden.

Ueber das Verhalten der Genossenschaftstage und des Bundesraths zu 
diesen Bestimmungen des Entwurf s. unten S. 242.

In der Reichstagskommission waren die Ansichten sehr getheilt. In 
Vertretung des Beschlusses des Genossenschaftstages in Erfurt waren 
Anträge gestellt, zu deren Begründung ausgeführt wurde: Die bisher 
erzielten Erfolge seien nur möglich gewesen, weil die Revision aus der 
Selbstbestimmung und der freien Entschließung der Genossenschaften hervor­
gegangen sei. DieZwangsrevision sei ungerechtfertigt, weil die Genossenschaften 
frerwillige Vereinigungen von Privatpersonen seien; sie sei auch gefährlich, weil 
sie das Bewußtsein der Selbstverantwortlichkeit für das Gedeihen der Genossen­
schaft bei den Mitgliedern schwäche. . . . DieZwangsrevision sei auch kaum 
durchführbar; da die Mehrzahl der bestehenden Genossenschaften keinem Ver­
bände angehören, werde der vom Registerrichter für die jedesmalige Revision 
besonders zu bestellende Revisor die Regel bilden. Woher wolle aber jeder 
Registerrichter Verständniß dafür haben, welche Befähigung bei einem Revisor 
zur Vornahme einer ordnungsmäßigen Revision erforderlich sei, und woher 
wolle er ausreichend befähigte Revisoren nehmen? — Die Anträge wurden 
gegen zwei Stimmen abgelehnt. Von anderer Seite wurde beantragt, die 
Verbände ganz aus dem Gesetz zu streichen und die Revisionsbestellung aus­
nahmslos dem Richter zu übertragen. Diejenigen Kommissionsmitglieder 
endlich, die auf dem Boden der Regierungsvorlage standen, theilten sich 
wiederum in zwei Gruppen, „von welchen die eine den Verbänden eine 
größere Selbstständigkeit einräumen, die andere dagegen den Einfluß der 
Behörden auf die Handhabung der Revision verstärken wollte" (Komm.Ber. 
S. 25—30). Das Schlußergebniß der Kommissionsberathung war durch 
das vor der zweiten Lesung geschlossene Kompromiß beeinflußt. Der Ab­
schnitt IV ward in der jetzigen Fassung angenommen unter Beseitigung der 
vom Bundesrath hineingebrachten Polizermaßregeln. (Vgl. Komm.Ber. 
S. 25—30 und unten Erläuterungen zu §§ 57 und 59 S. 254 f. und 257 ff.)

Die gesetzliche Revision, wie sie hier geschaffen ist, enthält einen Ein­
griff in die Selbstverwaltung, dessen Erfolg von vornherein zweifelhaft war. 
Die Revision bleibt auch in Zukunft trotz der gesetzlichen Pflicht eine 
Vertrauenssache, denn der Vorstand und Aufsichtsrath müssen den guten

öfsentlicht. Die im englischen Gesetze von 1876 vorgeschriebene Zwangsrevision ist grund­
verschieden von der deutschen. Sie ist wesentlich kalkulatorisch. Der Grund hierfür 
liegt in dem Mangel eines Kontrolorgans in der Genossenschaft, in dem Fehlen des 
bei uns jetzt obligatorischen Aussichtsrathes.
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Willen haben, aus der Revision Nutzen zu ziehen. Einen gesetzlichen Zwang, 
die Revision zu einer nutzbringenden zu machen, giebt es nicht und kann es 
nicht geben. Kann man doch unmöglich Jemanden zwingen, verkehrte wirth- 
schaftlrche Grundsätze aufzugeben.

Die Erfahrungen der fünf Jahre seit Einführung der Zwangsrevision 
sind streng genommen nur aus dem allgemeinen Verbände zu öffentlicher 
Kenntniß gelangt. Hier hatten schon vor dem Gesetz fast alle Unterverbände 
die Revision für obligatorisch erklärt. Es läßt sich schwer untersuchen, ob 
die offenkundigen bedeutenden Fortschritte, die hier in den fünf Jahren die 
Revisionen selbst und die Genossenschaften durch die Revisionen gemacht 
haben, nicht auch gemacht worden wären ohne die Einführung der Zwangs- 
reoision. Wie wir schon in der ersten Auflage 1889 hervorhoben, ist es der 
erhöhten Kosten halber bedauerlich, daß die zweijährige Revisionspflicht 
statt der dreijährigen angenommen ist. Bei einer Vertheilung auf nur zwei 
Jahre bilden die Revisionskosten für kleine Genossenschaften eine zu schwere 
Belastung.*) Ihre Höhe hat dahin geführt, daß manche kleinere eingetragene 
Genossenschaften, namentlich landwirthschaftliche Konsumvereine, es vorgezogen 
haben, sich aufzulösen, um als nicht eingetragene Genossenschaften in schlechterer 
Rechtsform ihren Geschäftsbetrieb fortzusetzen.

Auch die Unterverbände des allgemeinen Verbandes, denen sämmtlich 
das Recht zur Bestellung des Revisors verliehen worden ist, erfuhren 
in Folge des neuen Genossenschaftsgesetzes störende Verschiebungen in ihrem 
Bestände. Sie konnten freilich auch die zweijährigen Revisionen durch 
tüchtige Revisoren nach den Beschlüssen des Genossenschaftstages zu Plauen 
ohne Schwierigkeit durchführen, sofern die Kosten der Revision ganz oder 
zum großen Theile aus der Verbandskasse bestritten wurden und die Bei­
träge zu dieser unter die Verbandsgenossenschaften nach Verhältniß ihrer 
Leistungsfähigkeit vertheilt wurden. Eine ziemliche Zahl größerer Kredit­
vereine und ebenso einige größere Konsumvereine, also Genossenschaften, die 
Erhebliches zu den Verbandskosten beigetragen hatten, verwandelten sich in 
Aktien- oder Aktienkommanditgesellschaften und traten dann meist aus 
dem Verbände aus.**) Lediglich des Revisionszwanges halber traten auch 
manche ältere, seit vielen Jahren bestehende Genossenschaften bei, deren fehler­
hafte Einrichtungen die Revisionen erheblich verteuerten und den Verband 
nöthigten, auf den Verbandstagen die erziehliche Arbeit gewissermaßen 
wieder von vorne anzufangen. Den Leitern vieler dieser, nur der Ersparniß 
halber beigetretenen Vereine mangelte der genossenschaftliche Sinn.

Im allgemeinen Verbände wird unermüdlich gearbeitet, die Schwierig­
keiten zu überwinden. Die Verbandsdirektoren wetteifern, die Revision für 
die einbezirkten Genossenschaften fruchtbar zu gestalten, geeignete praktische 
Genossenschafter zu Revisoren zu gewinnen und in dem schwierigen und 
mühseligen Amt fortzubilden. Einzelne Verbandsdirektoren übernehmen selbst 
die Revision. Die Derbandsrevisoren erstatten für den Verbandstag einen 
Generalbericht, der schon vorher gedruckt und zugleich mit einer statistischen

*) Im allgemeinen Verbände belaufen sich die Kosten jeder einzelnen Revision 
durch den Verbandsrevisor durchschnittlich auf 90 Mark. Die Kosten der gerichtlichen 
Revisionen sind sehr verschieden. Bei einigermaßen gründlicher Ausführung werden dafür 
120 bis 150 Mark bezahlt. Es kommt aber auch vor, daß Vereine sich einen Revisor 
bestellen lassen, der die Revision für 15 Mark ausführt.

**) Von den Aktiengesellschaften sind wenige Jahre darauf mehrere in schmählicher 
Weise zu Grunde gegangen Ihre Direktoren, die durch Selbstmord endeten oder ins 
Zuchthaus kamen, hatten die Umwandlung betrieben, um der Verbandsrevision zu 
entgehen.



LIV Genossenschaftsgesetz.

Zusammenstellung nach den für den Jahresbericht des Anwalts bestimmten 
Tabellen von dem Verbandsdirektor versandt, auf dem Verbandstage Stoff 
zu fruchtbringenden Berathungen bildet. Auf den Genoffenschaststagen 
findet regelmäßig zwischen den Revisoren des ganzen Reiches in besonderen 
Revisoren-Konferenzen ein Austausch der Erfahrungen und Meinungen statt.

Nur von wenigen anderen Verbänden ist etwas darüber bekannt, wie 
und mit welchem Erfolge die Revisionen ausgeführt werden. Von den 
meisten anderen giebt es darüber keine Veröffentlichung. Generalberichte 
der Revisoren und statistische Nachweisungen über die Leistungen der Ver­
bandsvereine fehlen fast überall. Obschon alljährlich im Januar von jedem 
Verbandsvorstand der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk er seinen 
Sitz hat, ein Verzeichniß der dem Verbände angehörenden Genossenschaften 
einzureichen ist (§ 56 des Gesetzes), haben weder der Bundesrath noch das 
preußische Ministerium, weder das statistische Amt des Reichs noch 
das statistische Bureau Preußens jemals etwas darüber veröffentlicht, welchen 
Verbänden das Recht zur Bestellung des Revisors verliehen ist (§ 56), und 
welche Genossenschaften zu ihnen gehören, sowie welche keinem Revisions- 
verbande angehörende eingetragene Genossenschaften vorhanden sind. Schon 
hiernach ist eine umfassende Untersuchung über die Wirkung der Zwangs­
revision, eine Kontrole der Oeffentlichkeit gar nicht möglich. Alle und jede 
Kontrole ist bei den gerichtlichen Revisionen ausgeschlossen. Ein unfähiger 
Revisor kann Einrichtungen oder Maßnahmen veranlassen, die dem Interesse 
der Genossenschaft widersprechen oder wohl gar gemeinschädlich sind. Außer 
den revidirten Vereinen erfährt Niemand etwas davon. Der Vorstand seiner­
seits braucht sich, sofern er den durch Ordnungsstrafen zu erzwingenden 
Verpfllchtunden im § 61 Abs. 2 nachkommt, um die Erinnerungen des Re­
visors nicht zu kümmern, selbst wenn sie ihm grobe Gesetzesverletzungen 
nachweisen.

Nach dem Genossenschaftsgesetz sollen die Staatsbehörden darüber 
wachen, daß der Revisionsverband der ihm obliegenden Pflicht der Revision 
genüge (§58). Sie sind berechtigt, in die Generalversammlung des Ver­
bandes (Verbandstag) einen Vertreter zu senden (§ 57), „dessen Aufgabe 
es ist, von den Verhandlungen Kenntniß zu nehmen, zu dem Zweck, um 
der höheren Verwaltungsbehörde Bericht zu erstatten, damit diese sich ein 
Urtheil darüber bilden könne, ob der Verband der Revisionspflicht ordentlich 
nachkomme."*) Die Staatsbehörden sollen ferner bei den keinem Revisions- 
verbande angehörenden Genossenschaften darüber wachen, daß das Gericht 
einen brauchbaren Revisor bestelle (§ 59). Auch soll der Reichskanzler 
ermächtigt sein, allgemeine Anweisungen zu erlassen, nach denen die Revisions­
berichte anzufertigen sind (§ 62). Ein Nutzen dieser Bestimmungen hat sich 
bisher nicht gezeigt. In die Versammlungen der Revisionsverbände wurden 
nur sehr selten Vertreter gesandt. Mit Einverständniß der höheren Verwaltungs­
behörde sind oft recht ungeeignete, nicht sachverständige Personen zu Revisoren 
bestellt (§ 51 und § 59 d. G. siehe unten S. 259). Entscheidungen oder 
Erklärungen von höheren Verwaltungsbehörden zeigten nicht selten unver­
kennbar eine große Unkenntniß in Genossenschaftsangelegenheiten. Eine An­
weisung des Reichskanzlers über die Anfertigung von Revisionsberichten ist 
nicht erlassen worden; ihre Herstellung würde auch schwierig sein, da ja die 
Reichs- und Landesbehörden von den erstatteten Berichten der Revisoren 
nichts zu sehen bekommen.

*) Stenographischer Bericht über die Sitzung vom 26. Mai 1889 S. 1079. — 
Es - sei dringend nothwendig, sagt mit Recht Pröbst S. 209, daß „nur sachverständige und 
urtheilsfähige Männer zu solcher Vertretung gewählt werden."



Einleitung. LV

Das Vorhandensein jener gesetzlichen Bestimmungen schwächt jedenfalls 
das Gefühl der Selbstverantwortlichkeit in den Mitgliedern der eingetragenen 
Genossenschaften, fördert die so oft verhängnißvolle blinde Vertrauens­
seligkeit*^) und giebt allen noch so unrichtigen Aussprüchen von Regierungs­
beamten über Leistungen von Genossenschaften und Werth genossenschaftlicher 
Einrichtungen und Bestrebungen eine weit höhere Bedeutung als sie ver­
dienen, verleitet also leicht die Betheiligten, falsche Wege einzuschlagen. 
Die Zwangsrevision hat hisher keineswegs, wie erhofft wurde, das Be­
wußtsein der Solidarität unter den deutschen Genossenschaften gestärkt und 
die Bildung gesunder genossenschaftlicher Verbände gefördert, sondern eher 
das Gegentheil bewirkt. Reine Revisionsverbände, also lediglich der Revision 
halber gebildete Vereinigungen eingetragener Genossenschaften, bilden für 
die Fortentwickelung des auf Selbsthülfe gegründeten Genossenschaftswesens 
der kleineren und mittleren Gewerbetreibenden in der That ein schädliches 
Hemmniß. Dazu kommt noch, daß die zweijährige Revisionspflicht mit ihren 
bedeutenden Kosten eine erhebliche Zahl Verbände der Selbsthülfe entfremdet 
und sie veranlaßt, baare Unterstützung aus Staats- oder Provinzialfonds 
oder von staatlich subventionirten landwirthschaftlichen Eentralvereinen u. s. w. 
zu erbitten und anzunehmen.

Rach alledem Haber: die Erfahrungen der letzten fünf Jahre uns noch 
nicht überzeugen können, daß der Beschluß des Erfurter Genossenschafts­
tages 1888, welcher den vierten Abschnitt des Gesetzentwurfs mit der Selbst- 
hülfe nicht vereinbar erklärte und dringend dessen Beseitigung befürwortete, 
auf unrichtigen Voraussetzungen beruht.

*) Bei Zusammenbrüchen von Kreditgenossenschaften hat sich wiederholt gezeigt, wie 
unrichtig die Annahme in der Begründung ist (siehe unten S. 242), daß die Verbände 
über hinreichende Mittel verfügen, um die einzelnen Genossenschaften zur Abstellung 
aufgedeckter Unregelmäßigkeiten anzuhalten. Die Indolenz der Mitglieder gegenüber der 
Mißverwaltnng des Vorstandes ist seit Einführung der Zwangsrevision anscheinend 
gewachsen.




